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P,RÄSIiDENT (um 9 Uhr 5 Min.): Ich
eröffne die Sitz'ung. Das Protokoll der letz
ten Sitzung ist geschäftsordnungsgemäß auf
gelegen, es ist unbeanständet geblieben und
daher als genehmigt zu betrachten.

Von der heutigen Sitzung hahen sich ent
schuldigt di'e Herren Abgeordneten 'R e i t her
und Di,enbau'er.

Ich ersuohe um Verlesung des Einlaufes.
SCH,RI'FTFOHRER (liest): Vorlage der

Landesregierung, betreffend den Voranschlag
des Schulbaufonds für 1950.

PRÄSIDENT: Die Vorlage wird dem
Finanzausschuß zugewiesen.

Wir fahren in den Beratungen zum Vor
anschlag des Landes Niederösterreich fort
Als nächster Redlner zur Gruppe 0, "Land
tag und Allgemeine Verwaltung", erteile ich
Herrn Abg. Vese 1y das Wort.

Abg. ViESELY: Huher Landtag! Vielleicht
würde 'es sich erübrigen, auoh heuer wieder
über die Randgemeindenfrage zu sprechen,
denn schließlich und endlich haben sich die
Menschen in den hetroffenen Gemeinden längst
daran gewöhnt, unsepe R,eden über die Rand
gemeindenfrage wi'rklich nur als Gerede zu
werten, weil sich praktisch trotz a11 der vielen
Reden, die wir über di,ese Frage schon einige
jahr,e halten, nichts g'eändert hat. Ich füMe

mich aber trotzdem veranlaßt, Z'll'r Rand
gemeindenfrage zu sprechen, und zwar des
halb, weil dies'e Frage in der letzten Zeit auf
ein Geleise geschoben wurde, das meines Er
aohtens absol,ut nicht geeignet ist, einer zweck
mäßigen ,Lösung dieser Frag,e i'rgendwie dien
lioh zu s'ein.

Wir wissen, daß die 'Randg,emeindenfrage
im Zusammenhang mit den Wahlen in die I

Gemeinderäte auf die Tagesordnung gekommen
ist, und wir wissen, daß auch die Öster
r'eichische Volkspartei sich in einer internen
Konferenz in Mödling mit dieser Frage 'be
schäftigt hat. Man kann f'eststeUen, daß das,
was über die Randgemeindenfrage bei dieser
Gelegenheit gesagt wurde, weit davon ent
f,ernt ist, di'e r,echtliche Grundlag,e dieser
ganzen Angelegenheit irgendwie einer Klärung
zuzuführen, soweit diese überhaupt noch mög
lich 'ist, oder einer saohlichen Behandlung zu
unterzi'ehen. Vielmehr wurde dies,e .frag,e vom
rein politischen Standp'unkt aufgezä'umt, und
zwar vor allemander'en im Hinblick ,auf die
Gemeinde Wien. Es wurde eine Darstellung
gegeben, als o'b letzten Endes niemand 'anderer
schuldig wäre als ,die Gemeinde Wien, daß
diese Frage bisher nicht gelöst wurde.

leh muß deshalb schon zur Information für
alle jene Mitglieder des Hohen Hauses, die
vielleicht nicht ganz im Bilde sind, auf die
Entstehung der Randg,emeindenfrage über
haupt zurückgreifen.

Wir erhielten 'am 1. Mai .1945 die soge
nannte provisorische Verfassung. In dieser
heißt es in § 3, Punkt 2, 1. Absatz, wie folgt
(liest): "Di,e Grenzen zwisohen Wien und
Niederöst'erreich bleiben vorläufig nach dem
Stand vom 10. April 1945 bestehen." Damit
ist also ausgedrückt, daß die Randgemeinden
einen Teil von Wien bilden. Di,es blieb so bis
zum Oktober 1945. Im Oktoher 1945 begann
sich die NationaIratswahlordnung für die im
November 1945 durchzuführenden National
rats- und Landtagswahlen mit diesem Zustand
zu beschäftig,en. Hier,bei zei,gte 'es sich, daß die
Lösung dieses Problems, die eigentlich einem
späteren Gesetz vorbehalten sein sollte, vo'r
weg,genommen werden mußte, ;um die Rand
g,emeinden entweder für Wien oder für Nieder
österreich wählen zu la'ssen. Die Verhand
lungen wurden damals zwischen Wien und
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Niederösterreich und zwischen den beiden
großen Parteien, die in erster Linie über die
künftige Grenz,e zwischen Wien und Nieder
österreich zu entscheiden hatten, geführt.
Schließlich und endlich wurde in di,e National
ratswahlordnung die Bestimmung aufge
nommen, ,daß von den 97 Gemeinden 80 für
Ni,ederösterreich und 17 für Wien wählen
sollten; so geschah es denn auch.

Der neue Nationalrat setzt'e mit Beschluß
vom 28. Dezember 1945 die ,alt,e österreichische
Bundesverfassung 'vom Jahre 1929 wi'eder in
Kraft. Es könnte nun jemand kommen 'und
sagen, daß durch dies,e Wiederinkraftsetzung
wieder di,e alten Grenzen g,elten. Dem list aber
nicht so, denn in dem Beschluß, der anläßlich
der Wi,ederinkraftsetzung der Bundesverfas
sung gefaHt wurde, heißt es, daß nicht gegen
st'andslos gewordene Bestimmungen der vor
läufigen Verfassung Teile der IHundesverfas
sung an sich sind. Da ,diese Bestimmung des
§ 3 der vorläufigen Bundesverfassung nicht
durch ein Gesetz - das ,eben damals noch
nicht geschaHen war - gegenstandslos gewor
den war, wurde diese B>estimmung dn Teil der
endgültigen Verfassung. Durch die endgültige
Verfassung wurde 'bestimmt, daß die Grenzen
vom 10. April 1945 bis auf wehef'es bestehen
bleiben. Damit wurde auch durch di,e Inkraft
setzung der Bundesverfassung 'vom Jahr;e 1929
eindeutig zum Ausdruck gebracht, daß die
Randgebiet,e verfassungsmäßig ein Teil von
Wien sind.

Di,e Wiederinkraftsetzung der Verfassung
erhielt die Zustimmung des Alliierten-Kontroll
rates, womit sämtliche E,lemente des Alliierten
Kontrollrates anerkannt haben, daß di'ese
80 Gemeinden ein Teil von Wien sind. Und
nun kamen die Gesetze, die dies,es provisorische
Über,einkommen anläßlich der Nationalrats
wahlen eben in Wirklichkeit auf eine g,esetz
liche Grundlage' stellen sollten. Es kam also
z'u den drei bekannten Gesetzen, bekannt unt,er
dem Namen Gebietsändef'ungsgesetz, und zwar
im nö. Landtag und im Wiener Landtag im
Juni 1946 sowie im Nationalrat im Juli 1946.
In allen drei Fällen 'handelte 'es sich um Ver
fassungsgesetze, die einstimmig gdaßt wurden,
und zwar in allen drei Körperschaf,ten. Wir
wissen weiter, daß diese Gesetze nicht in Kraft
tr,eten konnten, weil eben der Alliierten-Kon
tmllmt diesen Verfassungsgesetzen hisher nicht
einhellig seine Zustimmung gegeben hat. Wir
wissen weiter, daß di,e Zustimmung vor allem
von der russischen Besatzungsmacht verwei
gert wurde. Die russische Besatz'ungsmacht
steht nach wie vor auf dem Standpunkt, daß
Wien nur 21 Bezirke hat. Das ist allerdings
ein W.iderspruch zu ihf'er Zustimmung, die an
läßlich der Inkraftsetzung der BundeSiverf'as-

sung gegeben wur,de, weil mit dieser gleich
zeitigauch di,e Bestimmungen der provisori
schen Verwaltung in Kraft g'etr,eten sind, daß
die Grenzen zwischen Wien und Niederöster
reich vorläufig nach dem Stand vom 10. April
1945 bestehen bleiben. Jedenfalls ,erhielt das
Gesetz di,e Zustimmung nicht. Seit dieser Zeit
wurden 'ungezählte V'ersuche unternommen, die
Zustimmung des Alliierten-Kontrollrates zu
diesem Verfassungsges,etz zu erhalten. Es gibt
wohl kaum irgendeine Behörde in Wien und
Ni,ederösterreich, di,e nicht mit dieser Ang'e
legenheit befaßt worden wäre, und zwar nicht
einmal, sondern wiederholt.

E'ine ganz besonders große Rolle spieHe ja
das Randgemeindeng,ebiet seinerzeit, als noch
die Ernährungsverhältnisse unterschiedlich
waren und sich die Bewohner der Rand
gemeindengebiete benachteiNgt fühlten. Gerade
die Ernährungsverhältnisse waren der Haupt
motor, der die verschiedenen Körperschaften
immer wieder veranlaßte, Vorstöße in der
Randgemeindenf'rage zu unt'ernehmen. Wir
wissen, daß keiner dieser Vorstöße zu einem
Ziel geführt hat. Zuletzt 'hieß ,es, di,e l'Ussische
Besatzungsmacht wäre bereit, dem Gesetz
dann die Zustimmung zu geben, wenn die
f rage einiger Orte g,eklärt würde, eine Frage,
über die der Herr Abg. Emeoker gestern
gesprochen hat. loh war auch der Mei,nung,
als der Abg. DubO'vsky vor W,eihnachten ,er
klärte, die russische Besatzungsmacht würde
dann ihf'e Zustimmung g,eben, wenn durch eine
schriftliche Äußerung des Bürgermeisters 'Von
Wien di,e Reg.elung dieser Frage im Sinne der
Wünsche der russischen Besatzungsmacht er
folgen würde. Der Herr Ahg. Ernecker hat
bereits darauf hingewiesen, daß der Bürger
meister von Wien dies,e Ef1klärung sogleich ab
g,egeben hat, der Erfolg war aber nichtsddto
weniger der gleiche, denn es wurde bisher von
seiten der russischen Besatzungsmacht die Zu
stimmung nicht gegeben. Wir s'ehen daraus,
daß alle diese Bemühungen wirklich zwecklos
gewesen sind. Anläßlich der letzten Bespre
chungen, bei denen es sich darum gehandelt
hat, daß die Randgemeinden hei der Durch
führung der Wahl der niederösterr'eichischen
Gemeindevertreter miteinbezogen wenden 'Sollen,
war es der Vertreter der russischen Besatzungs
macht in Niederöskrreich, der ein zi,emlich
klares und eindeuHges Nein in dieser Frage
ausgesprochen hat. Soweit also der Sachver
halt.Es ist für j'edenklar ,erkenntlich, daß
keine österr,eichische !Stelle die Schuld daran
trifft, daß diese Frage hisher nicht geklärt ist.
Die Schuld daran trifft ausschließlich den
Alliierten-KontroII:rat, dem es bisher nicht
gelungen ist, das in dieser Frage notwendige
Einv,emehmen zu erzielen. Und nun kommt
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der Vorstoß der Österreichischen Volkspartei
in Mödling am 12. März 1950. Es wird ein
Vorstoß unternommen, aber nicht etwa gegen
die Schuldigen, sondern gegen Wien. Dieser
Vorstoß hat fast die form einer Kriegserklä
rung. Die Nationalrätin Solar forderte näm
lich die Versammelten auf - ich zitiere wört
lich - "endlich das Joch abzuschütteln und
zum frei'heitskampfanz'utreten. Die Protest
versammlung sei eine historische Stunde 'und
finde auf historischem Boden in ,der alten
Babenbergerstadt Mödling statt". Aber zum
freiheitskampf anzutreten gegen die Gemeinde
Wien, die in dies,er frage die freiheit nicht
geben kann, ist wohl einig,ermaßen deplaciert.
Der Bundesrat W,einmayer sprach ganz ein
deutig vom Raub der Oemeinde Wien an den
Randgemeinden. Daß dies keine zufällige Ent
gleisung ist, beweist ein Aufsatz, der im
Organ des ÖVP-Oemeindevertreterverbandes
"Die niederöst'erreichischen Gemeinden" in der
fehruarnummer dieses Jahres ,erschien, ge
zeichnet von einem Anonymus Dr. ]. H.unter
dem Titd: "Zur Rückgliederung der Rand
gemeinden an Niederösterreich". Der Artikel
schreiber polemisierte dort in erster Linie
gegen irgendeinen Artikel 'von mir über dies,~

frage - derallerpings rein sachlich gehalten
war -, und sagt dann nicht mehr und nicht
weniger, als ·daß die Gemeinde Wien aus den
Randgemeindegehieten so großen Nutzen zöge,
daß sie gar keine Ursache hahe, di,ese Frage
-einer raschen Lösung zuzuführen. Ich werde
mich mit di,esem Dr. ]. H., von dem ich er
wartet habe, daß er vi,elleicht die rechtliche
Grundlage überprüfen würde - ich nehme ,an,
daß ·es sich um einen Dr. juris handelt -,
noch befassen. Der Artikelschreiber hat aber
die r,echtliche Grundlage der Angelegenheit
nicht geprüft, sondern ,er hat sich auf ·ein rein
politisches Gebiet beg,eben und mit diesem
ArNkel nicht sehr glücklich opedert. In Möd
ling wurde auch eine Resolution gefaßt, ,di'e
verlangt: 1. E'insetzung von provisorischen
Gemeindeausschüssen, 2. Durchführung von
Oemeinderatswahlen und 3. Klage ·durch den
Landeshauptmann Steinböck beim Verfassungs
gerichtshof.

Ich frage nun: Wer sollte die provisorischen
Gemeindeausschüsse dort ,einsetzen? Ni,eder
öst,erreich kann di,es nicht, weil die Rand
g'emeinden nach der Verfassung eindeutig ein
Teil von W;ien sind. Die Gemeinde Wien kann
auf Grund ihrer Gemeindeverfassung das eben
falls nicht. Das gibt es doch nicht, daß sie
in einem Teil ihr·es Gemeindegebietes Geme,inde
ausschüsse einsetzt. Durchführung von Ge
meinderatswahlen? Ich will nicht davon spre
chen, was die Gemeinderäte dort verwalten
sollten. Sie haben ke,ine finanziellen Mittel,

haben k·eine Beschlußkraft und können daher
überhaupt keine Anordnungen treffen. Es wäre
wirklich vollkommen zwecklos, dort einen
Bürgermeist,er oder Gemeinderat z'u wählen,
der keinerlei funktionsfähigkeit besitzen würde.
Ganz abgesehen davon ergibt sich aber die
f rage, wer in diesem Randgemeindengebiet
die Gemeinderatswahlen ausschreiben sollte.
Das Umd Ni,ederösterreich ist hierzu nicht
berechtigt und vom Standpunkt der Stadt Wien
aus 'ist es ja eine juristische Unmöglichkeit,
in einem Teil von Wien Gemeinderatswahlen
auszuschreiben.

Nun ZUm dl1itten Teil der Resol'uNon, daß
der Landeshauptmann St,einböck beim Ver
fassungs,gerichtshof eine Klage einbringen soll.
Ich bin überzeugt, daß der Präsident des Ver
fassungsgerichtshofes sagen würde: "Lieher
Herr Landeshauptmann, Sie haben sich in der
Adresse g,eirrt, es liegt nicht beim Verfassungs
geDichtshof, darüber zu entscheiden, sondern es
liegt nur an ,der Zustimmung des Alliierten
Kontrollrates; was soll ich als Verfassungs
g,erichtshof hier entscheiden? Ich kann höch
stens entscheiden, daß nach dem gegenwärtigen
Stand der Dinge die Randgehiete unbestritten
ein Teil von Wien sind und ich kann nur ent
scheiden, sie wären längst ein Teil von Nieder
östeueich, wenn der Alliierten-Kontrollrat zum
f,ertigen Gesetz, das den Willen des öster
reichischen Volkes .eindeuüg zum Ausdruck
bringt, seine Zust.immung gegeben hätte."
Mehr könnte der Verfassungsgerichtshof dem
Herrn Landeshauptmann nicht sagen. Das
alles sind Dinge, die uns zeigen, daß die Art
und Weise, wie sie ·,in Mödling auf,gezogen
wurde, absolut nicht einer raschen und wirk
lich gerechten Lösung dienlich war.

Es fragt sich nun, was war also der ZwccJl.
dii,es,er ganzen Angelegenheit? Man kann nur
sagen, daß es sich hier 'um eine Stimmungs
mache ,gegen Wien handelt, die in Anbetracht
der bevorstehenden Wahlen in dien übrigen
Teilen Niederösteueichs unt·ernommen wurde.
Es ist bezeichnend, daß diese IStimmungsmache
um die ['rhebung einer forderung, die uner
füllbar ist, kominform geht mit ·einer for
derung, die auch die Kommunistische Partei ...
(Abg. Dubovsky: Kominform?)... konform
geht - ich habe mich geirrt - mit einer for
derung, die auch die Kommunisten bei den
Gemeinderatswahlen ,in Niederösterreich er
hoben haben.

Bei dieser Gelegenheit wurde vom Herrn
Bundesrat Weinmayer, .als er vom "Raub der
Gemeinde Wien an den Randgemeinden"
sprach, die Behauptung aufgestellt, daß die
Gemeinde Wien bisher aus dem Randgebiet
einen Betrag von 100 Millionen g·ezogen habe
und nur 25 Millionen Schilling in die Rand-
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gemeinden zurückfließen heß. Stadt!rat Resch
als der verantwortliche finanzreferent der
Gemeinde Wien hat wenige Tage darauf die
Antwort gegeben, beinhaltend eine Darstellung,
aus der zu entnehmen ist, daß die Gemeinde,
Wien aus dem Randgebiet seit 1945 einen
B,etrag von 93 Millionen gezogen hat und in
die Randg1emeinden einen Betrag von zi!rka
127 Millionen Schilling zurückfließen fieß, Der
Herr Kollege Ernecker hat gest,ern erklärt,
daß das Zurückflließen des Bdrages sich zum
girößten T'eil in der Wieder,j,nstandsetzung und
im Wiooeraufbau 'Von Brücken ersohöpHe, die ja
letzten Endes - und da hat er nicht unrecht
nicht nur den Randgebieten, sondern in erster
Linie der Stadt W:ien selbst zlugute kommen.
Aber a'us dieser Darstellung des Stadtrates
Resch geht hervor, daß es sich dabei nicht
allein um die Wiederherstellung 'Von Brücken
handeUe. Wenn ich nur einige Ziffern nenne:
für di,e Wohlfahrtsfürso'rge wurden 9,5 Mil
lionen ausg,egeben, für die Krankenhäus,er in
Mödling und Klostemeuburg 4,5 Millionen,
für den Wohnhausbau 9,3 Millionen, für
Straßenbau 13 Millionen, für Brücken- und
Wasserbau 11,8 Millionen, für Kanalisation
6 Millionen, für Volks-, Haupt- und Sonder
schulbauten 10,2 Millionen, für den Personal
aufwand 20 Millionen usw. Wir .sehen also,
daß es sich 'Um Beträge handelt, die es schon
erklärlich 'erscheinen lassen, daß sie im ganzen
127 Millionen Schilling erreicht haben.

Der Herr Kolleg1e Emecker hat auch an
einem im f'inanzausschuß von mir gebrachten
Bei'spiel erwiesen, daß meine Gemeinde Perch
toldsdorf, ebenfalls eine Randg,emeinde, bisher
der Gemeinde Wien seit 1945 ein Steuerauf
kommen von zirka 12 Millionen gebracht hat,
während umgekehrt kaum eine Million in den
Ort zurückgeflossen 'ist. (3. Präsident über
nimmt den Vorsitz.) Der Herr Kollege Er
necker hat dmaus ,gefolgert, daß also, wenn
dieser ,eine Ort schon soviel bringt, nicht ,alle
anderen Orte zusammen nur ,insgesamt 93 Mil
lionen Schilling bringen können. Auch das ist
nicht richtig, Unter den Randgemeinden ist
P'erchtoldsdorf di,e zweitgrößte mit mehr als
11.000 Einwohnern und folgt hinter Mödling.
Aber abgesehen 'von der Einwohnerschaft hat
P,erchtoldsdorf der Gemeinde Wien vor allem
sehr vid an Oetränkeabgabe gebracht. (Zwi
schenrufe bei der Volkspartei: Oumpolds
kirchen noch mehr.) Gumpoldskirchen hat weit
weniger gebracht, weil es weit weniger Be
sucher aufzuweisen hat. Perchtoldsdorf ist
g,egenüber früheren Zeiten ,einfrequentierkr,er
Ort geworden, weil die Wiener weniger gern
nach Gumpoldskirchen und lieber nach Pereh
toldsdorf fahren. Der Anteil an Oetränkeab
gabe, der aus diesem Ort gezogen wurde, ,ist

im Verhältnis zu den anderen Orten daher ver
hältnismäßig hoch. (Abg. Ernecker: Ein Sie
bentel des ganzen Betrages!) Daraus resultiert
das verhältnismäßig hohe Steueraufkommen
der einzelnen Gemeinden.

Nun steht Behauptung gegen Behauptung:
Auf der 'einen Seite behauptet Herr Bundesrat
Weinmayer 'etwas und auf der anderen Seite
finanzreferent Resch. Wer von beiden hat
recht? Da kommt nun das kommunistische
Blatt, di,e "Mödling,er Nachrichten" ... (Abg.
Dubovsky: Das ist kein kommunistisches Blatt,
das ist ein großer Irrtum!) Ein großer Irr
tum? Ich glaube nicht! Es gibt in Mödling
eine sozialistlische Bezükszeitung, eine Bezirks
z'eHung der ÖVP und ein "Demokratisches
Organ". (Abg. Dubovsky: Ein bürgerliches
Blatt, mit dem wir nichts zu tun haben!) Wir
slind es gewöhnt, wenn wk 'Von demokratischen
Organisationen hören, immer wieder an die
Kommunistische Partei zu denken. (Heiter
keit.)

In diesen "Mödlinger Nachrichten" heißt es
jedenfalls nach etlichen Seitenhieben .auf die
Gemeinde Wien wegen der mis,erablen Zu
stände in den Randgemeinden wie folgt (liest):
"Aber eines steht felsenfest: E'iner von beiden
- Stadrat Resch oder Bundesrat Weinmayer
hat bewußt und offensichtlich zu demago
gischen Zwecken unwahre Angaben über die
finanzierung der Gemeinde Wien gemacht
und dies durch konkretes Zahlenmat,erial zu
erhärten versucht. Wi'r wollen hüer nicht
Richter spielen, aber wir haben wohl das
Recht, an beide Mandatar,e des österr'eichischen
Volkes ,die Anfrage zurichten, ob sie ihre An
gaben ,auch weiterhin auf'r'ecMerhalten. Wenn
ja, dann mögen sie sich untereinander, aber Ül
voller Öffentlichkeit auseinandersetzen. Wenn
dies nicht der Fall sein sollte, mögen slie bitte
vom Schauplatz des politischen Geschehens
abtreten." Bumsti NazI, jetzt hast es! Die
Szene wird zum Tribunal. Das Blatt hat hüer
eine willkommene Gelegenheit gefunden, beiden
Regierungsparteien eins aufs Zeug zu flicken.
Ich muß sagen, recht geschieht Bundesrat
Weinmayer, denn er konnt'e die Zahlen gar
nicht wissen. Ich hätte mich an seiner Stelle
gehütet, so ganz konkret'e Ziffern zum besten
zu geben.

Am 25, März wurde vom Bürgermeister
Körner die Mödlinger L,eistungssehau er
öffnet. Er nahm, nachdem er sich nach der
"Kriegserklärung", wie er sich ,in seiner lau
nigen Art ausdrückte, zum erstenmal in das
Kriegsgebiet begeben haUe, auf die Tagung
Bezug und erklärte - das aber mit allem
Ernst -, daß er nicht gewillt sei, diese
Zweifel, die in die Veröffentlichung des Stadt
rates Resch gesetzt werden, auf sich beruhen
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zu lassen und daß er bereits Auftrag gegeben
habe, eine Kommission zu bilden, die die Rich
tigkeit der 'V'eröffentlichten Ziffern untersuchen
und bestätigen wird.

Wir sehen daraus, daß jetzt unter Umstän,
den HeH Bundesrat Weinmay'er als derjenige
dortstehen wir,d, der mit falschen Ziffern
openiert und nach dem Willen des Blattes vom
Schauplatz des öffentlichen Geschehens abzu
treten hat. Ich frage, ob di,es notwendig war
und bin der Meinung, daß wir uns solche
Dinge in dieser ernsten Frage ersparen hätten
können. AUe anwesenden Mandatare und
Funktionäre wußten ganz genau, daß die

,Lösung dieser frage nicht bei Niederöst,erreich
und bei Wlien, sondern bei der Besatzungs
macht liegt. ,Es mag schon richtig sein - ich
weiß es und in meinem Ort ist es genau so -,
daß immer Menschen kommen 'und sagen,
nichts wi!rd von der Gemeinde Wien gemacht,
die 'Lampen sind zuwenig, die Straßen sind
schlecht usw. Das stimmt bis zu einem ge
wissen Grad. Die Gemeinde Wien hat sdch hier
bei den InvestiNonen in den Randgebieten von
dem Grundsatz leiten lassen, diese Investi
tionen in erster Linie dort durchzuführen, wo
durch Kriegseinwirkungen besondere Schäden
entstanden sind, wie z. B. in Schwechat, Lie
sing, Mödling und so weiteL Mein Ort Perch
toldsdorf ist zufällig vollkommen 'unversehrt
aus den Kriegswirren hervorgegangen,und lich
kann mir vorstellen, daß man Steuereinnahmen
meines Odes dazu verwendet, um im zerstörten
Nachharor't jene Maßnahmen zu trdfen, ,um
den Menschen wenigstens ein Dach über dem
Kopf zu verschaffen. Es ist das nur ein Akt
der Solidarität, den wlir und den Sie verstehen
müssen und auch verstehen können, wobei ich
allerdings zugehe, daß diese Art der 'Sohda
ritätsbekundung natürlich einmal ein Ende
haben muß. ß,isher aber hahe ich mir gesagt,
trotzdem es mich oft geärgert hat, daß diese
oder jene dringende Sache nicht geschehen ist,
bei den anderen war die Verwendung des
Geldes momentan noch dringender als bei uns.

Wir s'ehen ,also, daß diese ganz1e Rand
gemeindenangeIegenheit nicht durch uns gelöst
werden kann, und daß es zwecklos ist, s'ich
gegens,eitig die Schuld Z'Uschreiben zu wollen.
Ich weiß, daß die Gemeinde Wien heut,e lieber
als morgen das Handgebid abstoßen würde.
Es ist also absolut nicht richtig, zu behaupten,
daß die Gemeinde Wien irgendwelche B,estre
bunigen, etwa Sabotage, treibt, nur um, wi'e es
in ,dem Artikel heißt, möglichst lange im
Besitz der hohen EinkünHe aus dem Rand
gemeindengebiet zu bleiben. Ich würde ,im
Interesse der Sache wünschen, daß von solchen
Kundgebungen in Hinkunft Abstand genom
men wird, denn die Angelegenheit ist viel zu

ernst und für die Bewohner dort viel zu
drückend, als daß si'e zum Gegenstand e,iner
rlein politischen, vieUeicht wahlmäßig betonten
Angelegenheit gemacht wird. (Beifall bei den
Sozialisten.)

3. PRÄSIDENT: Als nächster Redner ,ge
langt Herr Abg. Du b 0 v sk Y zum Wo:rt.

Abg. DUBOVSKY: Hohel' Landtag! Im
A'ulsschuß ist über die Würde des La.ndt1ages
eini'ge M.ale ~esprochen und dal1auf hinge
wiesen worden, daß diese Würde des Land
tages ununterbrochen durch die Landesregi,e
rung verletzt, j,a geradezu mit füßen ,getreten
wird. Ich vermisse in den bisherigen Aus
[ühr,ungcn der dnzdnen Debatteredner der
anderen Parteien, daß 'si,e hier ebenso offen
über die Methoden der Landesregierung
sprechen, wie diese Landesregierung di,e Be
schlüsse dies Landtageis r,espektiert oder nkht
respektiert, indem sie 'einfach Beschlüsse, die
der Landtag gefaßt hat, in ihren Schreibtisch
laden verschwinden läßt Ulnd sich nicht mehr
darum Ikümmert. Dielse NichtreSlp'ektiefiUtng des
Landtalges, dessen VoHzugsor,gan ja nur die
Landesregierung i'st,und nicht dessen Herr
scihaftsorgan die Landesregierung ist, zeigt
deutlich, daß man dies,er Land:esregieriUng
keinen Verhauensvorschuß ig,eben darf und da
her ihr auch keine Enmächtigung erteilen kann,
weH man weiß, was diese Landesregierung
mit einer ihr erteilten Ermächtigun!g machen
würde, wenn sie sich nicht einmal an di,e Be
schlüsse des Landtalges hält. Es wurde eine
Reihe 'von Beschlüssen im Lan:dtag gdaß't, die
im Int1eresse des niederösterreichiscihen Volkes
gelegen sind. Die Beschlüsse ,wurden von allen
Parteien im Landtag wohleinstimmi,g gefaßt,
aber die Landesregi'erung hat sich sehr weni1g
darum gekümmert. Sie hat sich dnfiach darüber
hinweggesetzt und alutoritär - das .ist jarhr
I<!elDnzeiohen - ihre Handlung'en vollführt,
,aber nicht etwa im Interesse des niederöster
r,eichischen Volkes, denn lsonst hätte sie di'ese
Beschlüsse respektieren müssen.

So wie die Rechte dies Landtages von der
Landesmgienun!g mißachtet werden, in noch
stärkerem Ausmaß werden ldie Rechte der
öffentlichen AngesteHten des Landes von dieser
Landesregierung mit ,füßen getret1en. Ich habe
gestern schon darüber gesprochen, wie die all
gemeine wirtschaftliche La.ge der aIibeitenden
ß.evöl1kerung ist, in welch tristen Verhältnissen
heute die arbeitenden Menschen Jocben müss,en,
von welchen die öffentlHchen Angestellt'en viel
I''eicht in der schlechtesten wi,rtschaftlichen
Situation sind. Den öf,fentlichen Angestellten
wird bei jeder paSiselillden und unpassenden
GeIegenheit immer di'e Hochachtung und der
Dank dafür wuslgespl'Ochen, daß 'Si'e um den
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BetteJ:gehalt, den si,e ,el'halten, bisher für das
Land und den Bund gearbeitet haben. Mit dem
Aussprechen von Dank aUein hat sioh aber
noch kein öffentlicher Angeskllter etwas mehr
kaufen können, davon hat noch keiner sein
Leben hesser bestreiten können. Es wäre ,daher
vie'! notwendiger gewesen, wenn man die Ver
dienst'e der öHentlichen kngestellten wirklich
würdi,gen will, ihnen ,auoheineentsprechende
Hezahlung ihrer Leistungen ZJU gewähren.
Wenn wir die Verhäl1tnisse des Budget!s 1938
und des Jahres 1950 vergleichen, a:1so des
letzten Budgets vor der Okkupation Österreichs
'und des diesjährigen Budgets, und wenn wir
die Personalkosten mit dem Sachaufwand ver
gleichen, :dann sieht man eIlst, wie weit die
Gehälter der öffentlichen Angestellten zurück
gebli:eben 'sind. Damals, im Jahre 1938, wur
den 60% des Budgets ,an Personalkosten auf
gewendet, 40% war der Sachaufwand. Im
heuri,gen Budget sind es, trotzdem mehr An
g,estel:lte vorhanden sind, 32 % Pel1sonalkost.en
und 68% SachauFwand. Gewiß, es. soll für den
Sachaufwand 'Schon mehr iherausgearbeitet
werden, dafür sind auch wir; aber diese Zahlen
kann niemand bestreiten" ebensoweni,g die
Vel1hältnisse, untier denen die öffentlichen An
gesteIlten leben. Die b~stehenden Verhältnisse
zeigen nur, daß auf! Kosten der öffentlichen
AI~geskllten glespart wird. Die öffentlichen
Angestelltel'J. werden so in Verhältnisse ge
br:actht, die einfach bereits unerträglich gewor
den 'sind. Es ist zu hoffen, daß endlich das
Nachziehvel1f,ahren in beschleunigter Weise für
die öffentlichen AngeS>tel:lten zum Abschluß
kommt ,und daß damit den öffentlichen Ange
stellten auch die entsprechenden finanziellen
Mittel gegeben werden, die es ihnen ermög
lichen, ein menschenwürdiges Dasein z,u führen.

Zu diesen schwieri:gen finanziellen Verhält
nissen der Landesangestellten kommen nun noch
Maßnahmen der Landesregierung, die diese
schwierigen wirtscha!ft'lichen Verhältnisse mit
einem politischen Terror verbindet. Ich stimme
mit dem Herrn .Nbg. Z,ach überein, wenn er
s.agt, es soll bei 'den ör,fentlichen AngestelHen
die Leistung entscheiden. Auoh wir haben
immer wi'eder bei jeder Budgetberatung unter
strichen, uns interessiert nicht die politische
Einstellung eines öffentlichen Angestellten, wir
erwarten von ihm nur, daß er sich zUr Demo
kratie und zu Österreich bekennt, ,daß er über
die entsprechende Eignung verfügt und die
entsprechenden Leistungen auf seinem Posten
vollbringt. Der Herr Abg. Zach hat di,esen
Grundsa,tz gestern unt,ersofrichen. Die öffent
lichen Angestellten des Landes wären ihm sehr
dankbar, wenn er diesen. seinen persönlichen
Standpunkt innerhalb seiner fraktion, beson
ders aber innerha~b seiner Fraktion ,in der

Regierung, Zllm Durchbruch verhelfen woUte,
denn die Personallpolinik der Landesregierung
st,eht i:11 diametralem Gegensatz zu den Alus
führungen des Abg. Z'ach. Hier wird versucht,
jede Maßnahme in der Personalpolitik unter
Aus,sühaltunlg der provisorischen Personalver
tretung durohzuführen. Abbaumaßnahmen wer
den nicht mit der Personalvertret!ung bespro
chen, obwohl man natüdich nachträglich immer
wieder versichert, selbstverständ'lich anerkenne
die Landesregierung di:ese pwvisorische Per
sünalvertretung.

Bei den Abbaumaßnahmen gibt es überhaupt
sonderbare Erscheinungen im Lande Nieder
österreich. Der Abbau erfolgt nicht derart, daß
die Abbauikommission, die es gibt, ihre Ent
scheidun1gentrifft, sondern beim letzten Abbau
hat es sich so 'abgespieH, ,daß Vertreter des
Al1beiter- und Angestelltenibundes in :die
Bezirkshauptmannschaften hinauslgef'ahren ISlind
und dort Inach einer Unterredung mit den Ver
tretern des Arbeiter- und Angestelltenibundes
einfach die Listen der ,Abzubauenden z,usam
mengestellt haben. Di'ese List,en hat man, wi'e
der Bezirkshauptmann von Bruck a. d. Leitha
vtJ1s'ichert und schriftlich 'festgelegt hat, einfach
über seinen Kopf hinweg Ifestgesetzt. Dadurch
kam es, daß A1ngestelltre, die auf systemisierten
Dienstposten ,arbeiteten, abgebaut wurden, wäih
rend andere, die auf nichtsystemisierten Dienst
posten gearbeitet haben und abgebaut hätten
werden sollen, weil sie auch schon die Alters
grenze übersohritten hatten, nur deshalb an die
SteHe der Abg-eibauten gesetzt wurden, weH sie
Leitier eines Terrortl1uPPs während des Wahl
kampfes der ÖVP gewesen sind. Das ist kein
Einzelfall, solche fälle können wir dutzend
weiseauEzählen. Und das soll man :eine g,e
rechte Personalpolitik nennen? Bei jeder Ab
baumaßnahme werdEJil, die funktionäre des
Arbeiter- und Angestelltenbundes hinausge
schickt, die flüstel1propaganda unter den
öffentlichen Angestellten machen, indem sie
sagen, wer nicht dem Arbeiter- und Angestel.l
tenbund angehört, der fliegt hi'naus, der wird
hinausgeworfen! Man statluiert eini,ge Exempel,
um die schütteren ,Reihen des Arbeiter- und
Angestdltenbundes auf diese Art und Weise
aufzufüllen. Das geschieht aber nicht nm in
dieser Weise, sondern es wird auch ganz
offen aus,gesprochen, daß man kein Recht auf
einen Posten in der Landesver'Waltung besitzt,
wenn man nicht der ÖVP angehört. Einem
,freiheitskämpfer, der zum Sekrdär des Herrn
Landesrates MüJ:lner wegen seiner Weiterver
dung kommt, weil er abgebaut weDden soU,
erklärt der Sekretär des gerrn Landesrates
MüHner :"Ja, mein lieber Herr, wenn Sie nicht
der ÖVP angehören, dann können Sie nicht
weiterheschäf,tigt werden!" (Zwischenrufe bei
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der ÖVP.) Das war kein Kommunist, das war
ein Angehöriger der Demokratischen Union.
Aber diese Eflklänmg wird noch untersotriohen
vom verantwortlichen Vorgesetzten dieses Sekre
tärs, Herrn Landesrat Müllner, der bei einer
Pmlgmahsierung 'ganz 'Ü/:ifen ,einem Vertretier
erklärte: ,,].a, weH er Kommunist ist, deshal'b
wind er nicht pragmatisiert!" Und das nennen
Sie vilf!1Ieicht eine saubere Personalpolitik? Die
Angestellten wär,en daibJer dem Abg. Zach
wirklich sehr damlkar, wenn er dieser seiner
persönlichen Auffassung über die Führung der
Per:sonalpolihk innel1halb s,einer Regierungs.
fraktion zum Durohbruch v'erhelfen könnte.

Wie der Landtag hi,nter'gangen 'und von der
Landesregiemmg bewußt betmgen wird, :z;eigt
auch ein anderes BeispieL Es ist klar, daß jede
Pragmatisiemng der AngesteHten, die über
40 Jahre 'alt s'ind, der Zustimmung des Land
tages bedal1f. Natürlich kann es hier einige
Schwierigkeiten geben, aber im allgemeinen ist
hier immer wieder zu,gesNmmt worden. Um
dies,en Schwieri'gkeiten aber aus dem Weg 2'JU

gehen, hat man sich ·emtschlo'S,sen, den Land
taog auch in ,dieser Frageau'Szu'SchaHoen.

In der BezirkshauptmannschaH Hallabrunn
gi'bt es z. B. die Angestellte Aloi'Sia Neufinger,
die gIeichzeitig Leiterin der ÖVP~fraktion bel
dieser Bezit'kshauptmannschaft ist fräulein
Neufinger hat das 40. Lebensjahr schon um
eini!ges überschritten. Wie macht man es aber
nun, daß man sie pragma1tisiert? Das geschieht
hinter dem Rücken de,s Landtages, und als man
daraufkommt, erklärt man, man hahe sich im
Oebudsdatum der Angestellten geirrt. Solche
Irrtümer sind nicht zufällig, solche Irrtümer
sind ein S)'Istem, das System des politischen
Massent'enors gegenüber den A'Dlg,estellten des
Landes.

Wir könnenaberauoh auf anderen Gebieten
der Personalpolitik des Landes eine ä,hnliche
Entwicklung feststellen. In einer seiner letzten
Slitzungen wurde vom Landtag das Gesetz
über die Anrechnung der Vordienstzeiten be
schlossen.Wir haben dazu einen Abänderungs
antrag g,este11t, ,in dem die forderungen der
Gewerkschaft enthalten waren. Dieser Antrag
fand nicht die Zustimmung ,der beiden frak
tionen ,des <Landtag,es, obwohl sich in der so
z'ialistischen f r,aktion auch der Landessekretär
des Gewerkschaftsbundes befindet, der damit
gegen den Antrag seiner ,eigenen 'fraktion
stimmte.

Dies'e Amechnung der Vordienstzeiten wird
auch unterschiedlich angewandt, je nachdem,
ob es sich um einen Angehöri,gen der Öster
reichischen Volkspartei oder um einen Anders
gesinnten handelt. Ist es ein Angehöriger der
Ös~erreichischen Volkspartei, dann g,eht alles
glatt. So war es beispielsweise bei 'einem An-

gestelHen der Landesdruckerei hier im Hause
der fall, der erst seit zwei Jahren hier be
schäftigt ist. Da wer,denalle Vordienstzeiten
raschest anger,echnet und noch mehr Vor
dienstzeiten angerechnet als er wirklich hat.
Sie werden auch dann anger1echnet, wenn da
zwischen eine längere Unterbrechung als sechs
Monate liegt. Anderen, die schon weit läng,er
hier beschäftigt sind und begründete An
sprüche auf die Amechnung von Vordienst
zeiten zu stellen haben, werden die Vordienst
z'öiten nicht oder nur sehr schleppend an
gerechnet.

Einem besonderen Druck werden die Ange
stellten des Landes ausgesetzt, d/ie nicht mehr
länger Mitglieder der Österreichischen Volks
partei sein wollen. Gegen sie wird ein wahres
Kes,seltreiben veranstaltet. Das, glaube ich,
sollen Sie unterlassen, diesen Weg sollen Sie
nicht fortsdzen, denn man kann mit Terror
nicht politische Ges~nnung erzeugen. Nur
wenn die Überzeugung spricht, wird wirkl,ich
eine poliNsche Gesinnung erzeugt werden
können.

Ich hahe schon darauf hingewiesen, daß
man die Gewerkschaft, die provisor1ische
Personalvertrdung, immer mehr 'und mehr aus
allen Belangen der Personalpolitik im Lande
ausgeschaltet hat, besonders beim Abbau. Wir
haben es erlebt, daß anständig,e, aufrechte,
qual1ifiz'iede Angestellh~ vor allem ,c1eshalbab
gebaut wurden, weil sie nicht der ÖVP ang,e
hört haben. Auf der anderen Seite befinden
sich im Landesdienst Menschen, die schwer
vorbestraft sind und deren Qualifi!kation für
den Landesdienst darin besteht, daß sie funk
tionäfle der ÖVP s,ind. Hier kann man nur
sagen: Sag' mir, wer deine freunde sind und
ich sage dir, wer du bist! So ist z. B. der
Chauffeur des Präsidenten Saßmann ein vor
bestraftes Individuum (Präsident Saf3mann:
Bringen Sie auch die Listen der anderen), das
einen Mordanschlag begangen hat, indem es
zweimal aus einer Pistole auf fniedf'ertige
Bürger dieses Landes geschossen hat. Er
wurde auch verhaftet. Während aher freiheits
kämpfer, Menschen, di'e ihr Leb'en für die
Wiedererstehung der Republik eing,esetzt
haben, monate- und jahrelang in Haft ,ge
Mieben sind, genügt bei einem solchen Indi·
viduum nur eine kurze InkrvenNon und nach
dflei Tagen ist es wieder frei 'und setzt siein
Treiben fort. (Präsident Saßmann: Erkun
digen Sie sich um die Wahrheit!) Hier kommt
das schöne Zusammenspi'el der ganzen Koali
tion zum Ausdruck. Der Akt wurde 'vom
JusNzminister Dr. Tschadek sofort 'Vom Kreis
gericht St. Pölten abgefordert, wahrscheinl'ich
um das Verfahren einschlafen ZIU lassen. Es
gibt aher nicht nur dieses Ind,ividuUffi, das
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übrigens ,auch 'eines der führer der Terror
trupps der ÖVP während der Nationalrats
wahlen gewesen äst und dazu da's Auto des
Präsidenten Saßmann benützt hat (Zwischen
ruf rechts: So wie Ihre rührer!), sondern es
gillt da noch eine ganze Rei'he solcher Indi
viduen. B'ei der Bezükshauptmannschaft Tulln
z. B. gibt ,es elinen Personalv,ertreter der ÖVP,
namens Lechner. Der ,gute Mann setzt sich
dort sehrakhv für die öVP ein und das
dürfte auch der Grund dafür gewesen sein,
warum er angestellt wurde. Auf s'einer Straf
kart,e befindet sich der schwarze Punkt: S'echs
Monat1e schwerer Kerker wegen Betruges. Erst
als 'er an;gestellt war, ist die Straftilgung er
fol'gt. Man muß schon sagen, das list wirk1:ich
eine saubere Gesellschaft! Das ist aber ein
'Syst,em, w,arum das so glemacht wird; hier soll
nämlich {he Angestelltensch,aft des Landes
terrorisiert werden und 'aUe undemokratisclhen
Maßnahmen der Landesregi'erung mitmachen.
Derer gibt 'es e,ine ganz ,große Anzahl. Wir
können hernehmen, welches Gebiet wir wollen.
Nicht umsonst spr,jcht man draußen in dier
Bevölkt;Tung von einer ,korrupten V,erwaltung
in Niederösterreich, nicht umsanst pfeifen es
dä,e Sp,atzen 'von den Dächern, daß man ffich
in Ni'ederösterrek:h alles richten kann, wenn
man über genügend Verbindungen oder über
genügend Geld verfügt.

Wenn wir uns einmal die ganze Staats
bürgerschaftsverleihung ansehen, so spoaet
das, was sich hi'er abspielt, jeder primitiven
Auffassung von Sauberkeit Hohn. Sie sind 'es
j,a (zur ÖVP g'ewcndet), die nur nach außen
hin besonderen Wert auf Sauberkeit legen.
Ich habe hi,er zwei Akte der Bundespolizei
dIjrektion Wien, und zwar betreffen s,ie Ein
bürgerungen, die in Niederöst,erreich deswegen
erfolgt sind, weil es der Magistrat Wien ab
gelehnt hat, diese Einbürg,erungen durchzu
führen. In heiden fällen handelt es sich um
"arme" Flüchtling'e aus den Ländern der
Volksdemokratie, di,e nichts mitgebracht haben
als einige Koffer mit Schmuck und Juwelen.
Der eine von ihnen, Stephan Stern, der am
16. April 1926 in Djar in Ungarn geboren ist,
wurde nach Veräuß'erung weri'vollen - so
heißt es im Poliz'etibericht - aus Ungarn mit
g,ebr.achten Familienschmuckes und Anschaf
fung eines Personenwagens in Wien von der
Poltizei beim Zigarettenschleichhandel erwischt.
Gegen ihn läuft ,in dieser Angelegenheit ein
Verfahren bei der Staatsanwaltschaft. In Wien
ist er mit seinem StaatshüTgerschaftsansuchen
nicht durchgekommen. Die nö. Landesregie
rung wurde von der ißundespolizeidireiktion
Wien auf diese Fälle ausdrücklich aufmeflksam
gemacht. Am 14. Dezember 1949 ist sein An
suchen eingdangt und am 28. Dezember 1949

hat ,dieser Zigarettenschleichhändler, gegen
den ein gedchtliches Verfahren anhängig ,ist,
die Staatsbürgerschaft in Niederöst'errekh
schon ,erhalten gehabt.

Aber nicht genug ,damit, sondern da gibt es
noch andere Fälle. In der gestri,g,en Landes
regierungsSiitzung ist wi'eder ,ein ähnlicher Fall
Z'ur Behandlung gekommen, nämlich dlie
Staatsbürgerschaft des Dr. Julius Schulz.
Auch der ,istei:11I "armer" FlüchtHng: aus
Ungarn, der außer Schmuck "nichts" mit
gebracht hat, weil sich seine Fabriken heute
im Eigentum des ungal'ischen Volkes befinden.
Aber dieser Dr. Schulz ist 'eine hesondere
Nummer, auf die schon die PolizeidirekHon
lnnsbruck hinweist. ,Er ,hat nämlich 'ununter
brochen Reisen von Österr'eich in die Schweiz
und nach Uechtenstein unternommen. ,Er hat
nicht nur ,in Österreich, sondern ,auch in dier
Schweiz um die Staatsbürg,erschaft angesucht;
er steht im berechtigten Verdacht des -Rausch
giftschmu:ggels. Und S'ie, di'e 'sichanmaß,en,
gegen Schund und Schmutz z'u kämpfen, s,etz
ten sich für diesen Dr. Schulz ein, damit er
seine Staatsbürgerschaft erhält. Daß dieser
Verdacht berechtigt ist, ist daraus 'erkenntlich,
daß in der Verlautbarung der schweizerischen
B!undesfegierung ausdrücklich eine 'Einreise
spene gegen den Dr. ,Schulz in die Schweiz
und Liechtenstein angeordnet wurde. Sein
Staatsbürg,erschaftsansuchen in der Schweiz
wurideabgelehnt, ,aber in Öst,er;rdch wird e'f
sie dank der Fürsorg,e der ÖVP erhaUen. Aber
di,eser Dr. Schulz hat nicht nUf Rauschgift
schmugglel allein betnieben, sondern es wurden
bei ihm, seinem Schwager 'und seiner Schwester
im 'v,ergangenen Jahre auch falsche Hundert
sohillingscheine vor:gefunden. Banknoten
fälscher ,also mitandenm Worten! nie An
zeige wurde an die ,Staatsanwaltschaft Inns
bruok erstaUet. Da es Slichaber um einen DP
handelt und in den westlichen B,undesländern
die Freiheit der Verwaltung so a:ussi'eht, daß
einzig und allein die Besatzungsmächte zu ent
scheiden haben, so wurde über Anordnung der
französischen Besatzungsmacht das Verfahren
wegen Banknotenfälschung gegen den Doktor
Schulz eingestellt. (Ruf rechts: Und daran
soll die öVP schuld sein?) Dies,es Beispiel
spnicht mehr als aUe mehr oder weniger 1ge
sC'hwollenen 'Reden dafür, wie es mit dem Recht
bei der Verwaltung bestellt ist. Und nun wird
der Dr. Schulz seine Staatshürg·erschaftin
Ni'ederösterreich erhalten. Der Rauschgift
schmuggl'er, der Baniknotenfälscher ist öster
reichischer iStaatsbürger geworden! Haben ISie
nun den Mut, davon zu spr1echen, daß die Ver
waltung in Nederösteneich sauber 'und kor
rekt ist?

Aber ich kann Ihnen noch mit anderen Bei-
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spielen aufwarten. Es wird jetzt so'viel 'Über die
Identitätskarten gesprochen. Hier hahe ich 'so
ei'ne Iden:itätskarte (diese vorweisend), die 'Von
der Bezirokshauptmannsohaft Tulln 'am 29. Juni
1946 einem schwerbelasteten Nazi ausgestellt
wurde, ,dierals solcher damals schon bekannt
war. Der Mann hat nur den Fehler .gemacht,
daß er erstens die Identitätskarte weiterigegeben
hat und daß er zweitens gar kein österreic:hi
scher Staatsb'Ürger war, denn d,ie Staatsbürger.
schaft hat ,er erst im September 1949 ,erhalten.
Das 'ist ein 'Weiteres Beispiel, wie sauber die
Verwaltung in Niederösterreich geworden ist.

Ich ,glauhe, hier muß der Landtag, der dde
Interessen der ni,ederösterreichischen Bevöl
kenung zu v'ertreten hat, aufstehen und den
Mist hinauswerfen, der sich da in ,der Ver
waltung befindet. Es wäre hoch an der Zleit,
wir~diich nach dem Rechten, nach Ordnung
und Reinlichkeit zu sehen. Und ge.rade die
neuen Abgeordneten, die mit dem ißewußts'ein
her,ein.g,ekommen sind, 'hi,er nach dem >Rechten
zu seh,en, müssen einmütig ,aufst,ehen, um
gegen diese Verwaltungspraxis zu demon
st'rieren.

Das schönste ilstaber noch, diaß bei dien
Verleihunlgen der Staatsbür.g,erschaften keines
wegs di,e sachllichen Moment'e -ausschlaggebend
sind. Wenn ein Staatsbürgerschaftsansuchen
an die BezirkshauptmannschaH z,ur Instru
ierung :hinausgeht, dann machen es die B,e
zirkshaupHeute ._- deswegen sind 'Sie (zur
öVP g'ewenJdet) gegen die Demokratisi,erung
der Bezirkshauptmannschaften (ironische Hei
terkeit bei der ÖVP) - ,einfach so, daß sie auf
Grund eines fernmündlichen Gespräches mit
der Landesleitung der ÖVP die Ansuchen ohne
weitere Instruierung und Erhebung vorlegen.
Als Beweis hierfür habe .ich hier die Abschrift
eines solchen iBl'iefes an die Landesregierung.
(Lebhafte Rufe rechts: Das ist die Zensur
steLLe! - Wo haben Sie dieses Telephon
gespräch gehört in Niederöster.reich? - Wo
ist die QueUe?) Ich sage di,es auf Grund-eines
Briefes. (Erneute Zwischenrufe rechts.) Ja,
das wÜvde Ihnen passen, daß Ihfle Gaunereien
und Betrügereien nicht an das Tageslicht
kämen! Ich vierstehe jetzt auch, warum de'r
Herr Staatssekretär Graf sein ohnedies so
groß'es Maul noch vollll!immt mit den Wor,ten
über di,e "Entfernung des Ungeziefers". Hier
sitzt das Ungez'ief'er, hier hat er Gelegenheit,
in seine eigene Partei mit DDT fest hineinzu
spritzen, damit einmal die Läuse aus dem Pelz
herausfallen. (Gelächter rechts.) Wenn wir die
PersonalpoHtik und die Staatsbürgerschafts
angelegenheiten ansehen, dann muß sich doch
jeder winkl<ich fragen: Das soll eine anstän
dige Partei sein, in der 'solche Gauner sitzen?
Hier gilt 'Wirkl:ich das SprJichwort: Sag' mir,

wer dein Fr'eund ist ... (Zwischenrufe bei der
ÖVP.) Das kann ich nur wiederholen! (Neuer
liche Zwischenrufe bei der ÖVP.)

3. PRÄSIDENT: Ich mfe den Herrn Abg.
Dubovsky zur Ordnung.

Ab:g. DUBOVSKY: Das erspar' DÜ", Endl,
das nehme ich nicht zur Kenntnis.

3. .PRÄSIDENT: Ich muß meine Mißbilli
gung über diese Ausdnuc'ksweis'e ausdrüc:ken!
(Abg. Stangler: Die Würde des Hauses, die
er achten will.)

Abg. DUBOV,SKY (fortsetzend): Das
glaube ich, d:ie Betroffenen schreien auf, weil
sie diese Dinge vertuschen woUen, die das
Licht der ÖffenHichikei:t scheuen. (Ruf bei der
ÖVP: W'ir trauen uns noch heraus!) Es wird
aber noch schöner in der ganz'en 'Staatsbürger
schaftsangoeJ.egenheit. Da flattert eines Ta.ges
ein Brief auf den Schreibtisch des Herrn
Landeshauptmannes. (Zwischenrufe rechts.)
Jawohl, des Landeshauptmannes, S'i,e haben
richtig gehört. Trotz des Terrors haben ~ir

unsere V,erbindungen, 'um das Material zu
bekommen. (Abg. Stangler: Das ist unerhört,
eine Bespitzelung der Mitglieder der Landes
regierung. Das ist Demokratie? - LanJdes
hauptmannstellvertreter Kargl: Geiz' laß das,
stehen tun doch nur wir, nicht er!. - 3. Prä
sident gibt das Glockenzeichen.) In diesem
Brief heißt es (liest): "An den Herrn Landes
hauptmann von Niederösterr<eich, Wien I,
Heflrengas'se 14. Ich will Ihnen im Interesse
des östermiohischen Staates bekanntgeben, d~ß
man 'Solchen Personen, die ichanfühfie, nicht
die E,inbürgerung geben soll, denn solche sind
zum Schaden des Staates." Der Schreiber des
Briefes führt vi,er Bie'ispielean und schreibt
weiter: "Diese ,afibeiten ak,tiv mit der KPÖ
und woIlenaHe bewegen, daß sie zur Partei
gehen sollen. 'Wenn wir dann die Staatsbünger
schaft haben, dann werden wir mitar,beiten.
Möchten Si,e das verhindern, daß sie es nicht
bekommen. Mit Gruß elina:ufrichtiger Süd
mährer." (Landeshauptmann Steinböck: Ich
habe nie so einen Briet bekommen!)

Normalerweise nimmt man einen solchen
Brief und wirft ihn ,jn den Papierkorb. (Ruf
bei der ÖVP: Warum haben Sie ihn in der
Hand?) Der Herr Landeshauptmann nimmt
diesen Brief und läßt iihn zu den Akten dieser
einzelnen Staatsbürgerschaften legen. Das ist
zweierlei <Recht! Das R,echt ist aber nicht teil
bar, entweder es gilt oder es ,gilt nicht. Auf
der einen Seite 'erleben wir die rasche Ein
bürgemng vOn V'erbrechern in den öster
r,eichischen Staat und auf der anderen Seite
sehen wir das B~gleitschreiben zum Staats
bürgerschaftsakt, wenn es sich um einen Kom
munisten handelt. Ich glaube, 'es ist wirkJ:ich
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Zeit, Schluß zu machen (demonstrative Zu
stimmung bei der ÖVP) mit di,eser Methode
der Verwaltung -auch in Ihrem eigenen
Intepesse! Ich bin der Meinung, daß es hoch
an der Z-eit ist, wirklich saubere Verwaltungs
methoden einz-uführen, zu denen das ni'eder
öst'erreichische Volk Vertrauen besitzen und
von denen j-eder St,aatsbürgerannehmen kann,
daß sie wirklich im Int-eresse des Landes und
nicht im Interesse einer 'einz1igen Partei liegen.

Es ist auch über die Frage der Randgemein
den gesprochen worden. Mit di-eser Frage hat
sich der Landtag schon zu wj'ederholten Malen
beschäftigt und auch Versuche unternommen,
um 'eine Lösung dieser Frag-e berheiz-uführen.
Diese Lösung ist bis heute nicht gelungen. Bei
aUem Haß, den Sie gegen ,die sowjetische
Besatzungsmac:ht haben, -und heialler Un
fpeundhchkeit, die Sie gegen sie an den Tag
legen, müssen Sie doch zugeben, daß die
sowjdische Besatz:ungsmacht noch niemals
eine demokratische Entwicklung verhindert
hat. Wenn sie bisher ihre Zustimmung zur
Lösung der Rand:gemeindenfrage nicht ge
geben hat, dann s-ind sicher schwerwiegende
Gründe hierfür vorhanden. Hier muß man
daher einmal eine A-ussprache herbeiführen,
um diese Gründe wirkl:ich. kennenzulernen. Der
demokr.atiscb.e Aufbau :uns<e'l'es Staates ist his
her nur 'von allen anderen drei Besatzungs
mächten -verhindert worden, von der sowjeti
schen Besatzungsmacht ,in Öst,errekh hat er
sleine volle Unterstütz1ung vom 'ersten Tag an
el'halten. Ich Iglaube, daß nicht nur wir allein,
sondern auch das öst'errekhische Parlament
nicht einfach die Hän(1e in den Schoß legen
und sagen dürfen: Entweder stimmt die
sowjetische IBesatzungsmacht zu oder nicht.
Vielmf.Jhr könnten wir einiges in gesdzgeberi
scher Hinsicht tun. Heute bestehen noch nicht
die gesetzlichen Unterlagen dafür, um den Zu
stiand der Randgemeinden zu erleichtern. Es
werden in Österreich sovide, mehr oder
weniger unnütze Gesetze gemacht; könnten
wir nicht einmal Gesetze machen, die es den
Randgemeinden el'mögl.ichen, an den Wahlen
in die Bauernkammern 'und an den niederöster
re:ichischen Gemeinderatswahlen teilzunehmen?
Jluristisch, verfassungsmäßig ist das durchaus
möglich. Geht 'es ,auf die eine Weise nieht,
dann müssen wir eben eine andere W-eise in
Anwendung hl1ingen, 'um die gegenwärtige
Lag-e der rRandgemeinden wenigstens zu er
leichtern. Ich g-estatte mir deshalb, an den
Hohen Landtag folgenden ResoluNonsant.rag
zu stellen (liest):

"Die Landesregierung wird auf,gefordert,
unverzüglich hei der Bundesregierung die
SchaHung 'eines Gesetzes zu beantragen, das
die Teilnahme der RancLgemeinden an den

Bauernkammer- und Gemeinderatswahlen er
möghcht."

junistisch, verfassungsmäßig ist dies, wie
ich hereits gesagt habe, durchaus mögl:ich; es
hängt nur von denöstlerreichischen gesetzgebe
rischen Körperschaften alb, ob dieser Wunsch
,der Bewohner der Randgemeinden ,erfüllt wird.
Wir wollen uns hier nicht darüber -au&ein
andersetzen, wie schwer schon hisher die Rand
gemeinden benachh:~iligt wurden. Hie'f glaube
ich, gäbe es sehr viel ZIU sagen. W:ir 'Wollen
aher hi-er nicht die Randgemeindenfrage in
einer polemischen Form erledigen, sondern alle
zusammen -einheitlich _vorgehen, indem wir ent
spr'~chende Gesetze für die Randgemeinden
schaffen.

3. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Ahg. H i I gar t h.

Aibg. HILGARTH:Hohes Haus! Wir be
handeln momentan die Gmppe 0 des Voran
schla;gesund ich gIaube, daß in den verschie
denen DebaHen, die bisher abgeführt wurden,
herzlich wenig von dem Iruhalt dieser Gr-uppe
gesprochen 'worden ist. kh möchte mich des
wegen z!unächst 'einmal auf den sachlichen
Inhalt der Gruppe 0 beschränken und dazu
eini'ge Feststellungen machen.

Die Gruppe 0 ist im Vergileicih zum Voran
schlag 1949 von 53 iMiHionen auf 71 Millionen
SchiHingerhöht worden. Es bedieut-et di,es eine
Steigenmg ,gegenüber dem Vorj:ahre um 33 %.
Wenn wir außel'dem diese Zi~fler von, 71 Mi:l
lionen mit den Ges,a;mtaus,g-aiben des in Behand
Iun:g stehenden Voranschla!ges vergleiohen, so
sehen wir, daß dies,e Summe 23% des gesamten
Voranschlages für das Jahr 1950 ,ausmaCiht.
Diese Erhöhung sowie der Umfang dieses
K-alpitels im Ver1gleich zu j'enem der a,nderen
Kapitd hat i,niSoferne Wichtilgke,it, weil in
diesem Kapitel .zum gros,en TeiI die Aufwen
dungen für delis Personal enthalten sind. Es i-st
natürlich, daß in der ZusammensteHung dies,es
K3IpiteIs der gerings:t'e Teil auf ,den Sachauf
wand und der größte T-eiI auf den Personal
aufwand entfäHt. Soweit mir bekallln~ ist, ist
nur ein Betrag, und ZJwar der für die Wieder
instandsetzuill!g und Instlandhaltung der Zentral
garage in der Mutihgasse, 'für den Saohaufw,and
bestimmt, während sich der größte Teill der
Aus:gaben dieses Kapitels auf den Pel'sonal
sektor bez_ieht. Die St,ei1gerung gegenlÜber dem
Vorjahre ist auf verschiedene Erhöhungen bei
den Person:a:Lbezügen, so namentlich auf den
13. Monatlsgehalt,ZJurückzuführen. Wenn ich
besonders hervorrheben will, daß es sich bei
diesem Kapit-el haUiptsächHch um Personal
aUislgaben handeH, d.ann muß ich auch auf eine
Äußef'Uil1lg des Herrn Abg. Dubovsky zmrück
kommen, der sich bemüht hat,ein V-el'hältnis
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zwischen Personal- und SaClhal1.vf'Wand im Vor
ansClhila,g 1938 und im Voranschlag 1950 in
kgendeiner form herzustellen. Hohes Haus!
Ich kenne mich jetzt sei,t g.estern in der Argu
mentiemng Uil1ld ZusammensteUung des Vor
anschla,ges nicht mehr aus, denn soweit wir
gest,ern und schon früher im fin:anzaussohuß
über diese frage debattiert haben, war immer
das Bestmben vorhanden, aus der Not der Zeit
heraus einen möglichst hohen Prozentsatz des
Gesamtbudgets dem Sachaufwand .zuzuweis:en.
Es Iwurde Kla,ge geführt, daß Ui11lter Umständen
der Personalaufwand den Saohaufwand er
schlag,en würde. Wlirhaben uns aBe mitein
ander gefreut, daß es endlich gelungen ist,
einen ISO hohen Prozentisatz ,flÜr den Sachauf
wand in das Budget einzlubaueu und daß es
uns dadurch mög:lich ist, die Arbeitslosigkei,t,
soweit es in unserer Macht liegt, zu bekämp
fen. ,Heute :hören wir aber das Gegentei:l. Es
wiI1d nämlich darüber Klage gdührt, daß der
Persollialaufwand zu ger,ing und der SachaiUf
wand zu hoch präliminiert wird. Jeder Ver
gleich hinkt und daher auch der Vergleich
zwischen den AII1Jsätzendes Vomnschlages 1938
und dies Voranschlages 1950.

Wenn der Herr A:bg. Dubovsky behauptet,
daß im letzten Voransch1.ag des Landes vor ,der
Naziokkup:ation im Jahre 1938 60 % für den
Personalaufwand vorgesehen waren, so war
das dadurch erklärlich, daß die Lehrerhezüge,
die allein 48 % des gesamten Landesbudgets
-ausgemacht haben, in diesem Personalaufwand
enthalten waren. Die Lehrerhezüge scheiden
aber jetzt 'gänzlioh alus dem Voranschlag des
Lcmdes aus. Auß-erdem möchte ich noch f'est
steIlen, daß damach für die Vorsorge des
Landes in sachlicher Hinsicht nicht jene Not
wendigikei:ten vorlagen, wie sie jetzt nach den
Zel1stömn\gen durch den unglückseligien Krieg
vorliegen!. IEs ist daher die Verschi,ebung des
VeI1häHnisses zu 'U'ngunsten des Personalauf
wand:es 'Und zugunsten des Sachaufwandes
vollauf bef'echtigt. (Abg. Dubovsky: Sind also
die Gehälter der öffentlichen Angestellten in
Ordnung?) Wenn jetzt für den Personal
31U'f'wandlllur 32% -g,e:genüber 60% im Jahre
1938 aus_gegeben werden, so ist diese Ände
mng z:uguns,tell des Sachauflwal11ldes auf die
erwähnten Versohiebung,en zurückz:uführen. Im
übri:gen bin ich kein Freund von Prozenten,
denn Prozente können alles, aber auch nichts
sagen. 32 % von, einer Summe von hundert
MiHionen bedeuten etwas ganz anderes als
60% von rvielleioht fünf oder sechs Millionen.
Wir wissen aus den öflfenUiohen Statistiken,
die bei 'dien verschiedenen Propagandavor
trä'gen vor'gel:esen werden, daß malm von einer
Leistungssteigemng um 100% -spricht. Wenn
die Lei'stung zuerst nur zehn ,Einheit'en oe-

tralgen hat, so ist eine hundertprozentige Lei
stungs1steigerung nicht besonders ins Gewicht
faHend. Daher ist es besser, wir I11lßhmen vom
Zauber der Prozentrechnung Abschied und
bleiben bei den realen Verhältnissen, wie sie
s,ich durch die ZiHern tatsächlichengeben.

!Dabei ist es natürlichauoh ein vergebliches
Bemühen, Ziffern wahllos aus dem Voran
schlag herauszureiß-en, denn die Ziffer an sich
ist nur <e!'was Relati'ves im Ver:g:lekh zu dem
gesamt-en VoransoMag. Wir können daher eine
ZiH,er an sich immer nur dann beurteilen und
von ihr feststellen, ob si'e ihrem Zweck ent
sprioht und ,i'nl der gewünschten Höhe not
wendig ist, wenn wir ihr,e Verwendung in ein
Verhältnis zum Gesamtaufwand setz'en. Idh
glalube aber, daß über diese Dinge sowohl im
Schoße der Landesregi,erung bei der Erstellung
,dieses VoranschJages als auch bei den ein
gehenden Debatten im fillllanzausschuß bereits
ausführlich ,gestprochep wurde.

:Es wundert mich, daß der Abgeordnete
Dubovslky sich bei dieser Gelegenlhieit 'so s,ehr
für die Not der Beamten eingesetzt hat, wo
wir bereit,s seit lainiger Zeit hinter diesem Pro
b~,em her sind und 'genau wiss,en, was die
Schuld an dieser Not trägt. (Abg. Dubovsky:
Auf die Lösung kommt es an!) Wir wissen,
daß es eben ,die Verhältnisse sind, die sich
hier ,in dieser fra:ge dar'gestellt habeni. Seien
wir nur ganz ehrlicih,Herr Abgeordne~er

Dubüvsky, gerade die Beamt'enschaft hat unter
Hintansetzung aller ihrer persönlichen Wünsche
es verstranden, daß der Wiederaufbau lund di,e
BeschMtigung der ArbeitsIos,en die vord'ring
lichere Aufgabe i'st. Wir können 'es heute die
ser eilnJsichtsrvoIlen BeamtenschaH nicht ge~

nügen:d danken, daß sie dies,es wiohtige staats
erhaltende ProdJillem erkannt hat 'und mit :der
Zurüc:ksteUung ihrer forderungen zunächst
einmal die Wirtscha'ft in fIußgebracht hat.
Auf Gnund der IErfotge, di'e sich aus der L,ei
stungssteigerungder Wirtschalfit ergehen, st:elU
die BeamtenschaH nUl11l auch ihre bereohti:gte
Fordenung 'nach der endlichen Nachz,iehung
:der Gehälter. Hier stimme ich mit Ihren A,us
fühwngen, Herr AbgeoPdneter DubolVsrky, vo1:l
kommen überein, daß der Zustand, wie er
momentlan besteht, natürHoh nicht der ge
wünschte Zu'st'andist, dler .auf die Dauer von
der Beamt-emschaft hingenommen werden kann.
Sie wissen g,anlz gut, daß sich die Anerkennung
der Berechti'gung der Forderung nach einem
Nachziehen der Beamtengehälter allgemein, ohne
Unterschied irgendeiner Partei, durchgerungen
hat. Aber die öHenHich Angestellten erklären
wohl auch, daß nie und nimmer durch ein
solches Nachziehverfahren Unordnung in die
mühselig zusammengesteUt-en Voransohläge der
öffentlichen Ha,us'haltungen kommen darf, denn
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sonst würde das trauri,ge Schauspiel eintret.en,
daß durch das Nachziehveliarhren die Gehälter
wohl auf eilTiie erstrebenswerte Höhe gebracht
weJ.1den, diese aber wieder durch eine Teue
rU:ng'sweHe abgeschiÖpflt würde. Eine solche
Lösung lehnt jeder vernünftige Mensch ab.
Wir wollenunheding,t verhindern, daß eine
EI1hÖth:ung der ßezüge Ider öffentlichen Ange
steIlten den Anlaß zu 'einer neuen, ungerecht
ferUgten PreissteigerungsweUe bietet, die alle
Ansbrengu!lJgen 'wieder zunichte macht.

Der Mensch, der sich mit geistigen Dingen
beschäiHigt, mag er auch anders eingestellt
sein, weiß, daß die Öffentlichkeit die Lei'stun
gen der Beamtenschaft sowOihl hi,er im Hause
wie draußen bei den BezJirkshauptmannschaJ
tm unbe'd'ingt aner'kennt, würdigt und ihr für
die in den schwersten Zeiten geleistete Arbeit
auch mfenHich den Dank zum Alusdruck bringt.
Die VeJ.1hältnisse nach dem April 1945 und
,auch in den 'späterelll Jahren waren nicht so
rosi,g, daß die Arbeit der Beamten hier in der
ZentraIe, aber vielleicht noch mehr bei den
Bez.irlkshauptmannschalflten, ein Honiglecken
gelwesen wäre. Wir wissen, daß die Beamten
oft unter den schwierigsten V,erhältnissen
arbei,ten mußten und manches Mal dabei Ge
sundheit und Leben aufs Spiel setzten.

Das Halus 'ka'un ZJur ~enntnis nehmen, daß
wir alles lunternehmelll werden, um dem Be
amten sowohl in seiner rechtlichen Stellung
als auch in der fra1ge einer materieUen Besser
stellung die notwendi,ge Unterstützung ange
deilhen ZIU laslsen. Nur hängt das letzten EillIdes
nicht 'ailleinl vom Willen dies,es Hauses ab,
sondern wir wissen, daß ,in der gesamten
Beamtenschaft eine gewisses Bestreben nach
einer 'gleichmäßigen Behandlung sämtlicher
öffenlilichen Anlgestellten im ganzen Bundes
gebiet sich durchgerungen hat. Es wird
daher notwendig sein, daß Iwir unser,en Ein
fluß dort ausüben, wo die letzten Entschei
dungen über das Nadhziehvenf'ahren und über
andere Dinge faUen, die das Beam~enlebenl

hetreHen, wnd daß wir ihre Bestrebungen ent
sprechend unterstütZJen ,und fördern.

In diesem Zusammenhang wurde sehr viel
namentlich 'Über die frage der Gewerkschaft,
der Persünalvertretung 'unideiner gerecht'en
Personalpolitik innerhalb des Lanldes gespro
chen. Hoher Landtag! Ich will mich nicht in
Einzelheiten ver:lieren, muß aber zur Klar
steMung hi'er folgendes feststellen: Das, was
heute der Gewerkschalflt1sbund darstellt, ist eine
Ver'.retlung, die von sämtlichen Parteien in
gemeinsamem Wirken festgelegt erscheint.
Allerdings ist die Mitgliedsc!haft zum Gewerk
schaHsbund nicht zwingend, und ein Teill der
Beamtenschaft hat aus materiellen Gründen,
also mit Rücksicht auf die hohen Mitglieds-

beiträge und aluf ihre 'geringe E,nUohnul1ig, den
Sohritt zum Gewer:kschaftsbuntd v,ielleicht noch
nicht gemacht.

Ich S'e~bsterklä,re mich als ein Anhänger des
Gewerkschaftsbundes und stehe mit beiden
füßen in dieser Organisation, weil ich weiß,
wie notwendig es ist, hier den WiUen einheit
hch ä,uszurichten, um die Interessen der An
gestellten richNg zu 'vertreten. Die Durch
führung der gesamten vom Gewe:rikscha:ftsbund
und seinen Vert'ret,ern vorbereiteten Gesetzes
vorJagen im einzelllllen -also die Anwendung
auf die einzdnen Personen - ist weni:ger eine
Angelegenheit der Vertreter des Gewerkschalfts
bundes, deren Tätigkeit bei diesen Verhand
lungenicheher mit der gesetzg,ebenden Kör
persühaft vergleiche, sondern eine Angelegen
heit der diuroMührenden Organe, also der
Persona'lvertretunlg.

Ein Pel'son1a1vertretu:ngsgesetz ZJur Wahl einer
Personalvertretung ist aber bis heute - ich
steHe es ausdrüoklkh fest - leider Gottes noch
nicht beschlossen. Wir haben daher den tnlU
rigen Z:ustand, daß ,unsere Personlalv'ertrdung
auf Grund eines Schlüssels ernannt wurde.
Auch hier im ,Hause existiert eine Personal
verhetung für die öffentlich Angestellten, die
im Verhältnis 5:5:2 zusammengesetzt i'st. ,Ich
glaube, das Hohe Haus wird mir zusHmmen,
wenn ich Stage, daß ,aUe di,ese el1ll1annten Kör
perschaften nicht jenen Hinter1haltund jene
Resonanz haben wie die Könperschaften, die
von dreI' iß,eamtensc!h~aft frei gewählt werden.
Ich würde daher anraten IUllid empfehlen, auch
ohne Hüeksicht damuf, ob ein solches Gesetz
besteht oder nkht, zunächst einmal zlur Wahl
einer solchen PersonaJvertretung bei uns,eren
Landesa,nlgestellten .zu schr'eiten. Es steht doch
nirgelndls in ,einem Gesetz, daß eine solche
W,ahl 'verboten wäre. Man kann das, was die
Landesbeamten in Kä,mten ,gemacht haben
- si'e haben, auf Parteiv:ereinbarungen (ge
stützt, eilne solche Wahl durchgeführt - oder
was letzten Endes je,der Verein in seinen Reihen
macht (Ab!!. Emecker: Wir im Sozialministe
sterium machen es auch.'),den niederöster
l'eichischen Landesbeamten auf die DaueT ein
fach nicht vOTenthalten. (Zustimmung bei der
öVP. - Abg. Dubovsky: jetzt wollen Sie das
machen, wo Sie die anderen schon abgebaut
haben!) Wir hätten gar keine Sorge! Nach
Aussage eines Iihrer Mitglieder, Herr Abge
ordne~er Duibovsky, sind ungetähr 25 Leute in
Ihrer Gmppe organisiert und es könnte uns
gar nicht 'genieren, ob wk jetzt oder früher
oder später diese Wahl durchführen. W,ir
wolilen nur ,eines verhindern, Herr Abgeord
net'er Dubovsky, daß nämlich ,die gmße Mehr
heit der niederösterreichisohen Landesbeamten,
gleioh welcher Parteisch:attierung sie angehört,
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unter Umständen von der Gnade der kleinsten
Minderheit abhängig gemacht werde. (Beifall
bei der ÖVP.) Eine solche frei durchgeführte
Wahl der Personalvertretung wÜllcIe dieser
auch dien wil1klichen Rückhalt geben, der not
wendi,g ist, um eine Verhandlung mit den Mit
gliedern der Landesmgierung durchzuführen.
Glauben Sie mir, daß in solchen Vertretungs
körperschaften - auch ich gehöre einer solchen
bei einer anderen Omllppe an - auch di,e Mit
glieder der Österreichischen Volkspartei nicht
auf den Mund gefallen sind und daß sie das
Recht der Angestellten vertreten wi,e j'eder
andere. !Sie müssen zmr Kenntnis nehmen, daß
sich die Beamtenschaft naoh -ihrer eigenen
Meinung und nach ihrem eig,enen Willen ein
richtet und sich nicht nach dem Willen von
außeru her oktroyierter Personalvertreter lenken
und leiten läßt. Ich glaube, d>aß diie meisten
I~lage:n, die heute in bezug auf die Behandlung
des Personals g'eäußert wurden, verschwinden
würden, wenn wir uns über diese frage ein
mal einig werden würden. Herr Abgeordneter
Duborvsky, jede Partei hat in ihrer Organisa
tion und in ihrer Berufssektion das Recht zu
erkannt, daß sie für ihre Mitglieder hundert
prozenti,g eintr>itt. Voraussetzung ist nm, daß
die fachliche und moralische Qualität in Ord
nUlmg ist. Das werden auch wir uns als ÖVP
nicht nehmen Jassen. Die Frage des Chauffeurs
,des Präsidenten Saßmann kann ich mit Ihnen,
Herr Abgeordneter Dubovsky, persönlich nicht
bespl;echen, denn das könnte nur der Herr
Präsidmt selbst tun. Ich kann nur im Namen
eIes Präsidenten erklären, daß in dieser Ange
legenheit keine Interveillibion von seiten des
Landes durchgeführt wurde. Bei dieser Ge
legenheit möchte ich darau:f hinwei'sen, daß
vieHeicht gerade in der Frage der Behandlung
des Personals dort, wo ,andere Einflüsse maß
gebend sind - es g.ibt da ,eine kleine Bezirks
haJuptmannschaftstellv,ertretuilllg in Niederöster
reich -, die Verhältnisse anders .liegen, als Sie
es vom Lande selbst verlanigt haben. Würden
Sie uns im kleinen Kreise die Demokratie, wie
Sie sie sich vorstellen, vorexerzieren und dort,
wo es notwendig ist, Ordnumg machen, dann
bin ich gerne her,eit, auf Ihr Beispiel ,und Ihre
Worte, die Sie gesprochen haben, einzugehen
und an den Ernst derse,lben zu .glauben.
(Zustimmung rechts.)

Es ist hier weiter die frage der Bezirks
hauptmannschahen und der Demokratisiemmg
der Bezirksvertretungen auIge1wor:f.e'n worden.
Ich glaube wohl, daß zur frage der Demokra
tisierung der Bezinkshauptmannschaften eine
Überlegung im Sinne der historischen Entwick
lung delf verschiedenen VerwaHungskörper i'!Jl
unserem Lande angestellt werden muß. Als die
kleinste VerwaHulngs.einheit, die wir besHzen,

stehtcI!ie Gemeinde. Als die näcMsgrößere Ver
waltungseinheit war immer das Land vor
handen ,und ,als das übergeordnete Organ steht
seit dem Jahre 1918 der Bund. Unbestritten i!st
der f'alll, daß die Demokratisiemng der drei
V'erwaltungSlkörperschaHe:n: Bund, Länder und
Gemein'den, in vorbildhcher Weise geI1egelt
war und jetzt wieder geregelt erscheint. Daß
wir bis heute nooh keine GemeinderatsW'ahIenl
durchführen konnten, ist nicht ullisereSchJuld.
Wir haben die ehrliche Abskht, sie so durch
zuführen, daß diese wichtige kleinsit:e Zelle des
staatlichen Zusammenlebens endlic'h auch zum
Ausdruck ,ihres persönlichen WiI.1ens bei der
Zusammensetzung der Gemeinderverwaltllng
kommt. Die Bezirrkshauptmannschaften stdlen
mehr oder weniger ein in diese Organisat:ion
hineingeschobenes Bi'ndegHed dar lund sind
meiner Ansoicht nach nichts anderes, alls der
'verlängerte Arm der Landeshauptmannsohaft.
Wir wissen, daß die Bezirkshaup:tmannschaften
ihre Agenden im Laufe der Nazli'zeit und der
d2l'aiuffolgendeln ung,lückseligen Jahre einer
abnormen Wirtschaft lun,g,eheuer erweitert
haben. Bezirkshauptmannschaften, die f.rüher
nur einen rPersonaIstand von 20 bis 30 Per
sonen gehabt haben, der 'VoUtständig genügte,
um dlie anf,alIen:den Arbeiten zu erledi'gen,
mußten auf einen Personalstand von 120 bis
150 Personen aufgefüllt werden. Es wurden
ihnen Ämter a:ngesehlossen, die mit den funk
honen delI ßezirksh3luptmalnlI1schaft und deren
Agenden nichts mehr zu tun hatten. Je mehr
sich dann die Verhältnisse normal>isierten, desto
mehr bröc~eMen diese KÖI1perschaften und
Nebenämter wieder ab. Jene Körpef's,ch~ften,

die neben .den ß,ezi'rkshauptmannschaHen ,einen
wichtigen Au~ga:benkreis .zugewiesen hatten,
wurden im Jahre 1938 von den Bezirksha'll'pt
maumschaft'en losgelöst 'und ihnen ein eigener
Wirkungskreis zu,gelWiesen, worüber wir schon
ull1llänigst gesp,rocihen haben. Solange wir nicht
die ent'Sipr,echenden Hundes'gesetze für die Walhl
der Bei'räte beli den Bezirksha:uptmannschaften
haberr - es dreht 'sich hier lum den Bezirks
straßenausschuß, dien BeziI1ksfürsorgerat und
ebenso um den Bezirkssch:ulmt -, so können
wir auch Inlioht die Beiräte wälhlen oder er
nennen. Ich würde die Demokratisierung der
Bezükshauptmalllilischaf>ten i,l1' ,dem hier öfter
angeführten Sinne, nämli'ch durch Wa1hl einer
eigenen Vertretung, als eine Verschl'ech
teI1Ulng gegenüber dem heuHgen Z,ustand be
zeichnen, weil dadurch nichts anderes als ein
neues Par,l,ament, also ei'ne Gelegenheit zu einer
neuen Rederei, entstehen würde. Wir soUten
die tBezirks:hauptmanllischaHen als Organe
dieses Landes betrachten. (Widerspruch links.)
Auch das i'st demokratisch, wenn wir als Land'
ta'g unse:r Recht wahren und den v'erlängerten
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Arm des Landes vom WiUen des Landtagies
abhängig maohen. leh glaube Ihren Irntentiionen
dadurch zu ,entsprechen - wenn Sie schon
immer von der Würde des Hauses, von seiner
Selbständigkeit und seinen Befugmisls,en
reden-, daß wir auch jn ZukJunH unseren
Einfluß im We!ge der Landesregiemng auf die
Bezi,rkshauptmannschaifkn Ni,ederösterreichs
ausdehnen. leh bin 'Überzeugt, daß skh der
größere Teil der A!genden bei dem Bezirks
ha:urptmannschaften ,in den nächsten MOIll'aten
und Wochen abbauen lassen wivd. Dabei ist
[,estzUisteIlen, dlaß die überLastete Beamtenschaft
der BezirkshauptmannschafteiIlJ - danu gehör,en
auch jhre Leiter - in den soruwieögsten Zeiten
und unter den sohwi,el'igsten VerhäHnissen im
stande waren, die Lalge inden Bezirken zu
metst,em. Ich Igllalube, daß ,unsere Partei den
ßezirkshaurptleuteIlJ für ihre im Interess,e des
Landes Ni,ederäster,rei:c:h geI:eistete Arbeit nur
den herzIiohen Dank aussprechen kann. Wenn
an den BezirkshaluptmannsohaHen vielleicht
Kritik geübt werden kann, dalnn möchte ich
111IUratl!f einen Übelstand hinweisen, der lauch
mir nicht paßt. E'r liegt darin, daß der terl'i
torialle Umf!ang mancher iBezil1kshaurptmann
schaHen soaus,gedehnt ist, daß es oft men
schenunmöglich erscheint, einer einzi,gen Per
son die gesamte Vemntwortung alufzuhalsen.
Ich denke da 'ilD< erstrer Linie an dli,e ßezirks
hauptmantJ'schaft Melk, deren Geschäftsbereich
sich \'on der Grenze Niederös,terreichs bis an
di,e Grenze Oberösterreichs erstreckt, ver
größert noch duroh die Einbeziehung von
Teilen der ehemaligen Bezirksh3iuptmannschaft
pöggst3lB. Ich würde daher den ResoIuHons.
anh;a:g, den ,eine,r unseper Abgeordneten ein
gebracht hat, au,f das wärmste unterstützen,
weil wir dadurc,h z:u einer Verkleinerung des
übergmßen Gebildes 'und zu einem Zustand
kämen, diaß das Arbeitspensum mi t der mensch
lichen Arbeitsk,raft ,in E'inklang gebracht wer
den kalmn. Es 'wüpdeaber ,aucih der g,esamten
Bevöl~erung dieses G\:lbides e;,n immenser
Dienst erwiesen werden, weil die zeitrauben
den und kostspidigen Fahrten zwischen weit
entflemten B.ehörden nicht im Interesse der
ß.evö1kerung gelegen sind. Bei ,eiln,er Wieder
erricht1ung der Beziflkshla:uptma:nnscharft in
Pög-gJstaII würde ,nicht nur der Bezirk Melk
verk,Jeinert, sondern auch die Bezirke Gmünd
und ZwetHentlastet werden. Man könnt,e also
den jetzt :unJreidigen Z'ustaln,d mit einem Schlag
bessern.

Ich möchte auch auf den Bezirk Mistelbach
hinweisen, der ,auch ein riesi,ges Gebiet um
faßt und den ich aus meiner Diensttärtigkeit
genau kenne. Der Geschäf'sbereich dieser ß.e
zirk"'hatUlotmalnnschaft erst'feckt sich von den
Grenzen Wiens bis an die Tschechoslowaikei,

er reioht von der March bis an die Thaya.
Die Bembeitung der Angelegenheiten dieses
Bezirkes ist ungeheuer schwer, weil ein ein
ziger Mensch die pinge ,einfach nicht mehr
üiberbliilcken kann. Aber lauch dlie um Wä,en
hemmIiregendeIlJ großen Bezirkshauptmann
schaMen würden mit der Lösung der Rand
gemeindenfmge eine günsHge Veränderung
erfahren. Jene Gebiete, di,eauf Grund der Ein
gemeilndiung ~u Wien gekommen sind, würden
in einen organischen Zusammenhang gebracht
werden, der den normalen Verhältnissen ent
spricht. Dadurch würde auch eine Vepein
fachung der Arbeit der betreffenden Bezirks
ha'u:ptmallillisch3lfiten 'eintreten.

Mjt der Behandlung des Kapitels, das zur
Bemtlung vorHegt - das ist ,die Gf'Uppe °
mit den ausgeworfenen Betträgen 'Von 71 Mil
lionen SchiI!ling - darf ich wohl die Fest
steUung verknüpfen, daß das, was damit er
reicht werden soll, lund dias, was in der Ver
gangen!IlIeit ber'eits durchgeführt werden
konnte, den ausgewiesenen Ziffern entspricht.

Unsere Partei wird für die Amnahme dieses
Kapitels in Ider 'VorgescMalgenen Weise unbe
bedingt stimmen (Beifall rechts).

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Wondrak.

AJbg. WONDRAK: Hoher Landtag! Es war
zu 'erw1arten, daß di,e Gruppe 0, Landtag und
AlLgemeine VerwaUiung, eine ziremlkth 'umfan'g
reiche Debatte la'uls]iösen wird. Eine Diskussion
in dieser Gmppe ist schon desrwegen erforder
hoh, weil ja v'iele MenlSchen das Land vor
allem in seiner Verwaltung erkennen. Und da
ist es wirklich so, dlaß ,es bezüglich der Ver
waltung dieses Landes sehr, sehr viele Be
schwenden gibt.

Ich halte ,es nicht für 'glück,jj,oh, daß hier
unzähtIii,ge MaIre immer wieder vom Dank an
c1:ie AngesteIlten 'U,ndaln die Beamten dieses
Hauses gesiprochen wird. Dellllll di,e kleinen
Beamten, die !hinter den SchreibUisrChen sitzen
oder die hinaus müssen in die verschi,edenen
Dienststellen außerhalb des zentralen Hauses,
die sind fleißig, gegen die wird sich niemand
wendem. An die denkt manauoh nicht, wenn
man von der Verwaltung di,eses Landes spricht.
Gemeint sind immer zentrale Weis.ungen und
zentrale Handlungen, die ,absolut nicht die
Zustimmung de'r Beivölkerullig di,eses Landes
filliden.

Es muß leider mit Bedauern ,festgestellt
werden, daß man draußen in den Bezlinken
wiederholt darüber redelnl hört iund daß dort
die Meinung sehr verbreitet ist, daß die Ver
waltung in diesem Lande weder einfach, noch
unparteiisch, noch korrekt ist. Diese Erfl3t:h
mng muß jeder macheln, der mit der B,evöl-



Landita,g von Ni'ecLerösltlerreioh. I. Session der V. WaMperliode. - 11. Sitzung ,am 29. März 1950. 159

keIlUnrg in unserem Lande ,im Kontakt steht.
Diese Erfahrung i'st Ieider kei:ne Ehr,e für die
Geslamt1verw,alt:ung dieses Hauses. Die Masse
der AngesteUten steht zur Disziplin, sie
schuftet und rackert sich bei Hungef'geihäHern
mehr als g,enug. Wenn wir aber d~won spre
chen, daß die Ve,rwaltunlg nierht in Ordnung
ist, dann meinen will' ganz andere Stellen,
dann meinem wir :nur ganz WIenilge, ,eine Hand
voll jener Leute, die durohaus ni'cht immer die
Interessen dies La,ndes, sondelilll sehr {)>ft per
sönHche und Ipolitische Int,eressen verfoIgen.

Iah möchte auch nicht ,dem Kollegen Hi,l
garth zlustimmen, wenn er sagt, daß die Be
zirksharuptmallinserhaften ja nichts anderes sind
als der verlängerte Arm der LalllIdesregierung.
Ich würde die La,ndesreg,i,enUing :Uind ihre Mit
gHeder sehr bedauern, wenn sie für ,aHe die
Din!ge, Idlie in den iB,e:zirkshaurprtmannschaHen
geschehen, die Verantwortung übernehmen
müßten. (Rut links: Sehr richtig!) Ich will
nicht Inoch einmal ,eirne Kette von Beispi,elen
anfÜlhren, bei denen einwandfrei feststeht, diaß
Ieider die Bezirkshauptmannschaften nicht
immer der verlängerte Arm der Landesregie
rung sind, sondern bei denen si,e eigensüchtig
Uinld mit sehr vi,eI unlogischem Gebraren [hre
GeschäHe 'Eühren. Das ist einwandfrei nach
zuwei'sen. Si,e können vOrn dien Leut.en selbst
immer wieder hören, diaß sie ,sich oft fürahten,
zur Bez.irkshaupt:mannschraH z:u gehen, weil sie
dort nicht jene Behandllurtlig finldem ,und jene
Au:fklärung erhalten, die notwendilg wär,e, und
die man gemde für den ärmsten Staatsbürger,
der unwissend ist über Srtlaats,recht' und Ver
waUungsbegri:f:fe, mit Recht ifo~dern könnte.

Wir sind der Meinurlllg, daß di,e Art, wie
di.e Bezirks:haurptmranns,erha:ften beut,e arbeiten,
unbedingt eine Demokratisiel1ung erfordert.
Und wenn die Herren der ÖsteneichisC'hen
Volk'spartei sich immer wieder neue Argumente
zurechHe,gen, um zu beweisen, 'daß die Bezi,rks
hauptmannschaftelll ja nichts landeres sind als
ousführende Organe eirner Verwaltung, die
eben über dem Bezlirk steht,so weiß doch der
Pra:kti:ker, der im Leben sIeht, daß die Bezirks
hauptmann~cha:ft.en auf Grund ihrer ganz
eigentümlicrhen StleUung, die sie einnehmen,
genau so der KOllitroUe der Bevölkerung unter
stehen müssen, wenn sie wkklich zlweckmäß[g
und nur im Interess,e der Gesamtheit des
Volkes rarbeiten woBen. Das müssen wir immer
wi,eder f.eststellen.

Wir haben aus dieser Disikusslion auch wie
der herausigehört, daß eine gewisse Animosität
geg,en Wien innerharlh di,eses Hauses besteht.
Ich kann das 'nicht verstehen. Wenn man einen
BlJick in die WeH maoht, 'so ist e~ der Ehngeiz
jedes Landes, seine Ha1uptstladt hervorzuheben,
sie prächtig rherausz'usteHen, denn die Haupt-

stadt sotH j,a nach außen hin, dem Ausl,and
gegenüber jene Stätte sei.n, in der skh Kultur,
Wirtschaft und Wesen des ,ganz,en Landes
widerspiegeln. Aber hier haben wir in allen
Fragen, sei es in der rein rechtlichen Stellung
der RandJgemeinden oder sei es in bezug auf
di,e Abgahenteilung, immer wi,eder versteckt,
aber deutlich vernehmbar g,ehört, daß die Ge
meinde Wien schuld ist, daß das Land Nieder
österrekh di,ese oder Jene Erschwemisse heute
zu tragen hat. Ich bedaure diese Dinge sehr.
Welnn Sie zum Beispiel,um auf die Angelegen
heiten dier Straßen zu kommen, die ja sehr
häufig hi,er in den 'ver'gange:nen Tagen be
sprochen worden ,sind, davon reden, daß di,e
Str,aßen in Niederösterreich al1g,eblich für
Wi'en nur die Ausfahrtstr.aßen, die Aushl1tore
srnd, an denen Wi,en vor aUem interessiert i,st,
und daß Wiien uns,er,e Shaßen winiert und zu
ihrer IErhaltung nichts beiträ,gt, ja wenn man
soglaI' lächerlicherweise ein PoHzieizeichen, Ob
es nun W oder N heißt, ins Treffen führt und
erörtert, ob uns eine Steuerkmft vedor,enlgieht,
so könnte man ,auch das Umgekehrte sagen:
Dieses Land Nriederösterreich !rebt in hohem
AUSiIIllaß von Wien, und ein wicMiger Wirt
schaftszrweiig, dem wir siehr viel A:ufmerksam
keH zuwenden, nämlkrh der F,r,emdenlverkehr
und "he Fremdenindlustnie. ist bi,s zu 99 % auf
die Wiener ang,ewiesem, die bei Ihnen nicht gut
im Kurs stehen. Das zah:l,un,glskräfüge Ausland
wil1d nicht Niedel1österreich ,a:u&slucrhen, sondern
es wird durerh Ni'ederösterreich nach Wien
fahren unJd nur nach ganz weni,gen, vereinzel
ten StieBen unseres Landes labzoW,eigen ,und dort
sein Geld ,arusgeben. Man dad also di,ese
Wec,hselwin~um:g nicht übersehen und man soll
,nicht darüber streiten, ob sich vieilleiaht die
ei:ne oder die arnde're konkret nachwei'sbar,e
finarmzielle leistung in Wlien oder Niederösler
rekh auswil1kt. Wir müssen vieLmehr sehen,
daß Ni,edel'österreich im hohem Ausmaß von der
Wirt'schaft Wiens abhängig IVSt. Ich behaupte,
daß die WirtschaH Niederösterreichs mit Wien
steht und fäBt, und kh halte ,es nicht Iür sehr
glücklich, daß man diese Dinge ,immer so dar
stellt, als wÜllde Wiien ein Teill dessen sein, der
dem Land Niederöstlerreierh zum Schaden
gereicht.

Dars hat natürlich nichts mit der Behauptung
zu tun, daß Niederös,terreich in bezug auf die
A!bgabenteilu1lllg oder lauf die Fin:a'llzi,erung der
Kriegsschädenbehe:bung seitens der Bundes
regierung benachteiligt rwÜ'd. Hier muß sich
eben :die ni,ederösterreichische Landes'verwal
tung alle jene Argumente und unumstößlich
feststehenden Beweise 'verschaffen, die sie, aus
gerüstet miit diesem Geschützen, ,in die Lage
versetzem, am Verhandilungstisch dem anderen
Bundesländern g,egenüber bestehen und einle
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Obef'vorteg'ung uill:ser,es Landes verhindern zu
können. Dopt, wo mehrere Gebietskörper
Ischa'flteuum Beträige feHsehen und jeder sein
gutes Recht vertreten zu kölllInerr gllalubt, muß
immer 'gerungen werden. Wenn Niederöster
reich nach dem, was ich hier gehört habe, bis
jetzt 'So 'SchIecht abgeschnitten hat, dann wirft
dies auf die UnteI1händ1er, die diese Verhand
lungen ge:führt haben, !kein ,gutes Ucht.Es
wird ,sehr zweckmäßiig sein, ,wenlll wir dafür
sorgen, daß dias Lalnid Niederösterreich bei
,j~ommenden Aus:einandersetz1un:gen der
näohst1e Fin~nzausgleich steht ja vo'r der Tür
jene Vertreter findet, die die Landeslinteressen
so durch:zus,etzen verstehen, daß wir keine Ur
sache haben, darüber zu klagen, daß Niedler
öst,erreich neuerlich übervorteilt 'wor,den ist.

Bei dieser Gelegellh,eit muß a'uch immer
wieder darauf hingewiesen werden, daß wir
seIhst auch nicht alles tun, um nach außen hin
jenen lEindruck ,hervorzurufen, daß die Ver
wal1tiUfljg des LandIes nicht nur korrekt ,und
saluber iist - was me,ilnes Erachtens dne un
bedingte Sel'bstverständlichkeit darst,ellt --,
sondern daß sie auch beständig ,und bewegl!ich
g,enug ist, um den wiirtschaftliohen Bedürf
nissen restlos zu entsprechen.

Es wurde immer und immer w,ieder gesagt,
daß 'wiedelihoUe B,eschlüsse des Landtages
duroh die Landesregi'el1ung nicht durch.geführt
wOIlden sind. Es ist notwendig, über diese
Dinge Il1Ioch einmal zu sprechen, weil man in
einer Demokratie selbstverständlioh der Mei
nun,g sein sollte, daß Aiufträ,ge des Landtages
durch die Landesregierung oder ein anderes
ZUiständi-ges Organ unbedingt rasch und kon
sequent durchgeführt werden. Diese Klage
muß immer wieder -erhoben werdein und wir
kÖl1lnten hier. eine ganze Rei'he von Beis'pielen
anführen. Ich möchte hier nur zwei oder drei
hemus~reifen, lum zu zei:gen, daß dies'e Klagen
bereohtig,t sind und daß diese Dinge abgestellt
werden müs,sen. Da sind of,t Gesetze, die die
Wirtschaft unseres Landes sehr stark beein
flussen könnten. Ich verwei,se nur darauf, daß
der Beschluß des ni,ederösterreichischen Land
ta~es vom 8. Aprli:l 1948, betrdfend das Heil
quellen- und Kurortewesen, noüh immer nicht
durohgieführt worden ist. Dieses Gesetz wurde
damals vor al1lem unter A,nspi,elung auf Deutsch
Altenibul1g 'gemacht. Aber gesohehen ist bis
heute noch niohts. Fachleute sind davon über
zeugt, daß Deutsch-AUenburg eine Stätte wer
den könnte, wo vilellfl Fremde, vor aHem auch
aus dem Auslande, Heii1ung hnden könnten.
Die Erf:ahmngen zei,gen, daß Menschen, die
Bäder ,von Weltmf besucht haben und dort
nicht HeHung .gefunden hahen" wenn sie durch
Z,ufaH in di'e Hütten von Deutsch~Altenburg

. gekommen sind, HeiIung oder zumindest Lin-

derung ,ihres Leidens gelEulllden haben. Warum
nü,tzt man einen solchen Schatz nicht aus, wenn
man doch weiß, daß die jetzigen ß.esitzer weder
finauzidl kräftig ,gelli~g sinid oder, wie Einge
weihte wiss,en wollen, gar nicht den Wlillen
haben, das :cu tun? So bleibt also di,ese,r kost
ba're Naturschatz dort .g;anz lunaulsgenützt.
Wenn 'ci1ne Saohe, die wir unzählige Male ver
langt halben, noch immer nicht ,ed'edi'gt ist, so
list das schon etwas komisch. Wü müssen also
we'gen\ einer solchen Kleinigkeit immer wieder
urgieren.

Ich verweise weik,rauf die Wahlordnung für
die Wahl der J:a~dauss,chüsls,e im Zu,ge des
niedef'österreichischen Jagdgesdzes. Das. ist
uns wiederholt versp:rochen worden und! es
sitzt ,auch der Hen Kollege hier, der uns am
19. Mai 1949 versprochen hat, daß bereits aUe
Vorber1eitlungen getro~f,en sind, um in kürz:ester
Zeit wenigstens die 'gesetzlichen Grundlagen
zur Vornahme der Wlah!1 dn die Ja,gda:usschüsse
zu schaffen. Seit dem 19. Mai 1949 g,ind schon
baldel:f Monate vorüber:ge:glangem, aber die
Vürbereitung,en, die angeblich in kürzester Zeit
hätten :fertiggestellt werden sollen, sind noch
immer nicht ,getl'Of'fen. Glaubeßi Sie, meine
Herren, daß es nützlich ist und daß das An
sehen der Verwaltung dieses Lalndes gehoben
wird, wenn solche Meine S.elbstverständllich
keit,en einfach a!uf die ,lange Bank geschoben
werden? leh gLaiube 'nicht und ich würde es
sehr begrüß,en, wenn mit diesen fortwähren
den VerzögerUilllg,en endlich Schluß gemacht
wird.

Ich möchte ferner darauf verweis,en, daß wir
mit großem Tamtam den Beschluß gdaßt
haben, die Marchfeldbewässerung durchzuf1üh
ren, und zwar in V,erbinaUing mit den Wiener
Abwässern. Wir waren damals aBe überzeUigt,
daß ,es durohaus möglich wäre, vor den TOl'en
W,iens ein klleines Pam>dies~u schaffen, und
daß Investitionen, die in dieser Hichtung ge
macht. wel1den, k,eilne große Kapita,lausglabe
bedeuten, vielmehr ,durch lcmdwirtschaftliche
Mehrerträge leioht her,eingebracht werden
könnten. Die Kostendeokung wÜl'de keine
Schwiedgkeiten machen und wir könnt,en das,
was wir am dringensten braucihen, durchfüh
ren, 'nämlich IUilliS in bezug alu'f diie Lebensmittel
versor'glun:g Österreichs selbständig machen.
Es ,ist aber bi'sher nichts ,geschehen; es ist bei
einer E'nquete gebheben und 'es sind nur schöne
:Reden 1gehalten worden. Es silnd ,uns wohl, ich
glaube mindestens zwei, ELahoTa't,e, Beschrei
bungen, teClhnische Berechnungen, Kosten
berechnungen, übermittelt worden, die dann
aber ir,gendwo verschwunden sind und wahr
scheinlich jetzt irgendwo in einer Schreibtisch
lade liegen. Trotzdies'es Besohlusses des Land
tages ist aber leider bisher nichts geschehen.
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Hohes Haus! B·is zum
üblich, daß das Land
alte verdrienk Haus-

Eine weitere Sache, die ich zuletzt noch he
tonen will, betrifft die Erbauung 'einer Wasser
leitung im Prulkautal. Wer die Verhältnisse
dieses Gebietes kennt, weiß, mit welchen
SchwierigJlmiten die Gemeinden dort bezüglich
der Waslserversorgun,g Z'U kämpf,en hahen.
Schon am 2. l'uni 1949 hat der Hohe L'and
tag einstimmig beschlossen, einen Aufforde
rungsantrag ·an die Landesregierung zu.
richten, die :Frage der WasserversÜ'J.1gung der
PulkautaIgemeindien endlich der Verwirlk
lichung näher ZIU bringen. Bis heute ist aher
nichts geschehen. Die Gemeinden des Pulkau
tales werden ,also, wenn vielleicht wieder ein
trockenes Jahr sein 'wird, auch weHerhin mit
großen Schwiedgkeiten zu kämpfen haben. Es
wird in dieser Bezliehling auch nichts unter
nommen werden können, weil eben die notwen
digen Vorbereitungen his heute noch fehlen.
Ich hin der Meinung, daß es 'auf die V·erwal
tung des Landes ein ungünstiges Ucht wirft,
wenn hier im Landtag Beschlüsse gefaßt wer
den, die unbeacMet bleiben. Die durch die feh
lende Wasserversor.grung betrüffenen Menschen
der ,in Frage kommenden Gemeinden merken
sich diese Dinge sehr gut. Wenn man in diese
Pulkautalgemeinden kommt lund mit den Leuten
l'edet, so werfen sie einem ganz,.einfach vor: Ihr
habt im Landtag nur Igeredet, aber g'emacht
wird nichts! Solch:~ Erscheinungen trüben
natürlich das Ansehen der Landesverwaltung
erheblich. Es müßte doch das oberste Ziel der
LandesregiefiUng serin, Beschlüsse des Land~

tagres unter allen Umständen dmchzuführen.
Wenn es sich aber 'er,geben soiHe, daß etwa
voreilige oder un'Übe,rlegtle Anträge gestellt
werden, diean,gesichts der wirtschaftEohen
Lage des Landes nicht durchgeführt werden
können, dann wäre ,es meines Erachtens Auf
gabe einer zielbewußten Landesregiemng, daß
sie von Haus aus darauf ,aufmerksam macht,
daß di'esre Dinge zwar beantragit werden
können,a1uch srehr schön und nützlich wär,en,
wenn sie durchgeführt werden Ikönnten, daß
aber die Voraussetzungen noch vollständig
fehlen, um di,e angestrebte <Sache zu erreichen.
Das wäf'e winkHche Demokratie; das wäre rdie
Verwaltung, wie wir sie brauchen, ,denn dann
würden die Menschen draußen nicht nur Reden'
hören, sondern auch Taten sehen; nur darauf
kommt es aber an! Nur wenn wir geschickt
und korrekt, inibaHv und gut verwalten, wird
man sagen: Die Verwaltung des Landes
Niederösterreich ist gut. (Beifall links.)

3. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Hen
Abg. Ern eck er.

Abg. EHNECKIER:
Ja.hre 1938 war es
Niederösterreich an

~ehilfinnen, die auf 'eine jahrzehntelange
Tätigkeit zurückblicken, Ehrengaben verteilt
hat. Man hat damit diesen bfalven Haus
gehilfinnen einen kle'inen Dank von seiten des
Landes ahgestattet. Wir sehen auch, daß das
in v,irelen Ländern schon wireder der Fall ist,
Niederösterreich ,hinkt aber auf dries,em Gebiete
noch nach.

kh bitte Sie daher, einem dieshezüglichen
Resorlutions,antrag, den ich einbringe, die Zu
stimmung zu geben (liest):

"Die nö. Lanrdesmgienung wird aufgefordert,
die Ehrung der Hau~gehilfinnen mit lang
jährig,er Dienstz'eü, wire dies b'is zum Jahre
1938 durchgeführt wurde, wiireder einzuführen.

Im Lande Ni,e,derösterreich gibt es Haus
gehilfinnen, die ,eine ununtre'fhrochene Dienst
zeit von 20 his 45 Jahren bei ein und dem
selben Dienstgeber aufweisen."

PIRÄSIDENT: Z,um Wort gelangt der Herr
Ahg. Za ch.

Ahg. ZACH: Meine sehr verehrten Frauen
und Herren! Hoher ,Landtag! Z,u diesem
Krapitel wurde heute vornehmlich üher die
B,eamtenfrage gesproohen. Es 'Wurde dabei
versucht, den Eindruck zu erwecken, ,als würde
die ÖVP die berechtigten Wünsche de.
Beamtenschaft nicht hören oder gar nicht
gewmt sein, diesdben zu erfüllen. Wenn wir
gerecht sein wollen, müssen wir im Gegenteil
feststellen, daß es in erster Linie die Vertreter
der ÖVP in allen VeTtretungs'körpern waren,
die die Rechte der öffentlichen Angestellten
angemeldet haben. (Zustimmung rechts.)
Dieser Kampf list kein Kampf von ,heutle. Dies,e
Abwärtsbewegung in der Bewertung drer
Arheit der öffentlichen Angestdlten hat im
Jahre 1919 ihren Anfang genommen. Damals
haben hochstehende und auch heute noch
höchststehende Männer AusspTüchegeprägt,
di,e auch noch in der Gegenwart fortwirlken.
Man wolUe sozIusagen nicht mehr die L'eistung
in vollem Umf,ang gelten liassen, sondern man
stellte den Satz an die Spitzre: Alle Menschen
haben annähernd dri,e gleichen BedüTfnissre,
daher muß auch ,eine möglichst gleiohmäß'ige
Entlohnung aller Angestellten und Arheiter
durchgeführt werden.

Dabei rgibt ·es nun wieder die rein volkswirt
schaftliche Betrachtung, daß im Säckel des
Starat,es, der alle Ausgaben zu besheikn hat,
'eine I~ewisse Summe ist, 'um deren Verteilung
es Siicheben hnndelt. Wenn ioh daher einmal
schon zuviel für lirgend jemand heraus
genommen hahe - ich will aber damit nicht
sagen, daß für di'esen Jemand schon zuviel
herausgenommen wurde -, dann bleibt eben
weniger für diejenigen dl'innen, die später zum
Zu!ge kommen. Dieser Satz gilt in normalen
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Zeiten,aber er gilt 'recht in Notzeiten, in denen
wir uns jetzt befinden. Und da gest'ehe ich
ehrlich, ,daß es nach ,dem Krieg !Und nach
den Nachkrri'egsereignissen oberste Pflicht aller
war, . z'uerst die Nahrung für aUe Schichten
der Bevölkerung sicherzustellen. Aber je mehr
wir uns normalen Verhältnissen nähern - und
ich hoffe, daß auch Sie mit'erinst:immen, wenn
ich) sage, daß wir seit dem jahrle 1945
einen gewaltigen Schnitt nach vOTwärts :getan
haben -, desto mehr muß wieder das Lei
stlungsprinz:ip in den Mittelpunkt der Entloh
nungsfrage g,estellt werden. (Abg. Dr. Stein
götter : Gleichgültig, ob er rot oder schwarz
ist!) Sehr richtig, Herr Doktor! A'uf diesen
Punkt komme 'ich noch später, jetzt hin ich bei
der rein wirtschaftlichen Frage.

Aber ich glaube, wir dürfen kelilll:~ falschen
Hoffnun'gen bei den Ißeamten erwecken, denn
wir werden nicht s'ehr rasch die ZeHen vor
1938 oder gar vor 1914, von denen heute ge
sprochen wur,de, wieder erreichen. W'ir dürfen
di:e Tatsache nieht übersehen, daß wir ein bis
auf die Grundfest'e aus,gebrannter Staat sind.
Di,ese T,atsache übersehen, hi,eß,e Luftschlösser
bauen, Hoffnungen erweoken, die niemand und
selbst kein Traumdeuter oder Hellseher 'er
füllen könnt'e. Hier heißt es vielmehr die tealen
Tatsachen s·ehen. Und daher sage ich: Ja, wir
werden mit aUen Kräften dafür kämpfen und
arbeiten, daß denöffentliohen Angestdlten
ehebaldigst größeTe Gerechtigkeit wird,aher
nur so, daß di,e BessersteIlung dauernden B,e
stand hat! E'ine einmalige, vorübergehende
Aushilfe oder rneinetwegenauch eine Gehalts
erhöhung, die dann nicht auf normalem Wege
erfüllt werden könnte, sondern die Notenpress,e
in Bewe~ung setzen wür,de, eine solche Besser
stellung wünschen wir nicht, die werden wir
verhindern, weil si:e gerade zum Schaden der
öffentlichen Angestellten wäre.

Erinnern wir uns nur daran, weIche Gruppe
der Arbeiter immer zum Schluß an ,die Reihe
kommt, wenn eine Aufwärtsbewegung in den
Preisen erfolgt. Die öffentlich Angestellten
sind es, weil ihnen einerseits, wenn ich ,es
drastisch ausdrücke, die festgefügte Faust der
Orrg,anisaNon 'und auch der Wille f't~hlt, diese
Faust immer auf den Verhandlungstisch zu
schlagen, ,anderseits weil sie 'immer zuerst das
Wohl und Wehe des gesamten Volkes und des
St'aates sehen. Diesen Grundzug in der jetzi
gen Eins~ellung der öffentlichen Beamtenschaft
müssen wir besonders her·ausstreichen. leh muß
hier meine einleitenden Feststellungen wi,eder
holen, daß wir uns bemühen sollen, uns dem
Endzi,el eines wahrhaft demokratischen Staates
zu nähern, nämlich Anerkennung und Geltung
der Leistung. (Zwischenrufe des Abg. Doktor
Steingötter.) Ja, Herr Doktor, ich wiederhole

es, a,uch wenn esamder,s -gedeutet wird. Es ist
mein aufrichtiger und herzlicher Wunsch, daß
wir so weit kommen, daß die Leistung, ver
bunden mit Charakter, Lauterkeit und einigen
anderen Zugaben, das Ausschlaggebende bei
der Bewertung ist. (Abg. Dr. Steingötter: Bei
den St.-Pöltner Primarärzten haben wir das
vorexerziert. Machen Sie das hier im Land
nach!) Herr Doktor, Si'e wissen, daß man das
immer ,am besten bei einem kleinen Körper vor
exerzier'en kann. Sorgen Sie dafü,r, daß das in
St. Pötten, wo Sie maßgebenden lEinfluß haben,
vorexerziert wird. (Abg. Dr. Steingötter: Ist
ja schon!)

ßei Parteienbespreehungen, bei denen wi,r
darüber Beschwerde geführt haben, daß in der
Gemeinde Wiener Neustadt die Personalpolitik
nach einseihgen O:r:undsätzen gefü.hrt wird,
wurde mir von einem Vertreter I'hr,er Partei,
einem jungen Mann, gesagt: "Wir pfeifen .auf
die Mehrheit, wenn nicht di,e :gesamte Beamten
schaft nach unserer Park~i aus,gericMet ist."
Das war ehrlioh und hat mir imponiert; wir
haben ihm ob dieser Äußerung schweren
Kampf angesagt. leh sage dies nicht, um ,aluf
zupeitschen, sondern um in uns allen -kh
schließe mich ein - d'ie nötige GDundstim
mung zu schaff~n, um zu einer Lösung zu
kommen.

leh runterlass'e es auch, bei dieser GeleIgen
heit noch andere Dinge hier anzuziehen, weil
es zu weit führren 'würde. leh muß -aber noch
auf di,e Ausführ:ungen des Herrn Abg. Du
bovsky, der jetzt nicht im Saal ,anwesend ist,
zu sprechen kommen. Seine Ausführungen
haben mich. zwar nicht ,erschüttern können,
aber sie hätten alle di,ejenigen erschüttern
müssen, die nicht ~glauben wollen, welche
Methoden im Anmarsch sind, lum unser Volk
in Angstzustände zu versetzen. Da werden
Telephongespräche abgehört, eim Brief des
germ Landeshauptmannes wird ,ausgehoben
oder irgendwie anders in Besitz genommen,
alles Vorboten der .glücklichen Zeit, dlie ,un
serem Volke 'versproohen wird.

Dem germ Abg. Weng,er aber möchte ich
das, was ich eigentlich bei einem anderen
Kapitel vorbrinrgen wollte, schon jetzt sagen.
Man darf das Wort von der Bessemng der
öffenUichen Sicherheit - wobei das Wort
"Bes.atzungsmacht" von mir gar nicht in den
Mund genommen wurde - nicht so wenden,
daß man sagt, man woUe sich damit ein Wohl
verhaltungszeugnis ausstellen. Das würde
heißen: Angst haben. Herr Abg. Wenger, die
Parteimitgheder der Kommun'istischen Partei
können sag,en, ob ich jemals, wenn 'es hart auf
ha'rt gegangen ist, auch nur einen Millimeter
von meinen Grundsätzen abgewichen bin, weil
ich Angst hatte. E'in Ahgeordrneter hat aber
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nicht die Aufgabe, wie Sie glauben, so zu
sprechen, wie es der Öffentlich'keiit gefällt,
sondern er 'hat so zu r-ed:en, wie es seiner Ober
zeugung und den Tatsachen entsprechend not
wendig ist. Das 'ist auch unsi~r Vo,rsatz. (Abg.
Dr.Steingötter: Er hat das Kind beim rechten
Namen genannt!) Ich lasse die gena'uen Worte
meiner A:usfühmngen ,aus dem stenographi
schen Protokoll feststellen, um zu Ibeweisen,
daß hier gefährliche Töne angeschlagen wer
den. Ich gebe für- meine Person das Verspre
spnechenab, daß ich auf solchen Pfaden nicht
folgen werde, weil ich glaube, daß wir ,in einer
viel zu ernsten Z,eiit leben 'und daß daher alles
unternommen werden soll, um das Volk zu
sammenzuführen, genau 'so wie bei einem
Brand. Wir lehen zwar nicht in der Zeit eines
österreichischen Brandes, aber wohl in der Zeit
eines Weltenbrandes, wenn es auch vorläufig
ers,t geistige Auseinandersetzungen gibt. Da
kann ich aber nur sagen, daß oft ein funke
genü,gt, der ZJülldet. Es soll daher alles unter
lassen werden, was di'esen f'unken abgeben
könnt'e.

Wenn uns einmal der IBeweis erbracht wi'rd,
daß es, IHerr Abg. Dubovsky, auch dort, wo
Ihre Gesinnungsfr'eunde ,am Ruder sind, mög
lich ist, so in einer öffentlichen V,ertr'etungs- I
körpersch.aft zu spr1eehen, wie Sie he'ute hier
gesprochen haben, dann glauben wir Ihren
Worten von Demokrat'ie. (Abg. Dubovsky: Dort
sind nicht diese korrupten Zustände! - Zwi
schenruf: Aber dieselben Oestapomethoden!)
Dort hat man es in &~T Gewalt, jede Äußerung
von vornherein Zoll ersticken. ,Es geht nicht ,an,
Demokratie so 'und Demokratie so ,auszulegen;
Demokr,atie heißt eben Volkesstimme! Diese
will ich hören und ihr werden wiir folgen.
(Landesrat Stika: Volksstimme? ) Die "Volks
stimme" ist nur ein kleines Winzelchen 'Von
Volk'esstimme 'und scheinbar nicht immer die
reine österreichische Volk~sstimme.

Wenn man 'Von Korruptionsfällen bei der
Landesverwaltung, im Justizministerium usw,
gesprochen hat, so sind dies alles Dinge, die
genauestens überprüft werden müs,sen, weil
wir sonst nicht zu einer richtigen demokra
tischen Verwaltung kommen. Es wäre das
scMechteste B,eispiel von ei'ner großen oder gar
einer führenden Partei, mitzuhelfen, daß über
Dinge, die in die Öffentlichkeit gehöpen, ein
Schleier gelegt Wil1d. (Abg. Dubovsky: Das
brauchst du nur deinen Regierungsmitgliedern
zu sagen!) Lieber Freund Dubo'Vsky, wir
werden uns genauestens Oewißlheit über diese
Dinge verschaffen, aber zuerst einmal 'Vor
exerzieren dort, wo I'hr heute schon die Macht
habt! Ich frage: Gibt es in d'en Betrieben, wo
eure funktionäre, eure Betriebsräte und

.Betriebsobmänner das 'erste Wort sprechen,

Demokratie? Nein und dr'eimal nein! Zeigt
uns also zuerst dort, wo ihr die Macht habt,
wie ihr euch die Demokratie vorstellt, ,dann
werden wir euch folgen. Volk Österr,eichs, sei
auf der Hut, das g,ehört der Öffentlichkeit ge
sagt! (Abg. Dubovsky: Vor der Volkspartei!)
Unser Volk ist schon heUhörig und wird noch
heHhöriger werden, als es schon ist; Druck
wird eben Gegendruok erzeugen, und den
brauchen wir. Nur nicht hange machen lasrsen!
Unser Volk hat schon vieles ertragen und wird
auch das noehertragen, his wlieder Frej,heiit
und frieden in unser,em Vaterlande Österreich
herrschen werden! (Beifall rechts.)

3. PRÄSIDENT: Zum Wort geIangt Herr
Landeshauptmann S t ein b öc k.

Landeshauptmann STEINBöOK: Hohes
Haus! In der heutigen Budgetbemtung wurde
bei der Gruppe 0 besonders viel über di,e
Staatsbüpgerschaftengesprochen. Ich. sehe
mich daher 'veranlaßt, drem HO'hen Hause mit
zuteilen, daß ,im vengangenen ].ahr'e genau so
viele Einb'Ürgerungen durchgeführt wurden wIe
in den verflossenen Jahren. Hi'erüher ist eine
Statistik interessant, die für diese Behauptung
den Beweis liefert. Bis 31. Dezember 1949
wurden 26.102 P,ersonen 'eingebürgel1t. Diese
Leute sindallerd'ings s,elbständi,ge Per
sonen; dazu kommen noch 9379 frauen,
8094 Knaben und 7698 Mädchen, insgesamt
al'so 51.273 Personen.

Wenn hier der Vorwurf 'ephoben wird, daß
ich die Einbürgenungen in ge~isser Hinsicht
nicht so durchführe, wie es so manche haben
wollen, so ist dieser Vorwurf ganz ungerecht
fertigt. Es wurden sehon wiederholt Personen
in diese ,ustenaufgenommen, bei denen sich
nachträglich .heraus,gestellt hat, daß noch
weitere Untersuchungen notwendig sind. Auf
Grund dieser Erhebungen, die von den rB'ezirks
hauptmannschaften gefühJ.1t werden, werden
dann manche Personen von diesen Listen
wieder gestrichen. Es ist schon mögl'ich, daß
sich in manchen fällen die Eintragung in
diese Listen für die Regi,erungssitzung etwas
verzögert hat. Ich gl,aube ,aber, <ich habe noch
immer den meisten Wünschen der Herren Ab
geol'dneten Rechnung getragen, inshesondere
dann, wenn sie sich schriftlich an mich ge
wendet haben, da ich ja nicht die ganzen Akten
kenne und noch weniger die Personen, um die
es sich 'handelt. Ich hin aber bemüht und be
strebt, nur jenen Menschen die Staatsbürger
schaft zuzuerkennen, die g,ewiUt und ent
schlossen sind, echte und wahr'e östeneicher
zu werden. (Beifall rechts.)

Ich komme nun auf die Vorwürfe des Herrn
Abg. Dubovsky zu sppechen. Wenn er sagt,
daß dioe in der gestl1igen RegierungssHzung zu-



erkannte St'aatsbürgerschaftan Dr. Schulz ein
Mißgriff war, weil er nämlich, was weiß ich
anes verbrochen 'hat - klh habe nur etw,as von
fals,ifikaten und Vorstrafen gehört -, dann
kann ich d,em Herrn Abg. Dubovsky einen
Brief, den ich heute von dem Rechtsanwalt ,des
Dr. Schulz erhalten habe, vor[.esen. Dieser
Rechtsanwalt, nämlic'h Nationalrat Dr. Schärf,
teilt mir darin folgendes mit (liest): "Es
wurde mir mitgeteilt, daß gegen Dr. Schulz
nachfolgende Behauptungen aufgestellt wur
den: Der Genannte wäre dreimal vorbestraft.
leh bitte, die von Herrn Dr. Schulzabgeg1ebene
Bestätigung der Polizeidi:rektion auszuheben
und aus der festzustellen, daß Dr. Schulz un
bescholten ist." Der besagte Akt liegt vor mir,
insbesonder:e auch die Bescheinigun,g der
Polizeidirektion Innsbruck vom 25. febmar
1950, die !bezeugt, daß Dr. Schulz keine ge
richtlichen Vorstrafen hat. I'n dem Brief heißt
·es noch: "Weiter ist Dr. Schulz seinerzleit mit
ordnungsgemäßen Papieren und vollkommen
legal von Ungarn nach Österreich gekommen.
Der diesbezügliche Ausweis wurde ebenfalls im
Sekretariat abgegeben."

Ich bin auch hierüber in der Lage, Ihnen
den Ausweis vorzuweisen. (Abg. Dubovsky: Er
war ein Banknotenfälscher! )

Herr Ahg. Dubovsky, wenn Sie irgend
jemanden angreifen, so ist er in Ihren Augen,
wi1e Sie Sikh .aus,gedJ'ückt halben, 'ein Gauner oder
Banknotenfälscher oder vieles .ander;e. Ich wäre
in der Lage, Hlllen einen g,anz konkreten fall
vorzuweisen, der Sie persönlich betrifft 'und
den Sie sehr schwer überwinden würden.
(Hört!-, Hört!-Rufe. - Gegenrufe des Abg.
Dubovsky.) Ich bin zu anständig, um persön
lich zu werden. (Ständige Zwischenrufe des
Abg. Dubovsky.) Idh wiederhole, ich bin zu
anständig, um persönlich z'u werden. (Bravo
Rufe rechts.)

Weiter wird noch mitgeteilt, daß Herr
Dr. Schulzeine sehr wertwolle Kraft für
Österreich ist, daß er erst in letz,ter Zeit ein
gr,ößeres Geschäft durchgeführt ,hat, das der
ösi:erreichischen Devisenwirtsc:haft zehntausend
Pfund eingebracht hat. Auch die Bestäügung
liegt hier vor.

Hohes Haus! Aus diesen kurzen Ausfüh
rungen ers,ehen Sie, daß die Angriffe, die der
Abg. DubO'vsky gegen mich als Landeshaupt
mann einerseits und ,anders~its gegen >Doktor
Schulz vorgebradht hat, jeder Grundlage ent
behren. (Abg. Dubovsky: Lassen Sie sich den
Schweizer Polizei-Anzeiger von 1947 bringen,
Herr Landeshauptmann!) Nehmen Sie Z'llr

Kenntnis, daß ich jeden Fall überprüfen lasse
und daß ich luntler gar keinen Umständen z·u
lassen werde, daß Menschen, die nichtvoIl-

kommen rein sind, die österreichische Staats
bürgers,chaft bekommen.

Der Herr Abg. Dubovsky hat einen Brief
vorgewi,esen, der auf meinem Schreibtisch
ge}egen sein soll. Ich sage es öffentlich im
Hause: Mein Sekretär sagte mir einmal, Herr
Landeshauptmann, in meiner versperrten
Schreibtischlade wurde umgewühlt. Darauf
schaute ich in meiner Tischlade nach und
mußte dasselbe feststellen. (Hört!-, Hört!
Rufe.) Ich habe das dem Herrn Landesamts
direktor und dem Präsidiakhef mitgeteilt. Ich
weiß jetzt unter Umuständen, wo ich ,die Herren
suchen muß, die sich. '. (AbI(. Dubovsky: Das
ist eine bodenlose Frechheit, was Sie hier
sagen! - Großer Lärm. - Zahlreiche Zwi
schenrufe.)

3. PRASIDENT: Bitte, nicht den Herrn
Landeshauptmann beim Reden zu unter
brechen, H'err Abg. Dubovsky. (AbI(. Du
bovsky: Eine bodenlose Frechheit ist das, was
Sie sagen! - Neuerlich großer Lärm.)

Landeshauptmann STEINBÖCK (fort-
setzend): Das ist Tatsache. (AbI(. Dubovsky:
Eine bodenlose Frechheit! Wenn es hier einen
objektiven Präsidenten geben würde, so würde
er den Herrn Landeshauptmann wegen dieser
gemeinen Lügen zur Ordnung rufen!)

3. PHASIDENT: Herr Abg. Dubo'Vsky, Sie
sind bei Ihrer Rede auch nicht unterbrochen

I worden.

Landeshauptmann ST'E INBÖCK (fort-
setzend): Herr Abg. Dubovsky, ich frage Sie
noch ,einmal: Woher haben Sie diesen Brief,
wenn er auf dem Tisch des Landeshaupt
mannes gelegen sein soll? (Rufe rechts: Ant
worten Sie jetzt, Herr Abg. Dubovsky! 
Sagen Sie nur, daß er gestohlen wurde!
Namen nennen! - Da gehört eine Strafanzeige
erstattet! - Großer Lärm und zahlreiche
Zwischenrufe.) Si'e wollen es nicht sagen?
Mi:r genügt das. Aber, Hohes Haus, ich will
mich mit dem Abg. iDubovsky nicht weiter
beschäftigen. (Abg. Dubovsky: Sie brauchen
nur den Schweizer Polizei-Anzeiger von 1947
zur Hand nehmen!)

Ich will weiter sagen, daß ich ,in der frage
der Staatsbür,gerschaft alles unternehme, um
nm jenen die Staatsbürgerschaft zluzuer'kennen,
die keine Vorstrafen haben und die wirkliclh die
Gewähr bieten, wirkliche und wahre Öster
reicher ZiU werden und in diesem Sinne für
uns'er Vaterland zu arbeiten. (Lebhafter Beifall
rechts.)

3. PHASIDENT: Die Rednerlisteist er
schöpft. Zur Abstimmung liegt vor die
Gruppe 0, "Landtag und Allgemeine Ver
waltung", sowi,e die Resolutionsanträge der
Herren Ab;geordneten T'esar, Pospischil, Nagl,
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Dubovsky und Emecke1. Ich lasse zunächst
über die Gruppe selbslt und zum Schlusse über
die zu dieser Gruppe vorliegenden Resolutions
anträge abstimmen.

loh bitte den Herflll Berichterstatter, nun·
mehr seinen Antrag zu ,der Gruppe 0, "Land
ta~g und Allgemeine Verwaltung", zu stellen.

Berichterstatter Abg. KUOHNER (Schluß
wort): Hoher Landtag! leh :habe eingangs die
Endz'iffern zu dieser Gruppe vongdr:agen. Ich
möchte Sie daher bitten, die Gruppe 0 in
Erfordernis und Bedeckung - Erfordernis:
71,682.600 6, [Bedeckung 6,223.100 S - an
zunehmen.

3. PRÄJSIDENT (Abstimmung): Der An
tmg ist :g'egen drei Stimmena n gen 0 m me n.

IClh bitte den Herrn Berichterstatt,er nun
mehr um di,e Verlesung der Resolutions
anträge.

Berichterstatter Abg. KUOHrNER (nach
Verlesung .des Resolutionsantrages des Abg.
Tesar): Ich ,empfehle di,e Annahme dies,es
Resolutionsantmges.

3. PRÄSIDENT (Abstimmung): Der An
trag ist einstimmig ·a 111 gen 0 m me n. Ich
bitte den Herrn Bef'icMerstatter um die Ver
lesung des nächsten Antrages.

Berichterstatt>er Abg. KUCHNER (nach
Verlesung des Resolutionsantrages des Abg.
Pospischil) :leh stelle fest, daß dieser Antrag
ber'eits ,in dliesem Halus1e Igestellt wurde und
daß, so weit mir bekannt ist,auch bei der
Bundesregierung ein solcher Entwurf in Aus
arbeitung steht. leh ,empfehle aber trotzdem die
Annahme dieses Antr,ages.

3.· PRkS,IDE NT (Abstimmung): Der An
trag ist a n gen 0 m m e n.

BerichteriStatter Abg. KUCHNER (nach
Verlesung des Resolutionsantrages des Abg.
Nagl): leh ,empfehle die ,Annahme dieses An
trages.

3. ,PRÄSlnENT (Abstimmung): Der An
trag 'ista n,g'e n 0 m m e n.

leh bitte nun den Herrn Berichterstatter um
Verlesung des nächsten Antrages. (Bericht
erstatter Abg. Kuchner verliest den Resolu
tionsantrag Dubovsky):

Landesha'uptmann STEINBÖCK: Zur Ge
schäftsordnung, Herr Präsident!

3. PRÄSIDENT: leh erteile dem Herrn
Landeshauptmann das Wort.

Landeshauptmann 6TEINBÖCK: Hohes
Haus! Di'e nö.Landesr'egierung hat einen di'es
bezügHchen Antr,ag, den ich ,gestern gestellt
habe, schon ,angenommen. naher ist dieser
Antrag überflüssig. (Landesrat Oenner: Ihr
Antrag, Herr Landeshauptmann, ist nur für
die Bauernkammerwahlen, nicht auch für die

Oemeinderatswahlen!) Herr Landesr,at Genner,
wissen Sie nicht, daß di,ese Wahlen unter
gar keinen Umständen durchgeführt werden
können, weil di'es,e Gemeinden, wie Herr
Ab,g. Vesely heute schon itrdfend ausgeführt
hat, verfassungsmäßig zu Wien gehören?

3. PRÄ:SID-ENT: Der Herr Bericht'erstaUer
hat das Wort.

Berichterstatter Abg. KUCHNER (Sclzluf3
wort): Ich möchte noch 'einmal darauf :hin
weisen, daß l.edigIich die Gemeinde Wien über
alle Gesetze, die die Handgemeinden hetreffen,
entscheiden kann (Abg. Dubovsky: Das soll
ja geändert werden!) und daß ,es daher ,gesetz
lich gar nicht möglich ist, daß die Bundes
reg'iemng aufgefordert wird, zur R,egelung
dieser Gemeindemts- und Bauemkammer
wahlen ein Gesetz zu erlassen. (Neuerlicher
Zwischenruf des Abg. Dubovsky.)

3. P:RÄSI:DENT: Wir gelangen zur Ab
.stimmung über den Hesolutionsantrag des
Herrn Abg. Dubovsky. (Abstimmung
OegenlJrobe): Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte den Herrn IB'erichterstatter, fo'rtz'u
fahren.

BeriC!hterstatter Abg. KUCHNER (Schluß
wort: Nach Verlesung des Resolutionsantrages
des Herrn Abg. Ernecker, betreffend Ehrung
lange dienender Hausgehilfinnen): Ich b'iHe
diesen Antrag anzunehmen.

3. PRÄISIDENT (Abstimmung über den
Resolutionsantrag Ernecker - Gegenprobe):
Einstimmiga n gen 0 m m e n.

Ich ersuche den Herm Berichterstatter, die
VeI1handlung zur. Gruppe 1, "Polizei", einzu
leiten.

Beriic:hterista1ter Ahg. KUCHNER: Zur
Gruppe i, ,/Polizei", list sehr weni,g zu sa.gen,
da das Land Niederösterreich auf dJi,e Belange
der Polizei, di,e Hundessaehe ist, keinerlei E,in
nuß hat. Es ist hier lediglich ein kleiner Be
trag 'Von 40.000 S für das Schubwesen vor
gesehen, den das Land zu übernehmen hat.

Ich bitte, die Ausspmohe über diese Gruppe
aufzunehmen.

3. PRÄSIDENT: Zum Wort gelang't Herr
Abg. B ac hin ge 1.

Abg. 'BAOHINGiEiR: Hohes Haus! Wie
schon der Herr !Beriehterstatter erwähnt hat,
ist 'Über das Pülizeiwesen nichts ß'esonderes zu
sagen. Es sei mir aber doch gestaHet, ganz
kurz einige Worte darüber Z'U verNeren.

Es hegt mir natürlich vollkommen f,eme, di,e
Poliz'ei irgendwieauzmgreifen. Sie ist zum
Schutze der Bevölkerung geschaffen und soll
sich daher auch in dieser Richtung ,auswi'rken.
Ich möchte nur einig'e Feststellungen bezüglich
der Verkehrszpolizei machen. Wenn ich von
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meinem Berufsstand aus dazu Stellung nehmen
darf, so möchte ich darauf hinweisen, daß in
folge des LandaJ:1beitenmanglels vieUach Trak
toren angeschafft worden sind und daß auch
bei entfernt liegenden Grundstücken Anhänger
mitgeführt werden. Das wird aber von der
Polizei beanständet und man ist aueh schon
mit . Strafen vorgegangen, wenn einzelne
Bauern gezwungen sind, mit eisenbereiften
Wagen, die den Vorschriften nicht ganz ent
sprechen, stellenweise die H.auptstraße zu
bef,ahren oder zu übersetzen, um lebenswich
tige Güter in die La1geI1häuser zu bringen. Es
handelt sich Ihier zumeist nur um Übergangs
erscheinungen. Aus finanziellen Gründen war
es bisher oft noch nicht möglich, moderne
f,ahrzeuge anzuschaffen. Die Landwirte sind
aber mit der Verkehrspol'izei ,in Schwierigkeiten
geraten 'und von ihr mit S'trafen beleg't wOl'den,
g~gen dIe sie Benufung eingelegt haben.

Namens der landwirtschaftlichen Bevöl
kerung bitte ich das Ho,he Haus, dem nach
folgenden HesoluHonsantrag die ZusHmmung
zu geben (liest):

,pie nö. Landesregierung wkd ,aufgefordert,
die Exekutive anzuweisen, daß Traktorbesitzer
bei ihren f,ahrten zum und vom felde, bei
AbHefenun,gsfalhrten zu den La!gerhäusern und
Molkereien u. a., ,sowie bei ·der unbedingten
Benützung von Stmß,enzügen iinpuncto Ver
kelhrspolizeiordnung mit Rücksicht behandelt I

werden. Es haben sich F äUe ereignet, wo
Landwirte, welche sich auf Grund des L,eute
mangels ,auf Kraftzu,g umgestellt haben, in
einzelnen fällen einer schikalnösen Behand
lung seitens der Verkehr,spoHzei aus'gesetzt
wUl1den."

3. PRÄSIDENT: Die Rednerlist,e ist er
schöpft. Der Herr ißenicMerstaHer hat das
Sohlußwort.

Beridh~ers,tatter Abg. KUCHNER (Schluß
wort): Ich bi'tl:e das Kapit,el 1, "Polizei", mit
einem Erfordernis 'von 40.000 S anzlunehmen.

3. PRÄSI:DENT (Abstimmung über
Gruppe 1, "Polizei", in Erfordernis und Be
deckung): Angenommen.

leh bitte den Herrn Berichterstatter um Ver
lesung des Resolutionsantrages Bachinger.

B'erichterst,atter Abg. KUCHiNER (verliest
den Resolutionsantrag des Abg. Bachinger):
leh empfehle die Annahme.

3. PRÄSIDENT (Abstimmung über den
Resolutionsantrag des Abg. Bachinger): A n
gen 0 mmen.

leh ersudhe den Herrn Berichterstatter, zlur
Gr:uppe 2, "Schulwesen", zu berichten.

Berichterstatter Abg. KUCHNER: Gruppe 2,
"Schulwesen", setzt sich aus folgenden Ab
teilungen zusammen: Volks- und Hauptschulen

mit 2,493.200 S, B,erufsschulen mit 2,635.800 S,
Fachschulen mit 399.300 S, BüdsteUen mit
202.000 6, Sonst'iges mit 400.000 S, somH mit
einer Oesamt,ausgabensumme von 6,130.300 S,
der eine Bedeckung von 501.800 S gegenüber
stehen.

Zu dieser Omppe wäre noch die EI1höhung
des Betrages ,in der Abteilung 210-10 von
27.500 S ,auf 60.000 S - Entlohnung für den
Landeslehrervorschla:gsausschuß - erwähnens
wert.

Weiter möchte ich empfehlen, dem Antrag
des Finanz,ausschusses z'uzustimmen, der im
Voranschl,a,gssa:tz 211-11, Aufwandsentschä
diglUngen, eine Erhöhung von 91.700 S um
48.000 S lauf 139.700 S vorsi,eht.

Ich bitte, die Debatte zu diesem KapHel zu
eröffnen.

3. PRÄSIDENT: Zum Wort ge1angtHerr
Ahg. Zettel.

Abg. ZETTEiL: Hohes Haus! Schon vor
zwei jahren hat s,ich der Landtag bei der
B,ehandlung des Kapitels "Schule" damit be
sdhäHigt, wie es mö:glich sein wird, uns,erer
jugend eine entspl1echende Berufsausbildung
Z'U geben 'und ihr damit auch :Beschäftj'gungs
mö,glichkeit ' zu bieten. Wir haben in der
Oeneraldebatte bereits gehö'ft, daß es leider
nicht möglich w,ar, dem W'unsche Rechnung zu
tragen, diesen jugencLHchen Menschen das zu
geben, was sIe für ihr weitel'es Leben brauchen.

Wenn ,es in unserem Vor:anschlag :irgendeine
Post gibt, die j.edem verantwortungsbewußten
Vertreter naheg,ehen muß, so ist es die Schule.
Ich erinnene mich an eine Zeit vor zil1ka
zwanz!ig jahr,en, wo hier in diesem Saal- eine
Zusammenkunft von Erz'iehern und Wirtschaf
tern stattgdunden und bei der ein oR,eaner er
klärt hat, in Anbetracht der wirtschaftHc:hen
Not unserer jugend würde es angezei,gt er
scheinen, jeden beschäftligungslosen Jugend
lichen mit einer Armbinde zu kennzeichnen
und ihn so als lebendes mahnendes Gewissen
der Öffentlichkeit vorzuführen. Der di,esen Aus
spruch getan hat, war der Prälat Drexel. Ich
glaube, der Mann hat nicht unreoM gehabt.
Es ist schon so, daß eine gesunde Wirtschaft
nur aufgebaut wenden kann, wenn ein gesun
der Arbeiternachwuchs vorhanden ist.

Heute liegen ,die Dinge ähnHch wie damals.
Es ist festgestellt, daß Tausende von jungen
Menschen 'keine Lehrs1tellen, keine Beschäfti
gung finden können und so !gezwungen werden,
dem Müßi,gg,ang zu huldigen. leh habe vor
mir eine Statistik, die sich auf unser Bundes
gebiet bez,ieht und di,e ZiHern ,aufweist, welche
ersdhreckend wil1ken müssen. Wir haben z. B.
im jahre 1949 56.978 schulentlassene vier
z,ehnjähl1ige jugendliche gehabt. Von diesen I

1
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konnten 10.873 keine L,ehrsteUe finden. nie
Statistiker rechnen sich aus, daß im Jahr,e
1951 bereits 72.998 Vierz~hnjährige die Schule
verlassen werden und 28.000 da,von keine
Lehrstelle finden werden; im Jahr,e 1953 wer
den es bereits 136.697 sein, von denen 92.000
keine Lehrstelle 'erhalten werden; im jahre
1955 werden es 161.464 sein und 117.000
jugendlliche Menschen werden keine Lehrstelle
finden, werden also keine Möglichkeit er1halten,
sich ingendwo für einen Beruf vorzuthereHen.

Es ,ist heute viel und gestern noch mehr
über Wirtschaft und Demokratie gesprochen
worden. Ich hin der Meinung, daß hier nioht
nur für die Wirtschaft unser'es Landes und für
seine Zukunft eine Gefahr besteht, sondern
daß darüber hinaus auch eine Oefa!hr hin
s,iohtlrich der politischen Entwicklung festzu
stellen ist.

Es ist sehr leicht, über jugendliohe arbeits
lose Menschen, die auf Abwege geDaten sind
und dann v,er'llfteilt wurden, den Stab zu
bDechen. Es wäre aber viel notwendi,ger, darauf
zu achten, daß diese jugendlichen niaht schul
di,g werden 'können, weil sie einer vernünfHgen
Besc'häftigung z'ugefü,hrt sind. Unsere gergen
wärtigenEinrichtungen reich,en nicht aus, um
unseren ~gewerblichen Nachwuohs zu 'gewähr
leisten. loh weiß, daß es viele L,ehrstäiftengibt,
in dienen auch die Mö,glichkeit best,eht, Lehr
linge ,einzustellen. Aus Kurzsichtigkeit weig,ern
sich aber manche Meister, Lehrlinge aufzu
nehmen. Ich nenne dieses V,erhalten deswegen
kurzs'icMig, weil sich die Gewerbetreibenden
dadul'ch selbst um ihren Nachwuchs bringen.
Sie ,argumentieren damit, daß die sozialen
Lasten zu hoch sind, die Urla'ube viel zu lang
und die Arbeitsz,eit zu kurz sei. Gerade das
Gewerbe aber sollte sich glücklich schätzen,
daß wir in Östeffieich schon so weit sind, daß'
wir l'ugendschutzgesetze besitzen, die die
Gesundhei,t und fortentwicklung der jugend
l'ichen gewähdeisten. Ich bin der Meinung,
daß hier eine große Gefahr entstehen könnte,
wenn nicht W'ege und Mittel gefunden werden,
diesen aus der Sohule entlassenen jugendlichen
Besohäfügungen und LehnmögHchkeiten zu
bieten.

Ieh weiß, daß die meisten jugendliohen, die
sioh 'irgendwie gegen die gesetzlichen Bestim
mungen verg,ehen, arbeitslos sind; das war
früher so und ist heute nicht anders. Es wir,d
die A,uf,gabe aller Verantwortlichen in Wirt
sohaf,t und Polit'ik, in St.adt und Land sein,
dafür zu sorgen, daß 'E!imichtuugen gesohaffen
werden, in denen der jugendliohe nicht nur in
seinem zukünftigen Beruf ,ausgebildet wird
und theol'etischen Unterricht genieß't, sondern
in denen er auch Untenücht in lßürg,erkunde
erhält.

Ich glaube, daß es kein Geheimnis i&t, wenn
iC1h behaupte, daß 'unsere jungen Menschen von
den wirkliohen Eimichtungen der Demokratie
sehr wenig wissen. In den Berufsschulen und
in den glewerbHchen fortbildungsschll!1en soll
daher nicht nur gelehrt werden, wie notwendig
es ist, seinen Beruf richtig auszufüllen,
sondern es müßte nebstbei auah die Zeit auf
,gebracht werden, um diese jungen Menschen
mit unseren staatlichen Einr-ichtungen vert'raut
zu machen. kh bin überzeugt, wenn es uns
gelingt, diesen mehr als 100.000 jugendlichen
Menschen entsprechende Ausbildungsmöglich
keiten zu bIeten, damH aus ihnen wiederum
hoohqualifizierte Professionisten werden, wie
wir sie früher in Österreioh hatten und di,e
notwendig sind, um die Konkurrenzfähirgkeit
unserer WirtschaH zu gewährlei'sten, daß dann
un:sere Wirts,chaft auch bilHg und gut wird er
zeugen können. Nur ,auf dieser Grundlage
wind ,es meiner Meinung nach mö:glkh sein,
unserer Wirtschaft die gesunde Grundlage zu
geben, di,e sie braucht, um ,im Wettkampf be
stehen zu können. Es ist uns klar, daß wir
gezwungen sind, unsere Produkte auch ,in das
Ausland zu veDkauf.en. Wi,l' sind al&o, auoh
,gezwungen, mit unseren ,Erzeugnissen in den
Konkurrenzkampf mit den Erzeugnissen
anderer Länder zu treten, und das können wi'r
nur, wenn wir über ,eine entspr,echende hoch
quali'fizierte Arbeiterschaft 'verfügen. Ich
möcMe daher recht laut und verntjhmlich
sagen: Wenn es den gemeinsamen Bemühun
gen der Landesregierung und der Bundesn~gie

rung ,gellingt, unserer jugend Beschäftigung
und Ausbildungsmögliohkeiten zu geben rund
sie mit dem demokratisohen Gedan:ken- dies
österreichers zu erfüllen, dann gJ.aube ich, ist
eine gesunde Grundlage für die wirtschaftliche
f ortentrwlicklung unseres Landes und unseI1es
Staates ge\:egt. Damit wird aber der granitene
Grundstein gelegt, auf dem die freie demokra
tische RepuMik Österreich in Zukunft wir,d
gedeihen und bestehen können. (Beifall Links.)

Landesrat OENNiE'R: Hoher Landtag! Die
geistige Ausbildung und Erz,iehung der
jugend ist für die fortschrittHohe oder rück
sohl1ittliche Entwickl,ung unseres L,andes 'Von
entscheidender ißiedellitung. Wie steht es 'aber
damit in Niederösterreich ? Ich wH! vorweg
sagen, daß es mit dem Schulwesen in Nieder
österreich 'Schlecht steht, was sC'hon in den
Voranschlagssätzen zum Au&druckkommt. Im
auß,erordentlichen Budget list ein BetDag von
1,620.000 Seingesetzt. Genau soV'iel war auch
schon im vori'gen jahre vOl1geoohen. Wenn man
die seither eingetretenen Pl'eiss,t,eigerungen ibe
rück,siahfiigt, so ist 'es IdaT, daß man ,heuer mit
demselben Betrag nicht dieselben Leistungen
voUbringen kann. Es ist gerühmt worden, daß
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die Gesamtausgaben des heurigen Budgets
gegenüber dem 'Vorjähri,gen um 23 % höher
sind. Wenn man bei anderen Kapliteln - oder
wie das jetzt heißt Gruppen ..- genaue Be
rechnungen anstellt, dann sind die Ausgaben
für das Schulwesen nur um 17% gestiegen.
Es gibt aber auch noch einige Einzdpo&ten,
bei denen die ger'inge Beachtung des Schul
wesens zum Ausdruck kommt. Besonders kenn
zeichnend für den Geist, mit dlem dieser Vor
anschla'g erstellt worden ist, ,ist aber die Tat
sache, daß der Betr,ag, der für Stipendien
armer, bedürHi,ger Schüler, wie es dort heißt,
ausgegeben werden soll, genau so wie im Vor
jahre 400.000 S beträgt. Offenbar gelten also
die Preisstei,gef'ungen für die armen bedürf
tigen K,inder nioht. Sie müssen halt den
Hungerrü~Jmen noch enger schnüren; wenn sie
arm sind 'undk>ein Geld haben, dann brauohen
sie ,auoh nioht zu lernen und zu studieren,
auch wenn sie noch so begabt sind. Das ist
ja sozusagen das naturgegebene Pl'ivileg der
reichen Kinder, auch wenn sie noch so unbe
g,abt sind. Ich habe mir gestattet, im Finanz
ausschuß den Antrag zu stellen, daß dieser
Betrag von 400.000 Sauf 600.000 S erhöht
werden soll. Vom finanzr,ef,erenten, der neben
bei bemerkt, verdammt wenig Interesse für di,e
Behandlung des Budgets zeigt und, wenn er
anwesend ist, >irgendwelohe Verhandlungen
führt und 'hochmütig,eDSweise nicht zuhört, ist
nioht viel Verständnis für die Schule zu er
warten. Es gibt keine Gelegenheit, bei der er
nic:ht immer wieder darauf zurückkommt und
erklärt, wie notwendii,g Sparmaßnahmen bei
der Schule Siinc1. Im finanzausschuß hat auch
Herr Lancleshauptmanns,:ellvertreter Popp
gegen die !Erhöhung der Stipendien mit der
Begründung SteHung genommen, daß es bei
anderen Posten auch noch Stipendien gibt. Der
Antrag, den ,ich im flinanzausschuß gestellt
habe, ist mit anderen Anträgen zu einem so
genannten ,gemeinsamen Resolutionsantrag zu
sammengefaßt worden, der der Landesregie
rung zugewiesen werden soll. Vielleicht sollen
diese Anträge in einem Massengmb der
Landesregierung bestattet werden, ,denn es
heißt dort, daßs,ie dann berücksiohtigt werden
sollen, wenn die finanzielle Lage des Landes
dies gestattet. Ich weiß nicht, wann der
finanzrderent zUr Überzeugung kommen
wird, daß ,die finanzü~lle Lage ,des Landes es
gestatten wird, die Stipendien zu erhöhen. Ich
gIaube, daß das bei seiner Einstellung noc'h
gute Wege haben wird. leh habe niohts g~gen

di,e Erhöhung von Zuwendungen an die Pflicht
schl11inspektoren,an .cli'e ,im finanzaussC'huß im
hesonderen Ausmaß gedacht worden ist. Es
müßte aber doch möglich sein, schon jetzt zu
erwirken, daß auch aus die,sen berühmten Ver-

stärkungsmitteln die Erhöhung der Stipendien
durchgeführt wird. Ich werde es selbstver
ständlich nicht unterlassen, den Herrn f'inanz
referenten immer wieder an ,diese Anträge zu
erinnern und besonders an den Antrag über
die IErhöhung der Stipendien. Für di,e Schüler
wäre es aber besser, wenn das jetzt schon
gemacht worden wäre. Man braucht nicht erst
zu sagen, was es heißt, von Stiperudien zu
leben, wlieviel Hunger und Aufopf.erung das
beinhaltret und wie daduroh das Studium er
schwert wird.

Unsere niederösterreichisohen Schulen haben
im Kriege besondere 'Schäden erl>itten. Bomben
angriffe sind erfolgt, überall waren Einqllar
t,ierungen, die Schäden sind also ganz außer
ordentlich groß. Total zerstört 'Wurden fünf
Hauptschulen, außerdem 16 Volkssohulen und
8 Kindergärten; stark heschädi,gt wurden
25 Volksschulen und 5 Hauptschulen. Der
Schulbaufonds soll zum Wiederaufbau d<er
zerstörten Schulen dienen. Wdr wissen aber
alle, daß man mit 8 Millionen keine großen
Sprünge machen und keine großen Subven
tionen bewlilligen kann. Im MoNvenbericht
z'um Schulhaufonds:gesetz ist auch davon ge
sprochen wonden, daß eventuelle Beiträgie des
Bundes erwartet werden können. Es schaut
aber so aus, als ob es solche 'B,eiträge nicht
geben wird und man sich schon damit ahge
funden hat, daß keine Beiträge des Bundes für
den Wi'edemufbau der kPiegszerstörten Schulen
gewährt werden. Das :heißt aber, daß die
Gemeinden die Hauptlast werden tragen
müssen. 'Es ist ersch'reckend und erschütternd
z.ugleich, wie immer mehr Anträge von Ge
meinden an ,die Landesregiierung gestellt wer
den, ,ihnen die Aufnahme 'von ,großen Dar
lehen für den Bau von Schulen zu bewmigen.
I;:s ist ganz klar, daß die Gemeinden dadurch
in eine gdälhrliche !Schuldenlast hineingestürzt
werden.

Es ist rühmenswert, daß die Gemeinden die
Schulfreudigk>eit und den Wunsch haben,
Schulen zu bauen. Die Lasten werden aher
auf die Bevölkerung überwälzt werden. Wie
lange aber w,ird die Bevölkerung diese steigen
den Lasten tnagen können? Es list überhaupt
schon so, daß die Niederösterreicher allein alle
Lasten des Krieges tragen sollen, weil der
Bund sie im Stich gelassen hat 'und weil gegen
diese Schädigung Nieduösterreichs, ab,ges1ehen
von irgendwelchen lendenlahmen theoretischen
Erklärungen, kein wirklicher Kampf geführt
worden iSit, in diesem Hause nicht und auch
nicht von seiten der Landesregierun,g. Es
waren ,immer andere Dinge, die da durch
gefülh rt worden sind,aber ein ernsthafter
Wille, einen Kampf dagegen zu führen, daß
Niederöst'erreiC'h bewußt in eine solche Notlage
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hineingestürzt wird, ist Ülberha'upt niemals vor
handen gewesen.

Der Herr foinanzrefereI1!t :hat es als ,einen Er
folg hingest,ellt, daß sein größerer Bnuder, der
finanzminilster, von ,s,einem Plan, di,e Besol
dung der Lehrer den Ländern zu ü1bertmgen,
schheßllich abg,estand'en ist. Aber der Finanz
minister hat dieses soheinbare Entgegenkommen
sc:hließlkh dazu benützt, um einen Druck aus
zuüben, damit aus den Ländern das No,topfer
herausgepreßt werden kann. Er hat aber auch
nach einer anderen Rioht,ung noch einen Dmck
aus,geübt und die nö. Landesregiierung ,ist ihm
dabei entgegengekommen. So list der Dienst
postenplan der L'e'hrer schlechter als der ver·
gangene war. Klas-sen und Lehrerpost'en sind
a!bgebaut worden. Das wird wieder daz'u be
nützt, um einen politischen Druck auf die
Lehrer ausz,uüben. Dies geschieht insbesondere
von seiten der Volkspartei, weil das eine alte
Tradition 'ist undJ die alten Ohr'istlichsozialen
dieselben g,eblieJben ,sind, die sie immer ge
wesen sind.

Eine Abol1dnung der LehrergeweJ.lkschaft
war bei mir und hat mir erzähH, es ist ihnen
gesagt worden, es besteht immer wi'eder die
Gefahr, daß die L,ehr:er, die Bundesangestellt,e
bleiben wollen, von den Ländern übernommen
werden. Das wollen die Lehrer nicht. Unter
diesem Druck haben sie dem verschlechterten
Dienstpostenplan zu,gestimmt. Mit solchen
Mitteln ,arbeitengiewisse L'eut,e, die sich füh
rende Pol'itiker nennen.

Aher di,e Wahrheit ist, daß auohauf dem
Gebiete des ISchulwesens eine 'stete Benach
teiligung Ni,ederöskrreichs f'estzustellen ist und
daß mit der fortschreitenden Wirtschaftskrise
die Lage der Gemeinden :und die Lage der
ganzen ißevölkemug immer 'schlechter wird.
Sollen die Niederösterreichersich vi'eUeioht
daran gewöhnen, daß sie als Stiefkinder be
handelt werden? W,arum erheben die traur1igen
Gesellen, die auftragsgemäß die Budget
bemtung des Landtages zu einer ebenso
dummen wie infamen Russenhetze benützen,
nicht einen flammenden Protest? E,s ist gera,de- I

Zoll widerl.ich, daß nachher ein Streit darüber
geführt wird, wer mehr Zivilcourage besitzt.
Ober diese Ablenkungsmanöver kann man nur
mit Verachtung zur Tagesordnung über,gehen.

Der Herr Abg. Zach hat gestern in seiner
Art, die kh ,aus iHöHichkeit nicht näher kenn
zeichnen will (zu Abg. Zach, der den Saal be
tritt) - es fneut mich, daß Sie zurück'kommen,
Herr Kollege, wir werden im Laufe der De
batte noch manches Hühnchen miteinander zu
mpfen haben - (Abg. Zach: Das belruht auf
Gegenseitigkeit!), erklärt, dieses Budget sei
ein Budget des Auflhauwillens. Des Aufbaues,
dias konnte er doch nicht :gut sagen, obwohl

169

er schon imstande ist, die Din,geauf den Kopf
zu stellen. Offenbar hat er sagen wollen, der
Wille geht für da,s Werk. In diesem falle list
das ,ab'er nicht möglich. Denn dtie Gruppe
"Schulwesen" zeigt, daß dieses Bud,get nicht
ein Budget des Aufbaues, nicht einmal dies
Aufbauwillens ist, sondern daß es ein Budget
dies Niederganges 'und der systematischen
Schädigung Niederösterrekhs ist.

Di,e Gemeinden wollen Schulen bauen und
di,e Bevölkerung ist berleit, Lasten zu tragen,
wo es nur möglich ist. Das wird nicht mehr
lange dauern. Aber die Herren in der Landes
reg'ierung, die Herren oben, besonders die
H'erren jensleits des "SessIellifts" haben andere
Sürgen. Das Schulwesen, besonders ,in Ni'Bder
österreich, wird ganz planmäßig verschlech
tert, weil dies zu den Plänen der Reaktion in
Österreich ,gehört, di'e bekämpf!t werden müssen
unddi,e wir todsicher ,abwehr'en wer,den.

Ich ,erlaube mir, ZJum Schl'uß elinenResolu
tionsantmg zu st,ellen, der lautet (liest):

"Der Hohe Landt,ag wolle hescMießen: In
Anbetracht der Tatsaehe, daß der Wi,ederauf
bau krkgsz'erstörter Schulen den Gemeinden
unerträ'gliche L'asten auHegt, wirddli'e Landes
regierung aufgefordert, von der Blundesregie
r.ung die BereitSitellungentspreohender Blei
hilfen zu,m Wiedemufhau dieser Schulen in
Niederösterreich zu v,erlangen."

Abg. Anna CZEHNY: Hoher L,andtag! In
der Gruppe 2 des Voranschlages werden gerade
jene ni11'ge belhandelt, die für 'unsere Jugend
bis herab zum Kleinkind von Wichtli'gkeit sind.
Ich will ein Kapitel, di,e K!inder,gärten, beson
ders beleuchten. Im Bericht wlird mitg,eteilt,
daß 'im Verlauf der letzten Jahre 200 K'inder
gärten wieder eingierichtet wurden. Eini,g,e
Kindergärten - ioh 'glaube, 'es waren deren
acht - waren zur Gänze zerstört und muß'ten
daher neu hergerlichtet wer:den. Wer ,auf diesem
Gebiete jemals wlirklioh mitg,earbeitet und ge
sehen hat, wie die Kinder in diesen Kinder
gärten behandel t werden, weiß auch, welche
WkMig,lmit diese f ra,ge für die breite Masse
unserer Bevölkerung hat. Es 'handelt sich h'ier
nicht nur ,um eine frauenang,e1:egenheit 'allein,
sondern 'um eine frage, die die g,anze FamiHe
berührt.

Gerade in der heutigen Zeit s,ind viele
frauen 'gezwungen, zum Lebens'unterhalt der
familie beizutragen. Wo sollen sie ihre Kinder
hingieben, wenn sie tagsüber beschäfHgt sind?
E,s ist für keine f r:a:u, aher 'auch für keinen
Mann ein gutes üefühl, nicht zu wissen, was
die kleinen Kinder tagsüber maohen. ,Wenn
nun in knapp zwei Zeilen mitgetelilt wird, daß
weitlere 30 Kindiergärten eingerichtet werden
sollen, dann, meine sehr Verehrten, muß ich
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Ihnen sagen, daß mir dies als zu ,gering er
scheint.

;für di'e Wünsche der Bevölkerung, ganz
gleich, ob sie in der Stadt oder auf dem Land
lebt, sind 200 und 30 noch dazukommende
Kindergärten zurwenig. Ich bitte Sie daher,
dieser ,Frage im Laufe der kommenden Monate
die A'ufmerksamkeH zuzuwenden, die sie ver
dient. Genade unsere Kinder, die del1einst
unsere Aufg1aben zu üb,ernehmen haben,
müssen schon von ihrer zartesten J,ugend an
die Erziehung erhalten, die sie ,im ,späteren
Leben dnmal ;brauchen.

Idh denke hier a'uch nicht immer nur :an di\e
jenigen Kinder, die aus kinderreichen FamiHen
kommen. Man wil1d! sich mit dem Gedanken
vertraut machen - 'und man hat ,es vielfach
schon getan -, daß gemde Kinder aus jenen
F:amüien, ,in denen es nur ein Einkindersystem
gibt, nicht früh genug in die Gemeinschaft
auflgenommen werden können, damit sie dem
natürliohen E'goismus, dem sie sonst allzu
l\eicht verfallen, entzogen werden und schon 'im
:z;artesten Alter zu Mensdhen herangezogen
werden, di,e sich ,in die große Gemeinschaft
einsohl.ieß,en.

Aus diesen Erwägungen heraus bi!tte ich
nochmals den L'andtag, sich in den kommen
den Monaten für dilese Fra,ge besonders zu
interessieren und W~ge ausfindig zu machen,
die 'eine Erhöhung der neu zu ernichtenden
Kindengärten lermöglichen. (Beifall links).

Abg. WENOER: Hohes Haus! Wenn der
Herr A,b:g. Zettel über die Frage der Berufs
ausbildun,g und des Fortbildungsschulwesens
g,esproohen hat, so gelten fast die ,gl,eichen
GflUndsätze und die gleiohen JSchwiel1igkei,ten
für die Frage der 'L,ehrHngsausibildung, mit
der \VIir uns insbesondere in der Organisation
der mbeit,et1Jden Klassen zu befassen haben.

iDie A:usbildung der ,Lehrlin,ge 'stößt ,ger,ade
im Lande Niederöst\erreich auf ,immer ,größere
Schwiel1i,gkeiten. Wir st'ehen hier vor der Tat
sache, daß s'ehr wet1Jig Lehrstellen vorhanden
sind 'und daß daher eine große Zahl der schul
entlassenen Jugend nirgends untergebracht
werden kann. Diese ist also dazu verurteilt,
als Hilfsarbeiter in diese oder j,ene ßetri'ebe zu
gehen. Slie trä,gt demnach dazu bei, ,daß. die
Gruppe von hoohqualifizierten FacharbeItern
im Lande ,immer g,eflinger wird, was sich
natürlioh zum Nachteil unseres ges,amten
Staatsgefügesauswirkt.

In diesem Zusammenhang wind uns immer
s,tärker bewußt daß di,e Hemnbildung eines
qualifizierten F~charheitemachwuchses auf die
Dauer nicht mehr Sache -einzelner Privat
unternehmer sein kann, sondern daß die Her,an
bildung 'eines FacharbeHemaohWlUchses Auf-

gabe der öHentliohen Band sein und werden
muß. Wir glauben, daß auch auf diesem Ge
biet,e der Standpunkt überwunden sein müßte,
daß Lehrlinge eine zusätzliche billIge Arbeits
kraft für den j,eweiligen Meist,er darstellen. Wir
erinnern uns in diesem Zusammenhang sehr gut
daran, daß früher der LehrHng neben seiner
Berufsausbildung oft auch noch die Aufgaben
ei'ner Hausg~hilfin für die jeweilige Meisterin
zu erfüllen ,gehabt :hat und verschiedene
Al1beit,en leisten mußte, die durchaus nioht ,in
den Rahmen seiner berufsmäßigen AusbildlUng
gef.allen sind. W,ir erinnern uns auch damn, 
daß man den iLlehrlingen nicht nur eine acht
oder neunstündige AI1beitszeit, sondem eine
unbeschränkte ArbeHszeit ,auferlegt hat, ohne
Rücksicht darauf, ob ,darunter ihrie Gesund
heilt leidet und ob sie Sidh nicht nur berufHoh,
sondern ,auch Tein körpedich zu vollwertigen
Mitgliedern unser'er Gesellschaft beranbilden.
Heute sind die Sohutzbestimmungen für die
jugendl.jchen, insbesondere für dli'e LehrIringe,
fest v'erank!ert und es kann sich dah'er nicht so
leicht jemand darüber hinwegsetzen, obwohl les
vi,elfach versucht wird. Ü'as gehört aber zu
den Kindel1krankheit'en aller sozialen Oesetz'e,
daß seitens der Arbeitgeber -aber vi'elfach
,auch seHens der Eltern, die noch nicht den
Geist der neuen Zeit v'erstehen - die Tendenz
best'eht, die iSchutzbes,timmungen zu übertreten
und die jugendHchen in ,einem Ausmaß zur
Arbeit heranzuziehen, das ihr'er Gesundheit
und körperlichen Entwicklung nioht zum Vor
teil ger:eicht Auf Grund dieser gesetzHchen
jugendschutzbestimmungen stehen wir heute
vor der Tatsache, daß eine grüße Anziahl
pri!vater Meister erklärt, daß sich das Halten
von Lehrllin~gen nicht lQlhnt. lEin weiteres
Resultat aus dieser E,ins1t,eUung heraus ist die
Tats,acbe, daß eine ung1eheuer 'große Zahl von
Jugendlichen im Lande k!e1ne Lehrstellen, kein
Unterkommen inFÜ'rm einer ß.erufsausbildung
findet und daß daher für diesen oder jenen
jugendHchen die Gefahr besteht, quaNtatliv
und auch mor'alischabzusinken. Außerdem
besteht aber auch noch für den gesamten Staat
die große Gefahr, da wir einmal vor der Tat
sache st~hen werden,. daß der notwendige
Facharbeiternachwuclhs einfach nicht mehr
vOl1h,anden sein wird.

Auf Gmnd dies,er T'atsachen und der daraus
flesulHerenden Erkenntnis sind wir dalher der
Meinung, daß die Lehrausbildung der }u,gend
lichen nicht mehr Sache ,der Mei'stersein kann,
sondern daß sie Sache der äffenHichen Hand
werden muß. Wir wundern uns nur darüber,
daß man diesen Hestrebungen ernste Sc:hwi'e
l'igkeiten entgegensetzt. Wi'f wundern uns
besonders deshalb darüber, weil ja frü!her
niemand etwas daran auszusetzen gefunden
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hat und 'auch heute nicht auszusdzen findet,
daß die Ausbildung z. B. des akademischen
Nachwuchses eine selbstverständ'\,ichre Ange
legenheit der öffentlichen Hand darstellt.
Wenn also der Akademiwemaohwuchs vom
Staat in so ausgezeichneter Weise durch
geführt werden kann, warum sollte nicht ,auah
die Heran'bildung des österreichischen Fach
aI'heitennaClhwuchses von der öffentliohen Hand
mit dem gleichen Erfolg durchgeführt werden
können?

Wir glauben weiter, daß bereits genug Bei
spi,ele ,dafür geliefert wUI1den, daß eine solche
Ausbildung sehr ,gut und mit sehr ,gutem Er
folg ,gewährleistet werden kann. Ich 'verweise
hier darauf, daß z. IB. der Österreichische
Gewerkschaftsbund, der nicht nur ,ges'tern,
sond~rnauclh 'heute schon mehrfach erwähnt
wurde, solche LehrwerkstäHen in größerem
Ausmaß finanzi'ert und dort die Ausbildung
von Jugendlichen durchführt. Ich muß ferner
darauf verweisen -- 'und davon kann sich
jeder überzeugen -, daß die in ,di'esen Lehr
werkstätten 'herangebildeten Jugendlichen in
keiner Weise hinter der QuaNtät jener Lehr
linge zurückstehen, die in der Meisterlehre
herangebildet würden sind. Ich kann vielmehr
feststellen, daß die Qualität dieser Lehrlinge
besser 'iS>tals jene d~r bei privaten Meisfrern
herangebildeten Lehrlinge.

Man sagt uns oft auch, daß eine Ausbildung
von Lehrlingen in öffenHichen Lehrwerkstätten
nicht lebensnahe wäre und den gegebenen Ver
hältnissen nioht entsprechen würde. Wir sind
d<! anderleI' Meinung. W,i,r verstehen schon, daß
man den Zustand, daß Lehrlinge eine zusätz
liche Al1beitskraft für den Meister 'außerhalb
der Berufsausbildung darstellen, nicht gerne
heenden will. Wir glauben aber, daß die Lehr
linge in solchen Leh,rwerks,tätten schon auf
Gl1und der größeren Möglichkeiten und Mittel
in guter 'und lebensnaher Weis'e zu wertvollen
facharbeit'ern herangebildet werden können.
Wir ,glauben aber nicht daran, daß man auf
die Dauer solchen Bestrebungen einen wirk
samen Widerstand entg'egensetzen kann, denn
wir kommen eben über die TMsache nicht hin
weg, daß wir uns im 20. J al1'fhundert befinden.
Wie dieses 20. Jahrhundert ·auf dem Gebiete
des Wohnhausbaues fordert, daß ,dieser nicht
mehr vom gewinnbringenden Standpunkt aus
betr,aohtet werden kann, sondern nur vom
Standpunkt der öffenHichen Notwendigkeiten,
so glauben wi'r 'auch, daß die Heranbildung
von Facharbeitern, von ,fachkräften der öster
I1eichischen Wj,rtschaft, eine Aufgabe der
öffentlichen Hand sein muß, weil eben das
20. Jahrhundert eine solche Umstellung ,er
fordert. Wj,r glauben es gern, daß es noch
gewichtige Kreise ,gibt, die sich dagegen

stemmen, daß der fortschritt seinen Gang
nimmt,aber wi'r sind ebensosehr zutiefst da
von üherzeugt, daß dieser Zustand ebenso
überwunden werden muß rund überwunden
werden wipd, wie auf anderen Gebieten, 'auf
denen das berei,ts zur Srelbst'verständlichkeit
gewoI1den ,ist.

Wir appeUieren also an die Mehrheit im
Hause, mit uns ;gemeinsam ,alles daranzu
setzen, diese Gefahr zu bannen. Denn wenn
in den nächsten Jahren die Zahl der Jugend
lichen, die weine Lehrstellen finden, in weit
hÖ'herem Maße noch ansteigt, besteht ,nicht nur
für diese JugendEchen eine eminente Oef,a,hr,
sondern eine Gef.ahr für das ganze Staats
wesen, weil diese jungen Menschen einflach
keine entsprec:hende Beschäftigung finden und
daher auch in momlische Gefahr geraten. Wir
appellieren in diesem Zusammenhang an die
Mehpheit, sich den gegebenen Umständen 'und
VeI1häHnissen nicht zuverscMießen, sondern
die Augen dafür zu öffnen, daß hier etwas
getan werden muß, was die Ausbildung und
die Unterbrrringun,g driesergroßen Zahl von
Jugendlichen unter allen Umständen ermög
licht. Wir ,sind der Meinung, daß mit gutem
Willen und durch Bereitstellung öffentlicher
MiHel für diesen Zweck die Jugend in unserem
Lande in i'hrer gesamten Zahl in entsprechen
den Lehrstellen untergebmoht und ,in Lehr
werkstätten heran,g'ehildet werden kann. Da
durch wird für die gesamte österreichische
Wi'l1tschaft der notwendige facharibeitemach
wuchs geschaffen, den wir 'absolut hrauchen,
um auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu
bleibt:n.

Wir sind 'uns klar darüber, daß wir als
kleines Land 'industriell ni,emals so leistungs
fähig sein können, um auf dem Gebiete der
Erzeugung induskidler Massenwaren mit
anderen, weitaus höher entwickelten Ländern
konkurrieren zu können, 'aber wir sind uns
ebenso klar darüber, daß es auf dem Gebiete
von Spezialerzeugnissen in Österreich hocrh
und höchstwertige Produkte gibt. Wir sind
damn inter,essiert, daß die Erzeugung ,auf
diesem Gebiete auch weiterhin gewährleistet
wiro. Und ,aus dieser Erkenntnis heraus halten
wir es für uns als absolut lebensnotwendig,
daß diese Ju,gendlichen, die der Schule ent
wachsen, in Lehrstellen und in Lehrwel1k
stätten untergebracht werden.

Weil wir ,glauben, daß die Meisterlehreals
alleinige Institution, die JugendHchen auszu
bilden, der Vergangenheit angehört, appel~

lieren wir an die Mehrheit dieses Hauses, sich
dieser T'atsache nkht zu verschließen und mit
uns daran zu anbeiten, daß in der Zukunft
keine so große Zalhl von Jugendlichen mehr
außerhalb der Betniebe steht und der morali-
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schen Verwahrlosunganrheimfällt, sondern daß
di'ese Jugend in der von mir aufgezeigten
Weise zur berufsmäßigen Aushildung heran
g'ezogen werden kann. Ich gIaube, daß :heute

.nicht mehr die frage zur iDiskussion steht, ob
dieses Problem behandel1t werden Süll oder
nicht, sondern ich ,glaube, daß höchstens nur
mehr die fmge zur Diskussion steht, in wei
cher Form dieses Problem gelöst werden Süll.
Wenn aber einmal eine einheiHiche Meinung
darüber besteht, <,tann glaube ich, wird es auch
nicht schwer f.allen, den Weg dazu in ent
sprechender f o·rm zu finden.

Es ist jedenfalls für uns aUerhöohste Zeit,
uns in positiver form mit dieser frage zu
befassen, denn die Tatsache, daß tausende
niederösterreichische Jugendlic,he ohne Be
schäf'Ngung sind bzw. zu minderwertigen
Arbeiten herangezogen werden müssen, ist
nicht von der H,and zu weisen. Diese Tatsache
erfordert von uns als ver,antwortungsbewußte
funktionäre ,gebid'erisch ein Eingreifen. (Bei
fall links.)

Ahg. STANGLER : Hoher Landtag! Zwe}
Vorredner, Herr Abg. Zettel 'und Herr Abg.
Wenger, haben ein Problem angeschnitten, das
Ursache zu gf1UndsätzHchen Auseinander
sdzungen gibt. Es ist auch für uns eine
Selbstverständlichkeit, alles zu tun, um unSere
heranwachsende Jugend in den AfibeHsprozeß
einzuschalten und, soweit es i,rgendwie mög
lich ,ist, ihr auch die Erlernung eines Berufes
zu ermöglichen. nie Unterbringung der schul
entwaehsenen Jugend ist dann cneichbar,
wenn die Wirtschaft ,g'esund und die Voll
beschäftigung gesichert ist. Wenn die Voll
beschäftigung und GesunderhaHung der Wirt
schaft nicht gesichert ist, dann ist alles andere
nur T'heori'e, die ,im Gegensatz zur Praxis
steht.

Was hier vor allem gegen die Meisterle'hre
vor,gebracht wird, widerspricht meiner Mei
nung nach doch wei,tgehend den T'atsachen.
Ich habe gerade auch als Vertreter einer
]ugendorganisaNon Gelegenheit, im Jugend
beirat des Un'terricht'sministeriums mit den
Vertretern aller übrigen Jugendor,ganisatiomn
beisammen zu sein, mH denen diese Fmg,e sehr
oft diskuNert wurde und auch jetzt wieder zur
Diskussion stleht. Wi'r haben uns dort ehrlich
bemüht, Lö'sungen zu finden.

Herr Abg. Zettel hat darauf hingewiesen,
daß Eimichtungen geschaffen werden müssen.
Diese Formulierung ist natürlich sehr all
gemein und ohne einen 'konkreten Hinweis, was
man mit diesen Einrichtungen meint. Herr
Abg. Wenger bringt 'uns nun den sicherlich
sehr gut bekannten sozialistis,chen Vorschlag
der Lehrwer<kstätte, womit die öffentEche
Hand verpflichtet werden soll, für die Berufs-

ausbildung zu sor,gen. Vorerst aber möchte ich
auf das eingehen, was Sie .gegen die Meister
lehre vorbringen. Es glibt Meister und hat
sicherlich auch Meister g'egeben, die i'hre Lehr
linge so nebenbei hie und da auch zu nütz
lichen Handlangeml1beiten hemngezogen haben,
die nun einmal in einem Betr'ieb g'eg'eben sind.
Dabei ist keiner zugrunde gegangen und keiner
dies,er Lehrlinge später ein schlechterer Hand
werk1er oder Meister geworden. Wenn Sie,
meine verehrten Herren, immer darüber klagen,
daß ein FacharbeHermangel herrsoht oder
wenn S'ie sagen, die österreichische F,acharbeit
sei in Gefahr, dann f,rage ich Sie: Woher hat
der jetz't bestehende Stand an österrekhischen
Facharbeitern sein Wissen und Können ge
nommen? Eben aus der von Ihnen so sehr
beschimpften Meisterlehre ! (Zustimmung bei
der ÖVP.) 'Sie aber beschimpfen selber die
Ausbüdungsform, der die Fach,arheiter, die Sie
vertreten, wirklich ihr Können zu verdanken
haben. (Abg. Sodomka: Heute ist das aber
nicht mehr so, Herr Abg. Stangler!) Sagen
Sie das nicht! (Abg. Sodomka: Sie haben es
ja selber bestätigt!) Sie würdenalleausgehil
deten Gesellen beschimpfen, wenn Sie bei dieser
Behauptung blieben. (Widerspruch bei der
SPÖ. ~ Der Präsident gibt das Glocken
zeichen.) Ich möchte alle Handwerker Nieder
österreichs hereintreten lassen und ihnen die
Frage vorlegen, ob sie sClhlechte Gesellen oder
Meister sind, weil sie in Meisterlehren aus
gebildet wurden. 'Sie würden einen sehr ein
deutigen Protest als Antwort auf ihre Theorie,
die sie ,hier vertreten, erhalten.

Ich gebe ohne weiteres zu, daß unser Ge
werhe vi'elleicht zur Ze'it nicht imstande ist,
alle jene Jugendlichen aus,zubilden, die sich
für eine b~lhrausbildungintere'Ssieren. Legen
wir uns aber auch die Frage vor, wie es zu
dieser Entwicklung gekommen ist. Auch diese
Frage muß beantwortet werden. Im Jugend
beirat des Unterrichtsministeriums wurde von
Vertretern der kommunisHschen Jugendorgani
sation, aher auch von einem Vertret'er der so
zi,alistischen J'ugend eind'eutigerklärt, daß es
zur Zeit vor aHem für den kleinen Meister fast
unmö,glich ist, Lehrlinge auszubilden, weil für
ihn die Belastung zu groß ist. Durch soviele
g'esetzliche Maßnahmen hat man dem guten,
kleinen österreichischen Meister fast von Staats
wegen die Möglichkeit genommen, Lehrlinge
auszubilden. Es wäre daher zu überlegen,
welche Maßnahmen Platz g,reifen müssen, um
auch diesen kleinen Meistern wieder die Mög
lichkJeit zu bieten, Lehrlinge auszubilden. Auch
da sind wir im ]ugendbeirat zu Lösungsvor
schlägen gekommen. Es wird sicherlich manche
Meister und auch manche Betriebe geben, die
keine Lehrlinge ausbilden wollen. Da ist nun
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eine Lösung in der Weise gefunden worden,
di,e ·auch von den Vertret'ern der Wirtschaft als
möglich angesehen wird, daß nämlich von
diesen Meistern eine Umlage z'ur Heran·
bildung von Lehrhngen eingehoben wird, um
jenen M-eistern die Lehrlingsausbildung zu
erleichtem,die sons,t dazu nicht in der Lage
wären. Von Kreisen der Wirtschaft ist auch
übef1.egt worden, ob nicht schon mit dem ersten
eingestellten Lehrling eine gewisse S'kuer
enmäßigung für den kleinen Meister gewährt
werden könnte, um ,ihm die Lehrlingsaus
bildung wieder zu ermöglichen. Den fach
l-euten ist es, wiie wir feststellen können, klar,
daß die Heranbildung im Meisterbetrieb auch
heute noch die beste f o·rm ist, weil da der
junge Mensdh natürlich ,in den ißel'uf ,hinein
wächst, 'er daher nicht in einer künstlich ge
schaffenen Form herangebildet werden muß.
W.ir haben auch einen weiteren Lösungsvor
schlag g-efunden, der heute schon praktisch in
der so,genannten betriebsgebundenen L-e\hrwerk
stätte durohgeführt wird. W,ir haben in Ni,eder
österre-ich ungefähr 50 % unser-er Industrie
betfli'ebe, die ,eigene betriebsgehundene ,L-ehr
werkstätten besitzen und führen oder wenig
stens Lehrecken -eingerichtet haben, während
50 % noch nicht soweit s,ind, obwohl auch sie
sicherlich irgendeine MögHchl\'eit dazu hätten.
Diese betriebsgehundenen Lehrwerkstätten be
gl'üßen wir,aher nicht etwa, weil wirabsoIut
Ihren Vorsdhlag der staatHohen 'Lehrwerk
stätten aiblehnen, sondern aus der -einfac'hen
Überlegung heraus, daß auch die betdebs
gebundenen LehrweTkstätten zur natürlichen
Entwicklung fÜlhren. W.as Sie sich aber ,unter
staatlichen L,ehrwerkstätten vorstellen,ist
niohtsanderes als ei'ne staatlioh geplante und
staatlioh gelenkte Lehrlingsfabrik. Geben Sie
mir nur darauf Antwort, was Sie mit einer
solchen Massenprodu'ktion von Lehrlingen, von
Staats wegen herangebildeten Lehrlinlgen, an
fangen wollen? Wie wef'den Sie di,ese Leute
dann in die W>irtschaft -einbauen? Herr Abg.
Wenger hat ein B,eispiel angefÜlhrt und erklärt,
daß ja der Sta,at auch di-e Schule -in der Hand
hat ,und vor allem besonders die Ak,ademiker
von Staats wegen heranhildet. Dieser Vergleich
hinkt aber s'ehr, denn diese Heranbildrung be
ruht auf freiwilligkeit Es ist zwar reime staat
liche iEinrichtun:g, es muß sie aber nicht jeder
benützen. Besonders hinkt hier dies,er Beweis
dadurch, weil ja schon die Praxis zeigt, daß
die Überproduktion - wozu der Staat 'V'er
leitet - zu den größten Schwireri,gke'iten führt.
Wir haben ja 'schon das Elend der postenlosen
Akademiker, di'e wir nicht unteI1bringen können,
weil diese übergroße Heranbildung im Wider
spnuch zur natürlichen wirtschaftlichen Ent
wicklung st,eht. (Abg. Wenger: Darum brau-

chen wir die Planung!) Wir haben, meine
Herren - ich greif:e diesen Efnwurf sofort
auf -, in den letzten ja'hren so viel von der
staatlichen Planung und Lenkung gehört und
so schlechte Erfahr'ungen mit der Staatswirt
schaft gemacht. (Zwischenruf rechts: Die Ver
staatlichung ist ja von Ihnen gefordert wor
den!) Das ist ja Ihr Wirtschaftsprinzip ! Wir
sehen also, wo dIe staatliche Lenkung h.in
führt, nämlich nicht zur Unterstützung des
Arbeitnehmers, sondern z'U seimeI' größ'eren
Knechtung.

Ich möohte weiter darauf hinweisen, daß es
nicht möglich ist,aHe Lehrlinge in staratHClhen
L,ehrwerkstäHen heranzubilden. Ich führe hier
nur zwei Beisp-iele an, die ich noc:h 'und noch
erweitern könnte. Sagen Sie mir einmal, wie
wollen Sie den Lehrling z. B. ,des Gast
gewerbes in einer staatlichen Lehrwerkstätte
ausbilden? Sagen Sie mir weiter, wi'e wollen
Si'e den Lehrling 'einer Handlung i'n einer'
staatlichen Lehrwerkstätte ,ausbilden? (Zwi
schenruf links: Wozu haben wir die Hotel
fachschule?) Auohhier ist wieder ein Zwi
schenruf erfolgt, der auf Unkenntnis der tat
sächliohen Dinge schEeßen läßt. Die Hotel
fachschule darf gar nicht damit in Zusammen
hang gebracht werden, weil diese f achschule
nur ,eine pra'ktischeEr,gänzung zur theoreti
schen Ausbildung in der Berufsschule ist, aber
niemals die Ausbildung des L,ehrlings in
seinem Boetrieb -ergänzen oderver,drängen soll!
Wir haben eine Rei'he solcherfachsohulen in
Niederösterreich, z. B. für das Sattlergewerbe,
für den Buchhandel, für das Tapezierer
gewerbe, für die Elektrowirtschaft usw. Das
sind Fac.hschulen oder praktisch'e Ergän
zungen zu den B'erufssohulen. Ihre Einwen
dungen pa-ssen ,also überhaupt nidht herein
und können zum Vergleioh nicht dienen. Ich
habe festgest!ellt, daß es eine Reihe von Be
rufen gibt sie Ikönnten fast auf -alle
Sparten ausgedehnt werden -, wo es einfach
nicht mögl'i'ch ist, die Leh'flinge in einer staat
lichen LehrwerkstäHe auszubilden. Ich führe
noch einmal das Oas,tg,ewerbe an. Der j'unge
Mensch, der dieses Gewerbe -erlernt, muß 'im
Boetr,ieb stehen und muß mit den Kunden, die
er einmal zu bedienen hat, von früh .a,uf schon
in Kontakt kommen. Dass'elbe gilt auch für
alle Sparten des Handels und uns,er,er Ge
schäftswelt. Diese Lehrlinge können Si'e gar
nicht in einer 'Lehrwef1ksltätte zus,ammenfassen
und sie dann ins praktrisC'heL'eben, das sie- nie
kennengelernt haben, hineinstellen. Darum
geht es also. Wir 'sagen "ja" zur betriebs
gebundenen Lehrwerkstätte und werden An
träge für die förderung dieser betriebsgebrun
denen LehrwerkstM,ten oder betriebsgebundenen
Lehreoken stellen, weil diese Einrichtungen Z'Uf
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Wirtschaft und zum praktischen Leben er
zi'ehen. Wir bejahen aber auch die M.eister
Iehre, weil 'sie durch ja!hrzehnte bis in uns,ere
Zeit - das ,ist heut,e noch gültig - bewiesen
hat, daß der in 'einem Meisterbetrü~b heran
gehildete Lehrling ,durchaus zum besten fach
arbeiter gezählt werden kann. Wi'r könnten
heute niemals vom guten Ruf des österreicrhi
sehen f acharheüers oder der österJ:1eichischen
facharbeit reden, wenn ,diese Menschen nicht
diesegedj.egene Ausbildung erhalten hätten.

Im übrigen darf ich noch darauf zurück
kommen, daß zur Zeit das Problem gm nicrht
so arg 'ist. (Rute links: Oho!) Ich habe hier
eine Aufstellung des Arbeitsamtes Niederöster
reich vom 28. februar 1950. Von ungdähr
17.000 Sohulabgängen in Niederösterreich am
Schulschlusse eines Jahres sind zur Zeit in
Niederöst'erre.ich hei den Arbeitsämtern 1159
männliohe und 1029 weibliche Lehrstellen
suchende vorgemerkt. Sicherlich gibt es eine
ganze Rei'he von jungen Menschen, die hier
nicht erfaßt sind; das gehe .ich Z'U. Sicherlich
ist 'auch diese Zahl hooh genug und unan
genehm. Aber diese Zahl kann Iherab,gedrüeM
werden, wenn wir das ganze Problem von dem
S'tandpunkt einerg;esunden Wirtschaftsauffas
sung lös,en, indem wir erstens einmal dem
M.eist'er die Lehrlingshaltung erleicrhtern und
eJ:1möglichen und zweitens die betriebsgooun
denen WerkstMten und Lehrecken ,erw,eitem.

Als letztes dürfen wir aber auch nicht 'ver
gessen - das wird heute von der Eltemsehaft
und 'V'ielleicrht auch von den Schulentlas'senen
V'i'el zu sehr übersehen -, daß es eine ganze
Reihe von Bemfsspafiten gibt, in denen man
seit eh und je nur sehr weni'ge Lehrstellen v,er
geben konnte, weil si'e k'eine ausg:esprochenen
Lehrberufe waren, sondern weil sie sogenannte
Anlernberufe sind. Es list - auch w,ieder auf
Ni,ederösterreich bezogen - nur dn iDr'ittel der
Jugendlichen, di,e :bestenf,alls in Lehrstellen
unterkommen können, weil eine größ'ere An
zahl von LehrsteHenauch im bes,ten Falle
nicht vorhanden wär,e, weil von der Wlirtschaft
nioht mehr Lehdinge benö>tigt werden. Aber
zwei Drittel sind sogenannte Anlernberufe, vor
allem in der Textil- und Lederindustrie. Und
!hier haben j'unge Menschen gleichf,alls !gute
Aufstiegsmöglichkeiten ,im Anlernheruf und sie
werden spät,el1hin auf jeden fall auch ihre
Existenz gesichert haben. Es ist vielleicht auch
ein gewisser Zug festzustellen, nur unbedingt
eine Lehrstelle zu 'erreichen und nicht über den
Weg des AnIemberuf,es zu einer Lebensexistenz
zu kommen. Genau so wie s,ichsehr vide ein
bilden, daß sie sich nur dann eine Lebens
existenz gründen können, wenn sie die Univer
sität aufsuchen und einen akademisohen Grad
erreichen. Hier muß vor 'allem auch eine Auf-

klärung der EHernschaf,t einsetzen. Hier
müssen die Schulen Vorar!beit Ieisten und es
müssen vor allem auch die Berufsberatungen
einsetzen. (Rut links: Machen wir das Oe
setz!) Es ,geht uns nicht damm, die j'ungell
L,eute, die aus der Schule herauskommen, auf
der Straße stehen zu lassen, denn uns ,ist es
genau so klar wie Ilhnen, daß ArbeHslosigkeit,
daß Müßiggang der Anfang allen Lasters ist
Auch wir wünschen, daß unsere junigen Men
schen, wenn sie ,aus der Schule herauskommen,
d'llrch eine Berufsausbildung oder duroh An~
·lernberufe in das W.irtsohaftsleben eintreten
können, um sich eine 'lebensexistenz 'Sichern zu
können. Aber ich möchte ,es noch einmal be
tonen, alle Lösungen dürfen nicht vom grünen
Tisch aus theoretisierend behandelt werden,
aUe Lösungen müssen ,im Sinne einer natür
lichen Wirtsohaftsentwkklung erfolgen.

Schwierig;er wi'fd das Problem zweifellos in
einigen Jahren, wenn wir im Jahre 1953/54
ungefähr die doppelte Anzahl von Schul
abgängen durcrh die star'lren Oeburtsja!hDgänge
von 1938 und 1939 haben werden. Auch da
würden Sie mit Ihrer Theorie zu keiner Lösung
kommen, wenn Sie diesen ÜberschuH von
Schulentlassenen Ül staatliche LehrwerkstäHen
geben würden. Hier sind gewisse Lösungen
sicherlich notwendig, es werden vielleicht sogar
Notlösungen sein müssen, es sei denn, daß die
Wirtschaft vielleicht dann selbs,t ims!tande ist,
bei wei,t,erer Aufwär,tsentwkklung diesen über
schuß aufzunehmen.
_Momentan ,geht es aber darum, die Lehr

lingsausbildung in den Meisterbetrieben so ~u

erleichtern, daß die Meister wieder ,imstande
sind, 'Lehrling,e aufzunehmen. Weiter geht es
darum, daß wir durch den Ausbau der
betriebs,gebundenen LehrwerkstMten weitere
Arbeitsplätze schaffen. Wir werden überall
dort unser'e Zustimmung g,eben, wo es sich
darum handeH, den jungen Menschen zu
helfen. Wir s'ind aber dag,egen, wenn man bloß
aus parteipolitischer Doktrin irgend etwas
sohaffen will, was sich letzten Endes gegen
den jungen Menschen selber wi'eder richten
würde. Und darum geht es uns.

Zum Schlusse darf ich unterstreichen, was
schon der Herr Abg. ZeHel erwähnt hat, daß
auch in den Berufsschul'en auf die staats
bürgerlich~Erziehun,g größt'er Wert gelegt
werden müßte. Ich erweit'ere das sogar: Es
müßte in allen Schultypen, von der Voliksschule
angefangen bis hinauf zur Universität, auf di'e
staatsbür,gerliche IErz'i,ehung mehr Wert gelegt
werden, als es jetzt geschieht. Nur dann
können wir wiDklkh erwarten, daß die gesamte
junge Generation, di'e da heranwäohst, zu
demokratischen österreichern erzogen wird und
Verständnis für das Leben und di,e Wirtsch,aft
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dieses Landes, in die si'e einmal !hineinwachsen
wird, aufbringt. In dies,em Sinne will ich diese
Ausführung besonders unterstreiohen und
unterstützen. Zum weHeren aher erklär'e ioh:
Hüten Sie sich vor Experimenten! In den
letzten Jahren wurden genug staatliche :Exp,eri
mente gemacht und unsere Bevölkerung ,ist
froh, daß diese staatliehen 'Experimente wieder
langs,am abgebaut werden. Sor,gen Si,e mit uns
dafür, daß unser Volk durch 'eine ,gesunde
Wirtschaftspo1'iti'kaufstreben kann, dann wer
den auch genügend Plätze vorhanden sein, wo
unsere jungen Menschen Berufe erlernen,
Arbeit finden und sich eine Lebensexistenz auf
bauen können. (Lebhafter Beifall bei der
ÖVP.)

Abg. SüDOMKA: Hohes Haus! Mein Vor
redner ihat in seinen A'usführun:gen uns 'vor
geworfen, daß wir aus rein doktrinären Grün
den, ,also aus Gründen der Parteidoktrin, die
Errkhtung von staatlichen Le'hrwerkstätten
vertreten. loh möchte diesen Vorwurf ganz
leiSIe zurückgeben und !ihm sagen, daß er
genau so seine Parteidoktri'n vertritt. Also
jeder wie 'er kann!

Wenn wir auf dem !Standpunkt stehen, daß
staamohe LehrwerkstäHen notwendi'g sind,
dann hat uns die Erfahrung aus der Vergan
genheit klug gemacht. Sie sprechen von der
Wirtschaft und von den !Erfordernissen dieser
Wirtschaft. Wenn wir als Vertreter der
Arheiter von der Wil'tschaH sprechen, dann
müssen wir ,immer ,an die Zeiten z'urückdenken,
die uns Ihre Wirtschaft ,gebracht hat. Ihre
Wirtschaft hat uns zwar ab und zu die Back
hendel gebracht - das 'sind die Zeiten, von
denen Sie ,gern reden. Aber von den ZeHen,
in denen der Arheiter arbeitslos gewesen ist,
ist bis heute noch nicht ,gesprochen worden.
Diese Notzeiten haben uns daz'u geführt, einen
Ausgleich zu suchen.

Die heutige W,irtsohaH ist nicht mehr auf
der Stufe der Sohustel'werkstätte stehen 'ge
blieben, sie ist größer gewor,den. Man kennt
heute die Technik ,und man spricht von der
RevoluNon dieser Teohnik, von Rationalisi'e
rung und Arbeitsteilung. Es ist klar, daß di,c
Erhöhung der Erzeugungsquote naturgemäß
dazu zwingt, jeden Übef'schuß in der Erzeu
gung zu vermeiden und einen Weg der Pla
nung zugehen. W,ir alle wissen, was es für
den arbeitenden Menschen bedeutet, einmal .an
dieser 'und einmal an jener Maschine arbeiten
zu müssen, einmal Dreher, einmal Gileßer und
ein anderesmal Schweißer zu sein, wenn wir
z. B. von der MefallverarheH,ung sprechen
wollen. Dies ist es, geschätz,te Anwesende, wa'i
uns zu dem Gedanken der Errichtung von
staatlichen Lehrwerkstätten geführt hat. Was
kann der j'unge Mensch ,in der Werkstätte

lernen, wenn es dort an den notwendigen
masohinellen Einrichtungen mangelt? Was
kann der Kleinbetrieb für di,e Gesamtwirtsohaft
sein? Ist er überhaupt wirtschaftlich? Aus
diesen .fragen er,giht skh, daß der Arbe'iter
selbst das Bestreben hat, eine uuilverseHe Aus
bildung zu erhalten. Diese kann er nur in
Lehrwerkstätten bek'ommen.

Es geht Ihier um die frage staatlich oder
pri'vat. Wir stehen auf dem Standpunkt, daß
der einzelne, der den Hetrlieb führt, di'e Wirt
schaft nicht so gut kennt und die Anzeichen
einer Krise in dieser Wirtschaft nicht sogleich
erkennen kann. Wenn man von Statistiken und
dergleichen spricht und Zahlen der Landes
aribeitsämter anführt, so zeigt dies, daß man
sich in solchen Saohen immer wieder auf den
Vater 'Staat beruft, ,um erkennen zu lkönnen,
wann es so weit ist, um mit der hisheri,gen Art
des WirtsC'haftensaufzuhören und sich in der
Wirtschaft umzustellen.

Geschätzte Anwesende! Nach diesen Aus
führungen kann ich Ilhnen ganz klar sagen,
daß dieses Problem der Lehrlingsausbildung
gJelöst werden muß. Ich wollte eigenifliich gar
nicht darauf eingehen, sondern mich mit einem
anderen tQ,e;genstand beschäftigen. Das gehört
aherauch dazu, denn im Artikel 18 des Staats
gl'undg,esetzes aus dem Jahre 1867 ist jedem
Sofaatsbürger das Reoht zugesichert, seinen IBe
ruf zu wählen 'und auch 'auszluüben. Ich werde
noch später auf dieses Grundr,eoht zurück
kommen. Wenn daher der arbeitende Mensch
den Willen hat, 'einen Beruf zu erlernen und.
auszuüben, dann muß man ihm diese Möglich
keit eben geben. S'ie sprechen da immer von
der Meisterlehre. Sie Ihaben auch auf das Gast
gewerbe besonders hingewiesen; da entsteht
nun die frage, wenn zum B'eispiel für den
Kellner in seinem Beruf ein ß.edaTf nicht mehr
gegeben ist, was er dann macht. Dann wir,d
,er arhei,tslos, denn für irgendeinen anderen
Beruf kann er nicht arbeiten. S,ie haben be
sonders unterstriichen, diaß die Meisterlehre
auch gute Gesellen hervo,r,gebraoht hat. Das
unterstreiche ich. Die aHen Meist,er haben
gewiß gute Lehrlinge für i'hren ß.eruf heran
gebildet, obwohl si'e sie a'uch zu anderen
Arbeiten herangezogen haben, was ja auch von.
meinem Vorredner hestätigt wurde. Das beweist
nur, daß die Aushildungszeit für den gewerb
lichen Beruf dadurch 'eine viel zu lange g'ewesen
ist. Im Rahmen unserer Berufsausbildung läßt
sich }ederzeit erreichen, daß der Lehrling in
einer Lehrzeit von drei oder vier Jahren auoh
fürgekoppeHe Berufe als vollwert,iger Arbeiter
auszubilden ist.

Nach diesen Überlegungen zu der Seite der
Benufsausbildung des manuellen Arbeiters ge
stiatte ich mir noch einige Wor,te zu den SUpen-
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dien der Gmppe 2 zu stpf'echen. Man hat hie,r
Stipendien in der HÖlhe von 400.000 S reinge
setztund auß'erdem sollen nach Maßgabe der
vorhandenen Mittel im Laufe des Jahres noch
200.000 S zur Verfügung gestellt wellden. Schon
dadurch, daß in diesem gemeinsamen Reso
lutionsantrag d~s Finanzausschusses di,ese
200.000 S für Stipendicn an die erste Stelle
gesetzt wurden, ergibt sich meiner Ansicht nach
ein naturgemäßer Vonang. Ich glaube, daß der
Schulreferent darauf d:r,ingen wird, daß ihm
diese Mittel zur gegebenen Zeit flüssig gemactM
werden.

Weil wir schon bei doktrinären Überlegungen
sind, möchte ich zu diesem Kapitel noch folgen
des sagen: 'Es wrurde hier auch auf die Hoch
schulen hingewiesen und besonders auf den
Überschuß der dort herangebildeten Akademiker
Bezug genommen. Heute ist es so, daß ein Arzt,
der seinen Beruf ausüben will, .nach Vollendung
seiner Studien als Gas,tarzt meistens unbezahlt
her:angebHdet werden muß. Er hat schon viel
Geld für die Erlemung seines Berufes 'investiert
und was hat er damit erreioht? Er hat zwar
seinen Doktor med., aber mit ,diesem Doktor
diplom kann er ruhig weiltel' hungern, bis er
einmal eine Anstellung als zweiter Assistent
oder ,als Sekundararzt erhält. Di,eses Problem
zeigt uns, daß man ,auch hier einen gewissen
Plan verfolgcn muß. Wenn wir sagen, daß auf
Grund des Staatsgrundgesetzes die Ausrbil
dungsmöglichkeiten gleidh gegeben sein müs
sen, so zeigt dieses B,eispiel mit den Ä'rzten, daß
schließlich und endlich doch nur der ans Ziel
kommt, der die entsprechende finanzielle Unter
stützung erfä.hrt.

Im Budget sind verschiedcne Posten vor
gesehen, die im Rahmen ·der "Begabten
förderung" als indirekte Slripendienangesehen
werden können. Wenn wir im Budget sehen,
daß für die Schülerausspeisungen, für Lehr
mittel, Lehrer- und Schülerbüchereien 200.000 S
eingesettZt sind, so sieht man daraus, daß inner
halb der Gruppe 2 für die förderung der
Begabten sehr viel getan wird. Trotzdem
möchte ich aber zu diesem Kapitel noch etwas
mehr sagen. Es ist heute so, daß der Arbeiter,
der einen Sü1hn hat und von dem der Lehrer
sagt, der Bub ist gescheit, er muß studieren,
es sich überlegen muß, ob er auch die ent
spTtechenden Mittel zum Studium hat. Hat er
diese nicht, so wird er eben ein Stipendium er
halten. Die Höhe der Stipendien is,t ,aber 'So
bemessen, daß er damit gerade noch durch
kommt. Man gibt monatlich als Stipendium
in der Regel 90 bis 150 S. Das Hochschul
studium ist aber sehr kostspielig, das ist ganz
klar. Der manuelle Arbeiter hat hingegen be
reitsals Lehrling eine Lehrlingsentschädigung
und ist nach dpei Jahren ausgebildet; er ver-

dient dann immerhin seinen Minimallohn, der
sich zwischen 150 his 200 S pro Woche be
wegt. Dem Studierenden frehlen aber diese
Mittel, er ist immer darauf ang,ewiesen, w,as
er von seinen Eltern oder 'von den zu seiner
Erhaltung Verantwortlichen erhält. Wenn man
die Studiengebühren, weiter die Mittel für die
Ernährung, Kleidung 'und insbesondere für die
temen Fachbücher, die heute eine W,are dar
stellen, die sehr hooh ,im Kms steht, ferner die
L,aboratorirumstaxen, Seminar,gebühren USiW. in
Betracht zieht, so wird man sehen, daß das
Studium des jungen Menschen für den arbei
tenden Menschen unerschwinglrich ist. Eine
Statistik zeigt uns ganz deutlioh die Zu
sammensetzung der Hochschül,erschaftan der
Grazer Hochschule. Sie z,eigt folgendes Bild:
Ak;ademikerfamilien stellen 24,6 % der Hoch
schülerschaft; Lehrer, Offiz:iers- und Beamten
familien mit Matura 10,1 %,ß.eamtenf,amilien
ohne Matura 21,5%, Pri'vatangestelltenfami
lien 14,9%, Gewerbetreibendenfamilien 14,9%,
Bauemf,amiEen 7,1 %, Arheirterfamilien 6,6%,
und Landarbeiterfamilien letwa 0,3 %. Wenn man
weiter in Ver.gleich zieht, daß 'schätzungsweise
55 % der af'beitenden Menschen in unselbstän
di,ger BeschäHigung stehen, also zum großen
Teil manuelle Arbeiter sind, so er,gibt das, ,daß
6,6 % der Hochschülerschaft dem 'größten T,eil
der Bevölkerung ,angehören. Es ist ein kl,ares
Zeichen dafür, daß noch immer das Bildungs
privileg existitert. Wenn ich dieses Wort in die
Diskussion geworfen hahe, so weiß ich, daß
sofort 'Von Ihrer Seite aus doktrinären Grün
den Wi,derspruch und Gegenpart geleistet wer
den wird. Es läßt sich aber nicht leugnen, daß
dieses Bildungsprivileg tatsäohlich vorhanden
ist und daß dieses Büdungsprivileg mit dem
Klrassenprimip verhunden ist. Die arbeitende
Klasse, die Proletar,i,erklasse, stellt immenhin
einen Nachwuchs 'Von 6,3 % dar. Man hat hier
einmal die Einwendung ,gemacht und gesagt:
,,]a, Ihr halbt die 6,3 %, was r'edet Ihr da noch
von einem 'Bildungspr,ivileg?" Das war di,e
fmu Professor Hiltl, die diese Äußemng von
den 6,3 % gemacht hat. ,Es zeigt nur, wie welt
und winkliohkeitsfremd diese frau dem ganzen
Problem ,gegenübergestanden ist

Wenn man sich im Rahmen dieser Debatte
schon mit der ,frage der KI,assen im Volk und
auf der anderen Seite mit der Bildung im Volk
beschäftigt, so möchte ich da auf einen Mann
zurückkommen, der schon früher einmal die
Klassengegensärtz1eaufgezeigt hat, nämlich auf
Plato. Dieser hat in seinem Buch "Vom Staat"
a'ufgezeigt, daß es einen sogenannten Lehr
stand, die ,Philosophen, gibt, denen die Auf
gabe im Staate zukam, gelehrte Gespräche zu
führen. Sie wurden bezeichnet als die Men
schen mi,t der goldenen Seele und mit der
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Tugend der Weisheit. Sie waren von der
manuellen Arbeit ausgenommen. Der zlweite
Stand war der Wehrstand. Der Wehrstand
hatte die' süberne Seele und die Tugend der
Tapf'erkeit. Ober diesen Wehrstand möchte ,ich
in diesem ,Hause ,gar nichts reden. Ich ,glaube,
was mH Wehr und Gewehr zusammenhängt,
haben wir 'alle zur >Genüge kennengelernt. Der
letzte Stand war der Nährstand. Er hatte die
Existenzgrundlage der bevorzugten ersten zwei
Stände 'zu tragen. iEr war der Stand mit der
Meiernen Seele und mit der Tugend der Be
sClheidenheit.

Gesohätzte Anwesende! Plato ,hat nicht nur
diese Einteilung des Staates ,aufgezeigt, er 'hat
aucha'ufgezeigt, daß es damals bereits eine
KIassenstrulktur geg,eben hat. Di'es,e Klassen
struktur kennt er sehr gut, denn er 9agt, um
wörHich zu zitieren: "Es hat damals nioht
nur Spannungen gegeben, die sich ausg,ewirkt
haben zwisohen Stadt und Staat, nein, di,e
größten Spannungen Ihat es innerhalb des
Staates wieder gegeben zwischen denen, die der
Nährst,and waren, und zwischen denen, die der
Lehr- und der Wehrstand waren." iDiese
Klassengegensätze von damals zeigt er klar
auf.

iDieses B'eispiel von damals kann man auch
nooh ,a'uf die !heutige Zeit übertragen. Es be
steht die Gef.a1hr, daß gemde die für die aI1bei
tende Bevölkerung gegebene Unmöglichkeit,
einz'udringen und vorzudring,en, das Bildungs
pdvileg zu durchbrechen, eine 'reine Zentrali
s'ierung und eine r'eine M,assierung der soge
nannten Intelligenz darstellt. Gerade diese
Massierung gibt zu den größten Besor:gnissen
Anlaß.

Wenn das Ang'estelltengesetz von "höheren
Diensten" sp'richt und unter diesen höheren
Diensten die kaufmännischen und verwaltenden
Diens't'e bezeichnet, so möchte 'ich daZ'U ganz
kurz s,agen, daß mit diesem Vorurteil, daß 'es
höhere und niedere üienste !gibt, ,gebrochen
werden muß. Es gibt nur Dienste ,im Int,eresse
der Allgemeinheit, im Interesse der Gesell
schaft. Gerade in pundo Angestellte 'wurde
heute schon manches gesagt. Es hat sich ,auch
der Abg. Zach mit dieser frage beschäfti,gt.

Als Höchstes möchte ich das Prinzip der
Ethik der Arbei,t steHen. Wir müssen uns dar
über klar sein, daß jeder, der begabt ist, jeder,
der auf Grund seiner Anliageglaubt, Höher'es
leisten zu können, die Möglichkeit haben muß,
daß ,ihm der Weg freigestellt w.ird. Der Weg,
den wir mit Stipendien zu beschreiten begonnen
haben, muß zur breiten Straße ausgebaut wer
den, auf der alle g,ehen können. Diese !Breiten
entwiokJ:ung is.t für uns eine forderung, die
wir immer wieder vertreten werden.

Di,e Statistik hat Ilhnen klar gezeigt, wie es

bei uns mit dem Nac!hwuClhs ,aussi,~ht. Es oe
st'eht das BildungspriviJ,eg und die heuN,ge
wirtschaftliohe ,Lage hat diese Gegensätze noch
'V,erschärft. Wie viele >Studenten mußten in den
letzten Jahren ihr Studium aufgeben, wie viele
Studenten mußten in den letzten Jahren ihr
Studium unterhreohen? Darauser!gibt sich
ganz klar, daß man gerade hier W'ege' he
schr'eiten und gehen muß, die diese Gdahr
beseitigen. Es 'best,eht die Gef,ah'r, ,daß man
wieder nur einzelnen die Möglichkeit gibt, sich
weiterzubilden, und daß man andeJ.1e davon
ausschHeßt.

Hohes Haus! Diese Ausführungen zu dem
Kapitel Stipendien werden von seiten der
Österreichischen V01ikspartei bestimmt Wider
spruch finden. Ich kann Ihnen aher nur sagen:
Wir 'sind verpnichtet, dafür ZIU sorgen, daß
jeder das gl'eiche Reoht auf Weiterbildung hat,
denn schließlich 'und endlich steht 'unseren
Kindern dieses Recht zu. Brechen wir mit den
alten Überlieferungen, daß manuelle Arbeit
etwas 'Schlechtes ist. iDieser Gedanke wurde
immer wieder hi'neingeworf'en und die Moti
vierung des An!gestelltengesetzes gibt mir
recht. Brechen wir ,hier mit dieser Bez'cich
nung, schaffen wir die Bezek,hnuug "höhere
Dienste" ab und führen wir st'att dessen eine
andere Bezeichnung ein. Geben wir jedem die
Möglichkeit,aHes zu werden, und schaffen wir
damit die Möglich'1~eit, die B'Üdung des Volkes
zu 'heben. W'enn einer die Matura hat, muß er
nooh l,ang,e nicht ,auf die Hochschule gehen.
,Gegen wir den Weg, dien Dänemal'k vorzeigt.
Dort gilbt es Landwirte mit Matur,a, die trotz
dem Landwirt geblieben sind. Schaffen wir die
Voraussetzung, daß aUe 'Weiterl~ommen und
daß allen auf Grund ihrer Begabung die
MögNohlkeitgegeben wiI'd, weiterzukommen.
Die Begabtenförderung ist eine Pflicht des
Staat,es und die logische Folgerung daraus ist,
daß auch die Ausnützul1,g di'es'er Begabungen
eine PHioht des Staatsbürgers ist. SchließHch
und endlich ist diese forderung auch demo
kratisch, denn sie wird im Staatsgrundgesetz,
'einem Teil unserer Verfassung, vertreten.
Setzen wir diesen Weg entsohlossen fort

Die Forderungen, die wir Ihier vorgebmcht
hahen, stellen wir für alle auf. Es sind demo
kmtische forderungen, die uns die Möglich
keit geben, den Artikel 18 des Staatsgrund
gesetzes WiJ.1kIichkeit wel1den zu lassen. Sch,af
fen wir die Voraussetzung, daß unsere Wirt
schaft höher kommt, schaffen wir die Voraus
setZiUngen, daß unsere' Wirtschaft 'existenz- und
lebensfähig bleibt, planen 'wir dies,e Wirtschaft
uhd auch die Ausbildung, denn ohne Planung
und ohne Ausbildung werden wir nie weiter
kommen; sie liegen im Interesse unseres
Staates und unser,er Wirtschaft. Gehen wir
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diesen W'eg, d.ann werden wir im Interesse
unserer Heimat, und vor allem unserer engeren
Heimat Niederöstureich, gehandelt haben.
(Lebhafter BeifaU bei der SPO.)

Abg. ENiDL: Hohes Haus! Ich habe nicht
PI,ato studiert, sondern ich 'habe nur eine ganz
gewöhnliche dreijährige Lehrzeit in einem
Hotelbetrieb durchgemacht. leih möchte daher
zu diesem Problem aus der Praxis sprechen.
Wir haben Lehrwerkstätten in einz'e1nen Gast
,gewerben. Sie sind z'war nicht st,aatlich, sün
dern in privater Hand, haben aber das Öffent
lichkeitsrecht bekommen. Alle drei P,arteien,
die in der Gewerkschaft sitzen, müssen dieses
System aber bekämpfen und ioh werde I'hnen
kurz erklären, warum. In Wien gibt es eine
solche Schule, die das ÖffenHichkeitsficcht be
sitzt. Alle möglichen Menschen kommen dort
hin und lassen sich lauf zwei Jahre ,einschrei
ben. Sie müssen irgendeine Verbindun,g zum
Gewerbe nachweisen können, eine Aufnahms
und E'ignungsprüfung ablegen und werden
hieraufa'uf zwei Jahr,e zugeJ.assen. Nach zwei
Jahren verlassen sie di'ese Schul'e mit genau
dens'elben Rechten, wie sie ein in drdjähriger
Lehrz,eit ausg'ebildeter Kellner, Koch oder eine
andere geschulte Kmft besitzt. Obwohl bei uns
heute noch ,das Meisterrecht existiert, ist di'e
Einfüihrung, ,daß jeder einzelne, der Geld oder
sonst irgendwelche Mittel hat oder Grund be
sitzt, Gastwirt oder Hotelier werden k,ann,
leider 'noch nicht abgeschafft. Wir wollen
diesen Zustand aber abschaffen und hoffen,
daß 'linserle Bestrebungen zum Ziele führen.

Ich will I'hnen vor Augen 'halten, was unsere
GehiHenschaft dazu sagt. Eine dieser Schulen
befindet sich in der Grüng,asse,eineandere in
Gastein und eine dritte in Gleichenherg. Im
Jahre verlassen zirka 180 Mensohen diese
Schule und diese Gast'wirte, Hoteliers und der
glekhen werden auf die Menschheit in Öster
reich losgelassen. Die Absolventen dieser fach
schule bilden 'sich nun ein, daß jeder einen
Hoteldirektorposten oder überhaupt eine füh
rende Stelle bekommen kann. I'n der Praxis
zeigt es sich nun, daß sie zur Gewerkschaft
kommen 'und sagen: "Ich ihahe von der fach
schule das Lehrzeugnis bekommen und ver
lange jetzt, daß Ihr mir weiterhelft." Wir
müssen ihnen aber sagen: "Damit habt Ihr
noch ,gar kein Hecht erwirkt, denn bei unserem
Berufsstand besteht die dreijähr'ige Lehrzeit
beim Meister oder im Betrieb." lC'h kann Ihnen
daz1u nur sagen, daß man in di1eser f aehschule
wohl ein hesseres Wi'ssen in theoretischer Be
z'iehungerwerben kann,aber die Praxis im
Gastg,ewerbe muß durch viele Jahre in un·
mittelbarer Verbindung mit dem Gast erworben
werden. Jetz,t bekommen die Absolventen der
Hotelfachschule keinen Pos~en ,als Hotel-

direktor, Küchenchef oder sonst ir,gendeinen
leitenden Posten, sie kommen daher in unsere
Betriebe ,als Lohndrücker. Sie lassen sich als
Volontäre anwerben und ,arbeiten um die Kost.
Meine werten Kolle,gen, kommen Sie doch ein
mal ,in unsere Gewerkschaft und lassen Sie
sich von den Gewel'kschaftsvertretern aller drei
Parteien, die das aus der Praxis kennen, vor
führen. Sie werden s'ehen, daß das doch nicht
der richtige Weg ist. Es mag schon sein, daß
wir vielleicht neue Wege gehen müssen, 'ich
stelle jedoch hier fest, daß das bei unserem
Gewerbe nicht gehen wird. Beim EJ.ektriker,
aber auch beim Handel und bei vielen anderen
Gewerhen mag es möglieh sein. Wir haben uns
da einen Pl,an zupechtgelegt. Nieder'Österreich
ist gerade hier bei der Berufsausbildung
gegenüber anderen Bundesländern, die es uns
nachmaehen wollen, vorbildlich. Sie schicken
ihr'e Landesschulinspektoren in die Berufs
schulefür das Gastgewerbe nach Waldegg, die
wi,r eingerichtet haben 'und ,in der die ,gesetz
lich 'vorgeschr;iebenen f,achschulzeiten durch
einen internatsmäßigen Unterricht zusammen
gezogen sind. Das hat s:ic'h großartig bewährt.
Der Lehrling kommt aus seinem Betfi,eb 'her
aus und geht in die Intematsschule, wo er
acht Wochen 'bleibt; das ist die vorgeschriebene
gesetzliche Zeit, die er in der F,achschule
verbringen muß. Dort bekommt er nun auch
seine theoretische Ausbildung und sieht noch
dazu moderne Küchenmaschinen oder diese
oder jene ,andepe lEinrichtung. Im großen und
ganzen muß man wohl in der Lehrlings
erziehung neue Wege ,gehen, aber die Grund
lage muß immer wie,der die sogenannte
Meist'erl,ehre bleiben. Es muß diesbezüglich
immer wieder ,ganz besonders beim Gast
g'ewerbe darauf hingewiesen werden. Nach
I'hrem Plan müßte der Lehrling einen ganzen
Tag nur Sehülrer bedienen, d. h., der Schüler
müßte einen Tag Schül,er und einen T,ag Gast
sein. Da müßte natürlich abgewechselt wer,den.
Wie soll der Lehrling aber dann die anderen
Kenntnisse für ,das Gast,gewerhe erwerben?
Dies,e kann ,er sich nur aus der Praxis an
eignen. Er muß eben in einem B'Ctrieb alle
A11heiten selbst verrichten und mit dem Gast
ständig in Verbindung sein. Es ist also schwer,
den Lehrling nur nach einer 'Richtung hin ,aus
z'ubilden. In unserem Gewerbe wird die Meister
leh11e immer am besten sein, weil er sich auch
als Gehilfe vervollkommnen und sein Wissen
im Ausland ,in der Praxis erweitern kann. Es
ist in Ni,ederöst'erreich s'ehr schwer, einen Lehr
ling im Gastgewerhe unterzubring,en, weil ja
unsere Betriebe 'vielfach ganz damiededagen
und Cl'st ,aUts privater InitiaNve 'und auch mit
Hilfe der Wirtschaftsförderung - es sind

I 20 Millionen Schilling zur V'erfügung ,gestdlt
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worden - aufgebaut werden konnten. Es
können daher jetzt mehr Lehrlinge eingestellt
werden als es bisher möglich war. Trotz,dem
haben wir heut.e in unserem 'Beruf nur
265 Lehrling,e, während wir früher über 600
hatten. Es hat früher Betriebe gegehen, wo
eine förmliche Lehrlingszüchterei stattgefunden
hat. Das wollen wir hintanhalten. Es g,ab ,aber
auch Gastgewerbebetriebe, deren Untlernehmer
das Gewerbe nicht ordnungsmäßig erlernt
haben, auch keinen Geschäftsführer und keinen
Gehilfen hatten, aher trotzdem Lehrlinge
hielten. Es muß in j1eder Berufssparte natür
lich in irgendeiner form ein anderer Weg
gefunden werden. In der BNufsspart'e "Gast
gewerbe" haben wir ihn gefunden und auf
gezeigt, daß es durchaus möglich ist, erst
klassige Leute heranzubi:lden und sie hohdem
betriebsverbunden zu lassen. Ich glaube daher,
daß die Lehre im Meisterihetrieb, der eine ,ent
sprechende Konzess,ion !hat, di,e beste ist. Was
wollen Sie ,im Gastgewerbe mit den Lehrwerik
stätten machen? Sie können z. B. ein Hotel
nicht nur mit Lehrlingen fÜr den K'eUnerberuf
führen, sondern <Sie müssen auch alle andef'en
Sparten besetzt haben; jeder L,ehrling muß
jede Sparte des Hotelbetri1ebes kennenlernen
Er muß sowoh'11m Hotel als auch im Kaffee
haus und in derß.ar bewandert sein (Abg. Du
bovsky: Man soll nicht immer das schlechteste
Beispiel anführen). Ich zeige das auf, weil
man Wege ,gegangen ist, die geeignet sind, das
Notwendige zu erreichen. Eine L,ehrwerkstätte
für das Oast,gewerbe ist eben nicht mögHch.
(Zwischenruf links: Das hat auch niemand
verlangt.) Auch kann der Lehrling mit einem
Zeugnis der staatlichen Lehrwerkstätte nichts
anf,angen, denn der Unternehmer nimmt i'hn
nicht auf, ganz gleich, ob im Inland oder A,us
land, denn der Unternehmer fragt zuerst: Wo
haben Sie gearbeitd, wo waren Sie ,im BetridJ
direkt mit dem Gast in Verbindung? Fragen
Sie auch Ihre Parteifreunde, die in unserem
Beruf stehen, was die dazu sagen. (Beifall
rechts.)

Abg. VESiELV: HoherLandtag! Es ist
heute schon ziemlich viel über die Schule
gesprochen worden, aber aUe die Probleme, die
bisher berührt wUf'den, liegen doch mehr oder
weni,ger am Rande des eigentlichen Schul
problems und sind Oet,ailfmgen. Das, worum
es skh beim Kapitel "Schule" in lenster Linie
handelt, ist 'Und bkibt das Pflichtschulwesen.
Vielleicht könnte man so manche dieser Fm
gen, die hier ,angeschnitten wurden, leichter
lösen, wenn wir für unser Pflichtschulwesen
endlich die Gesetze 'hätten, auf di'e wir schon
so llange warten und über die fast j~des Jahr
in diesem HausegespfÜ'chen wird. Ich muß
feststellen, wi'eder ist ein Jahr vergangen und

wieder stehen wir 'vor der Situation, daß wir
uns fra,gen: Wann endlich erhält das öster
reichische Pflichtschulwesen das unbedingt not
wendige Grundsa tzg,esetz? Wir wissen, da3
Reic'hs'volkschulgesetz ist nicht in Kraft; es ist
niemals durch Minist,erratsbeschluß in Kraft
gesetzt worden. Das Bundes-Schul- und Er
ziehungsgesetz ist seit vi'er Jahren und darüber
im sogenannten "st,atus nascendi". Wenn es
wahr ist, daß gut Ding Weile braucht, dann
muß dieses Bundes-Schul- und Erziehungs
gesetz 'ein besonders gutes Ding werden.

Zwei Entwürfe liegen der Öffentlichkeit vor;
sie sind bekannt. Der eine ist der Ministerial
entwurf des Herrn Unterrichtsministers Doktor
Hurdes, der andere eine Initiativantrag der
Sozialistischen Part,ei im Nationalnat. Der Ent
wurf des Herrn Ministers ist noch nicht bis
in den Nationalmtgelangt, weil ihm der
Miniskrrat bisher die einhellige Zustimmung
ve'rsagt hat. Dies deshalb, weil eben der Ent
wurf überspitzte Forderungen enthält, zu
denen die Vertf'eter der Sozialistischen Part·ei
auoh im Ministermt ihre z.ustimmung nicht
geben konnt'en. Mit den Entwürfen zum Schul
gesetz beschäftigt man sich sühon nahezu zwei
Jahre, aber pr,aktisch ist man noch fast keinen
Schritt weiter!gekommen. Alle möglichen Insti
tutionen heschäftigen sich mit diesen Ent
würfen, die Lehner, die Eltern 'und fast auch
schon di,e Kinder.

loh habe 'hier einen Ausschnitt der "Neuen
Wiener Tageszeitung" vom 24. März 1950,
wo Bericht gegeben wird, daß am 21. und
22. März im erzbischöflichen P,alais di,e dies
jährige Frühjahrskonferenz der östefI1eichi
schen Bischöfe unter d'em Vorsitz des Kardi
nals Innitzer stattfand. Diese Konferenz be
schäftigte sich mit drei Fragen: mit Ehe
fragen, mit der SC'hule11'nd mit der Notwendig
keit eines Konkordates. Es ist nicht meine Ab
sicht auf die IEhefragen einzugehen oder mich
mit dem Konkordat zu beschäftigen. Bezüglrich
der Schule wurde eine Resolution beschlossen,
in der folgende Fo,rderungen auf,gestellt sind:
Obligatorischer Rehgionsunterricht in allen
Schultypen, endgültige Z'uerkennung des
öffentlichkeitsrechtes ,an die Pdvatschulen, die
die gesetzlichen Voraussetzungen erfÜllen; dar
über hinaus die Mögliohk'eit zur öffentlichen
katho'1ischen Wahlschul'e.

Wir sehen also die alten Forderungen der
Kirche, die 'Vor aHem anderen damuf abzielen,
das ästerreichische Schulwesen .aufZ'Usp,alten
in ein Schulwesen, das vom kirchlichen Geist
ganz durchtränkt ist, und in ein Schulwesen,
das mehr oder weniger ohne kirchliche Bin
dung den Edordernissen des Staat,es Rech
nung trägt.

Die Hauptdifferenzpunkte, di.e sich im Laufe
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der Zeit zwischen den beiden Entwürfen
herauskristlaUisiert haben, umfassm eigentlich
nur vier Punkte:

1. Die frage der konfessionellen Priv,at
schulen und deren rSubventionierung,

2. das neunte Schuljahr, ob und wenn, wie
es eingebaut wird,

3. dieallgemein1e Mittelschule und
4. die Lehrerbildung.
Wie ich gehört habe, ist der Herr Minister

Dr. -H-urdesanläßlic1h einer Bespr1echung 
gelegenHieh finden sporadisch Besprechungen
statt, vO'n Verhandlungen kann nicht gespro
chen werden - von 'SJeilnem ursprünglichen Ent
wurf schon eini,germaßen abgegangen. Er ver
tangt also, grundsätzlich müssen die konfes
sionellen Schulen das Öffentlichkeitsrecht be
kommen, mit allen anderen SC1hulen gleich
berechtigt sein und einen Kostenbeitrag er
halten. Der Zeitpunkt für das Inlkrafttreten
des Kostenbeitrages soH dureh eine Verord
nung des Bundesministeriums für Unterricht
im Einvernehmen mit dem finanzminister,ium,
allenfalls nach Genehmigung durch den
Hauptausschuß des N.ationalrates, bestimmt
werden. Der Kostenbeitrag wird flüssig ge
macht, wenn die durchschnittliche SC'hülerzahl
einer allgemeinen Durchschnittsentwicklung
entspricht. W,as will also der Hlerr Minister
hier zum AW'ldruck bringen? Er 'hält nach wie
vor an dem Standpunkt fest, daß der Staat aus
öffentlichen Mittelln die katholisch-konfessio
nelle Schule - ich weiß nicht, welchen Aus
druck ich gebrauchen soll - suhventioniert
oder erhält.

Wir haben uns ,darüber schon unterhalten
und es erübrigt sich, daß wir dies heuer und
heute ein zweit,es Mal tun. Unser Strandpunkt
hat sich diesbezüglich nicht geändert. (Abg-.
Zach: Auch der unsere nicht!) Wenn der
Rückzug des rHer:rn Minist'ers darin bestehen
soll, daß er sagt, den Zeitpunkt, zu dem die
sta'atlichen Mittel eingesetzt werden sollen,
hestimmt eine Verordnung des Unterrichtsmini
steriums, eventuell im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium, so muß ich sagen, daß das
ein unmöglicher Weg ist. Die Mittel, die hier
in frage kämen, sind ganz exorbHant. Es ist
ganz ausgeschlossen, daß man eine Regelung
über eine so wichtige frage auf dem Verord
nungsweg'e treffen könnte. Auch wenn man
hier bereit ist, untier Umständen den Haupt
ausschuß in die Entscheidung einzubeziehen,
so genügt das nicht. Solche Dinge müssen ein
deutig durch Gesetz 'festgesetzt werden.

'Ein weiterer Rückzug des Herrn Ministers
besteht darin, daß er sagt: Die Betr'äge, die
der Staat für die konfessionelle Schule zu
leisten 'hat, fallen dann an, wenn in di'esen
katholischen Privatschulen derseihe Durch-

schnitt ist, wie bei den öffentlichen Schulen.
Im Entwurf war vorgesehen, daß sie schon
dann anfallen, wenn die Schülerz,ahl zwei
Drittel des allgemeinen DurchschniHes er
reicht. Diese Bevorzugung hat er fallen lassen.
Was ,das heißt, hat Herr Nationalmt Doktor
Zec'hner im Parl,ament richtig zum Ausdruck
gebracht. Man kann eine Zi'elfor,derung nicht
hundertprozentig aufstellen, von ,dieser bel
forderung dann 10% nachJ;assen und sagen,
jetzt bin iC1h ja o'hnehin schon so weit eut
,gegengekommen, jetzt liegt das Entgegen
kommen auf der anderen Seite.

Wir können diese frage hier nicht entschei
den, sondern si:e muß ,im Prarla.ment entschie
den werden. Wir sind aber daran interessi,ert,
daß diese Entseheidung ml>glichst bald fällt,
denn wenn wir dies,es Gmnds,atzgesetz nicht
bekommen, nützen alle unsere Bemü'hungen ,im
Lande nichts. Wir benötigen auf der Gmnd
lage der Grundsatzges<etze eine ~eihe von
Durchfüthrungsgesetzen des Lan,des, die wir
aber erst dann beschließen können, wenn der
Bund seinen dieshezüglichen Verpflichtungen
nachgekommen ist.

Wir stehen nicht auf dem Standpunkt, daß
etwa die bestlehenden Privatschulen ausgemerzt
werden sollen, aber man ,kann von uns auch
nic'ht ver'1angen, daß ein weitel'er Ausbau
des Privatschu1lwesens über den St,and 'Vom
5. März 1933 hinaus erfolgt. Wir sind bereit,
das, was damals bestand - auch ,gewisse Sub
ventionen, und zwar lebende Subventionen -,
zuzugestehen; aber einen weiteren Ausbau wer
den wir nicht zugest,ehen, weil wir ihn nicht
zugestehen k'önnen, und zwar deshalb nicht,
weil uns die Sor,ge, daß das österreichi,sche
Volk durch die Schuleauf.gespaltet wir,d, viel
zu nahe :geht

Der apostolische Administmtor des Burgen
landes, Herr Dr. Schoiswohl, 'hat kürzlich,
ich gl,aube sogar schriftlich, folgende Meinung
zum Ausdruok gebracht, von der ich allerdings
nicht weiß, ob sie seine persönliche Meinung
ist: Gebt der ka~holischen Konf'ession Privat
schulen! Gebt ,Ihr daz'u Eure Zustimmung und
wir sind dazu bereit, daß Ihr Euch soziali
stische Schulen einrichtet. Dieses Ansinnen
lehnen wir ab. Ich habe schon ges,agt, daß
wiT keine sozialistische Schule brauchen und
sie auch nicht wollen. Wir wollen vielmehr
eine Schule, in der a.jJe Kinder ohne Unter
schied des Standes und der Religion jenes
Wissen 'vermittelt bekommen, das sie brauchen,
um als Staatsbürger bestehen z'u können. W.ir
sind bereit, in die Gesetze das :einzubauen, was
ein Kind gläubiger 'Eltern fordern kann: den
obligate11J Religionsunterricht. Wir sind bereit
- und wir haben ,die,se Ber,eitschaft in einem
Landes:gesetz bewiesen -, diesen Religions-
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unterricht so zu bezahlen, wie wir die Arbeit
der anderen Lehr,er bewhlen. Wir wünschen
keinerlei Beeinträehügungen auf religiösem
Gebiete und keine lß,eschränkung der reHgiösen
Erziehung als bloß die eine, die unserer Auf
fassung entspricht, daß man ,es den Eltern
überlassen soll, zu entscheiden, ob die Kinder
an dem Reli,gionsunterricht t,eilnehmen sollen
oder nicht.

Einer Ihrer Redner hat schon im Lauf.e der
Bu.dgetdebatte aufgezeigt, daß in Wien tro,tz
dieser freiwilligen Meldung nicht mehr ,als 2 %
von der AbmeldemögHchkeit Gebmuüh g'e
macht haben. Es best,eht daher keine Sorge,
daß in Hi'nkunft ein großer T,eil der Kinder
ohne religriöse Unt,erweiisun,g bleihen würde.
Mehr verlangen auch wir nicht, denn es hat
doch keinen Sinn, Religiosität anz'uerzi'ehen
oder aufzuzwingen. Menschen, die von Ha.us
aus religiöses Empfinden haben, lassen es sich
von niemandem rauben. Wer es ,aber nicht hat,
dem wird man es auch nicht raufzwingen
können, denn das ist eine Angelegenheit der
Seele, bei der der Mensch am empfindlichsten
ist.

Die zweite ungeklärt,e Frage ist die des
neunten Schuljahres. Der Herr Unterrichts
ministerselbst hat in seinem Entwurf das
neunte Schul'j,ahr rvor,gesehen, ausgehend von
der Erwägung, daß dies :keine österreichische
Erfindung ist, sondern daß in vi,elen Ländern
der Umg,ebung -nicht nur in den Staaten
der Volksdemokmtie,auch in Eng1.and - be
reits die neunjä'hri,ge Schulpflicht Wirklichkeit
geworden ist, weil man zur Erkenntnis gelangt
ist, daß acht Jahre im: Anbetracht der ständig
fortschreitenden technisCihen und wissensc'haft
lichen Entwicklung nicht mehr ausr'eichen, um
dem Kinde das zu vermitteln, was es ibr:aucht,
damit es im L,ebenskampf bestehen kann. Die
frage ist nur wi'eder, wo soll das neunte
Schuljahr eingebaut werden, und da 'et11därt der
Herr Minister: "Zunächst sind die VertJ1ef.er
der Landwirtschaft und de,s Gewerbes über
haupt ~gen das neunte ISchu1j.ahr; wenn es
doch kommen sollte, k,ann es nur als fünfte
Volksschulklasse eingebaut wer-den." j,eder
Pädago,ge wird Ihnen sagen, diaß es da am
unzweokmäßigsten ist, denn die Hauptschule
schließt }.ehnplanmäß,ig so natürlich an den
L,ehrplan der Volksschule an, daß man den
Schulplan der Volksschule vollständig um
stoßen müßte, um das neue Schuljahr einzu
schieben; es sei denn, man will das fünHe
Sohuljahr 'in die Volksschule nur 'einbauen, um
die Schül,er für die MiHelsohule noch besser
vorzubereiten. Wir stehen .auf dem St,andpunkt,
daß di,e Mehrzahl der Schüler nicht für die
Mittelschule, sondern für das prakhsche Leben
vorz'ubereiten ist, daher unsere forderung:

Das neunte Schuljahr ist als letztes Schuljahr
mit ,einem berufsbildenden Einschlag - ab
gestrimmt nach den lrandwirtschaftlic'hen, ge
werblichen, bäuerlichen und hauswirtschaft
lichen Bedürfnissen - einzubauen. Sie liehnen
das aber ab. Diese Lösung mit der fünften
Volksschulklasse ist natürlioh keine Lösung
und darnitkomme ich auf die Ausführungen
des Herrn Abg. Stangler zurück Wir wissen
aus den 'Vorliegenden Ziffern, daß Tausende
von 14jährigen jugendlichen spazierengehen.
Sie sa,gen, kein neunt'es Schuljahr, also keine
MÖrglichkeit, daß diese jugendlichen noch ein
Jahr in der Schule bleiben könnten, aber auch
keine Vorsorge dafür, daß sie ins pr.aktische
Leben eintreten könnten, weil die Zahl der 'vor
handenen Lehf.stellen nicht ausreicht. Was wiT
vorschlagen, nämlich Lehrwerkstätten, lehnen
Sie ebenfalls ab. Also kein neuntes Schuljahr,
in dem man die ju,gendhchen noch ein Jahr
lang ausbilden, sie im Zaume halten und vor
dem moralischen Abgleiten bewahren kann.
Demgegenüber 'haben Sie aber .auch nicht die
Möglichkeit, jene Zahl von Lehrstel1en zu
schaffen, die für diese jugendlichen notwendi,g
ist. Der Herr Ahg. Stangler iist bei seinen Be
trachtungen von einer falschen Voraussetzung
ausgegangen, wenn er sagt oder glaubt, daß
wir etwa die Meisterlehre herabsetzen wollen.
Die Zeiten sind läng's,t vo'rüber, wo die M.eister,
vieHeicht mit weni,gen Ausnahmen, die Lehr
linge auch zu anderen Arbeiten verwenden.
Das ist auch 'uns bekannt. Er hat reoht, daß
die östeTfeichischen Facharbeiter im Ausland
etwas gegolten haben. Es fällt uns nicht im
Traume ein - das sage ic'h ganz ,grundsätz
lich -, uns etwa gegen dri,e MeisterIehre aus
zusprechen. Würden genügend Meistef1.ehren
vorhanden sein, dann würde sich jede Schaf
fung 'von staatlichen Lehrwerkstätten er
übrigen. Ich weise daiherauch seinen Vorwurf,
daß wir uns in dieser frage von parteipoliti
schen Doktrinen leiten 'lassen, zurück. Wir
hahen keine Doktrinen, weil UlliS das Leben
gelehrt hat; daß man mit Doktrinen 'nicht
durchkommt. Wir haben ,gewissegmndsätz
liehe Ohef1.egungen, ansonsten passen wir uns
den Erfordernissen des Lebens auch rin der
Politik an. Es 'hat hier nic'ht's mit partei
politischen Doktrinen zu tun, sondern mit der
Tatsache, daß 'ehen nicht genügend Lehrstellen
vorhanden sind. W,ir können es nicht verant
wor,ten, diese jungen Menschen einfaoh sich
selbst zu überlrassen. Wir wollen daher eine
neue staatIiche Institution zur Heranbildurng
von Lehrlingen schaffen und die Aushildung
des Nachwuchses 'von Facharbeitern in diese
staatliche Institution verlegen. Herr Abg.
Stangler erklärt weiter, dort geschieht es ganz
ungeregelt und 'es wil'd dann so kommen, wie
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wir es heute bereits an den Hochschulen sehen,
daß eine ,große Anwhl von geistig Ausgebil
deten vorhanden ,ist, die keine Stelle findet.
Das k,ann sein! Was muß man aber darau.s
l,ernen? Der einzelne findet keinen Posten, der
Staat kann auch nichts dazu tun, was soll also
der junge Mensch, ob er nun studiert hat oder
ob er einen manuellen Her,uf erlernt hat,
machen? Wer soll vorsor,gen? Soll man etwa
diese jungen Menschen nur sich selbst über
lassen?Es muß doch etwas geschehen, damit
sie ein fortkommen finden. Die Lösung liegt
ganz woanders. Man sagt immer, wir wollen
alles p'lanen; ohne Planung geht es aber nicht.
Ich spreche hier ,gar nicht von den Vier- und
fünfjahresplänen, die nicht nur in den Volks
demokratien, sondern auch anderswo - ich
brauche hi,er nur auf den Marshall - Plan z.u
verweisen - durchgeführt werden. Die Zeiten
des Spieles der frei'en KräHe sind 'vorüber 'und
kommen nie wieder. Nur auf dem Wege der
Planung werden wir alle diese Probleme lösen
können.

Meine sehr verehrten Damen 'und Herren!
Es gibt noch einen zweiten Punkt, wo wir uns
d'iv1ergierend gegenüberstehen, und das ist die
frage deraHgemeinen Mittelschule. Der Herr
Untemichtsminister Dr. Hurdes 'und 'auch die
Öslerreichische Volkspartei lehnen diese
Lösung ,grundsätzlich ,ab. Auch d,arüber ist
bereits gesprochen 'worden. Ich. kann nur
wiederholen, was wir schon einmal gesagt
haben: Öst,erreich kann für sich das Recht in
Anspruch nehmen, der erste Staat in der Welt
gewesen zu sein, der die aHgemeine Volks
schule schuf. Als wir bereits die allgemeine
Vol'ksschule hatten, gab es in ,anderen Ländern,
selbst in 'EngIand, noch die Aufspaltung des
Volksschulwesens teils nach privaten, teils
nach reHgiösen Gesic1htspunkten. Österreich
war also in der Tat der erste Staat, der die
aUgemeine Volksschule schuf. Alle anderen
Länder haben uns das nachgemacht, weil es
sich als eine segensreiche Einrichtung erwiesen
hat. W,arum sollen 'wir nicht auch einen Schritt
weitermachen, der bereits anderswo gemacht
wurde, nämlich zu der allgemeinen Vollks
schule auch die allgemeine Mittelschule zu
stellen? Der Herr Unterrichtsminister ist unter
Umständen bef'eit, einer länderweisen Lösung
dieser ,frag'e zuzustimmen; das würde also
heißen, daß in ,den Ländern, wo das gemac1ht
wird, für die gleiche Altersstufe drei Schul
gattungen zur Verfügung stehen: Volks- bzw.
Hauptschule,allgemeine Mittelschule und die
jetzt scho'n bestehende Untermittelschule. In
welchen Ländern würde das aber gemacht
werden? Wahrscheinlich nirgends! In Wien
deshalb nicht, weil die Wiener die allgemeine
Mittelschule nicht iSO notwendig brauchen,

denn dort können die Kinder, wenn die Eltern
,es sich leisten können, die bestehende Unter
mittelschule besuchen. Aber dort, wo sie fehlt,
auf dem Lande, hesteht die Möglichkeit eben
nicht. Das ist j,a auch der Grund, warum wir
fordern, daß auch die Ki'uder der Land
bewohner die M6glichkeit haben, so wie si'e
jetzt in die Haupt1schule gehen, die Mittel
schule zu besuchen. Auf dem Lande sind die
Untermittelschulen nur sehr sporadisch vor
handen. Also diese Lösung ist ,eigentlich auch
keine Lösung.

Lehrerbildung: Wie oft muß man noch auf
all diese Dinge verweisen? Man ist gegen
unsere ,forderung, die Ausbildung des Lehrers
auf die Hochschule zu 'verlegen. Es hndet aber
niemand etwlas dar,an, daß der Viehdoktor auf
der HochschuIe ausgebildet wird, man findet
auch nichts daran, daß der Kinderarzt auf die
Hochschule geht. Aber heim Lehrer soll ,es so
sein, daß der Lehrer für di'e größ,eren, bevor
zugten Kilnder auf der Hochschule aus.gebildet
wird, während der Lehrer für die Volksschule
nur das 'S'eminar besucht. Dabei hat diese
Lehrerausbildung, wie sie jetzt besteht, hin
sichtlich der Mittelschullehrer noch den Nach
teil, daß sie wohl 'auf der Hochschule statt
findet, aber rein theoretischa.usgerichtet ist.
Vergleichen wir einmal den Arzt mit dem
Lehf'er: Der Arzt wird 'vier oder fünf Jahre
in allen Disziplinen theoretisch unterrichtet;
dem kann man dann nicht sagen: So, jetzt
geh zu den Kmnken! Auch der Mittelschul
lehr;erhat fast keine Möglichkeit, eine prak
tische Ausbildung zu erhalten. Wenn er mit
seinem Studium fertig ist, geht er an die
Mittelschule und 'versaigt dort am Anfang
seiner Tätig~eit meistens. Wir verlangen also
fÜr unsere Lehr,er die Hochschulbildung. Was
man für den Arzt braucht, nämlich die prak
tischen Ausbildungsstätten, müßte man auch
für den ,Lehrer Ischaffen. Man wird 'also ein
Pädago,gium mit Volksschulklassen usw., in
j,edem Bundesland eine Anstalt, zumindest
dort, wo .universitäten bestehen, schaffen. Das
sind Fragen der Organi1slation.

Aber gestatten Sie mir, ,g.anz ehrlich zu be
tonen: Sie sind nicht etwa g'egen diese unsere
forderung, weil Sie etwa vermeinten, daß die
seminaristische Ausbildung für die Lehrer
bess,er ist, sondern weil Sie wiissen, wenn diese
forderung erfüllt werden sollte, was, dann von
den Lehrerbildungsanstalten übrigbleibt. Nach
dem von den derzeit 26 best,ehenden Lehrer
bildungsanstalten 12 katholisch - konfessionell
geführt werden, so ist es begl'eiflich, daß Sie
auf den Einfluß, den Sie durch diese Anstalten
in ,der Heranbildung der LehrleI' ausüben, nicht
verzichten wollen. Das begl'eife ich. Aber dann
polemisieren Sie nicht mehr fachlich gegen
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unsere For,derungen, diaß etwas dagegen einzu
wenden wäre, daß man L'ehper ,an der Hoch
schule ,genau so ausbrilden k'ann wie derzeit im
Seminar.

Das wären die !Dinge, die zum Schul- und
Erziehungsgesetz zu sagen wären. Ich glaube
fast, daß ich nächstes Jahr wieder dastehen
und wieder fmgen werde: W,ann bekommen
wir das Schul- und Erzi,ehung,sgesetz? Ich bin
mir der Schwierigkeiten wohl bewußt. Es ist
ein, Verfassungs,g'esetz, bedarf also der Zwei
drittelmehrheit und kann infolgedessen nur ein
Gesetz ,der V,ereinbarung sein. Aber auch
solche 'scrhwierige Probleme müssen doch
irgendwie im Laufe von Jahren wenigstens
t'eilweise vorwärtsgebracht werden. Bish,er ist
das nicht geschehen, und ich glaube, es hegt
nicht zuletzt auch ein Teil der Schuld ,an dem
Herrn Unterrichtsminister, der dieser Frage
meines IEra~htens nicht die notwendiige Auf
merksamkei t zuwendet.

Wir besitzen aber auch keine demokratischen
SchuJ.verwaltungskörperschaften. Wie oft wird
an einem Tag anläßlich einer Budgetdehatte
das Wort Demokmtie in den Mund genommen!
Aber letztlich d01rt, wo ,es sich darum handelt,
zu zeigen, diaß man Demokrat ist, dort ge
schi~ht nichts. Wir haben k'eine Bezirksschul
rät.e, wir haben keinen Landesschulrat. Was
sich als solcher bezeichnet, ist kein 'R,at, weil
Vertreter der Bevölkerung flehlen; das sind nur
Beamte. Wir könnten aber diese Räte, die wir
immer gehabt haben und di'e sic1h bewährten,
schon längst haben, wenn wir das Sohulauf
sichtsgesetz hätten. Der Entwurf, den das
Unterrichtsminister'ium erstellt hat, ist seit
zwei Jahren ferhg. Wir haben 'uns mH dem
Entwurf beschäftigt, und ich muß sagen, bis
auf ganz wenige einzelne Dinge leichter Natur
könnten wir ohne weiteres dem 'Entwurf 'unsere
Zustimmung geben, er könnte ins Haus kom
men und könnte z,um ßeschluß errhoben werden.
In einem Monat könnten wir zur Wri'edererrich
tung der Bezipkssc'hulräte und des Landes
schulrates schreiten. Arber der Unterr~chts

minister h'at eine Koppelung zwischen diesem
Gesetz und dem Bundesschulgesetz herbei
geführt, di'e uns ,unverständlich ist, die aber
auch zwangsläufig zu ,einer Hinausschi'ooung
der Lösung all dieser Fragen der Bezirks- und
Landesschulräte führt.

Wir haben hier notg,edmngen jetzt 'einen
, Ausweg gewählt und werden am Ende der
Budgetdebatte über einen Antrag des Finanz
ausschusses abstimmen, in dem es rheißt, draß
bis zur Erlassung des Schulaufsichtsgesetzes .
beim Landesschulmt und bei den Bezirksschul
räten Beiräte gebildet werden, die allerdings
k-ein Beschlußrecht haben, aber zumindest
einigermaßen in der Form von Räten den

Willen des Volkes zum Ausdruck bringen
können.

Die 'Österreichische Lehrerschaft hat auch
noch immer~ein einheitliches Dienstrecht, das
ihm seit 1945 versprochen ist. Die Lehrer
werden heute noch vom Bund besoldet. Woir
kennen die Bemühungen, die Besoldung wieder
an die Länder zurückzugleben. Ich freue mich
aher, feststellen zu 'können, daß der Herr
Finanzreferent dies auf das entschiedenste,
allerdings aus anderen Gründen, zurückweist.
Wir L'ehr,er weisen diesen Vorschlag aus
den uns ,eigenen Gründen ebenso entschi'eden
zurück.

Wir benötigen auch ein die Lehrerveflhält
nisse in allen Bundesländern einheitlich regeln
des Dienstrecht. ,EndHch, vor dpei oder vier
Wochen ist ein Entwurf des iBundeslehrer
dienstgesetzes hemusgekommen. Ich will mich
nicht damit beschäftigen, die Lehrersühaft hat
es einhellig abgelehnt. Zunächst einmal macht
man geHissentlieh eine Unterscheidung zwi
schen den Fcpien unddiem Url,aub des Lehrers.
Damit will Iillan also s~gen, daß die Ferien
zeit nicht automatisch di'e Urlaubszeit des
Lehrers ist. Wir alle ,kennen ja die Witze, die
man über den Urlaub der Lehrer seit ,eh 'und
je und schon ,in der Kaiserzeit gemacht hat.
Da gibt es also Weihnachtsferien, Ostern und
Pfingsten und noch verschiedene andere schul
frei,e T,age. lEin Tag ist übriggebIieben - dias
war der Geburtstag des Kaisers, an dem man
,auch nicht in die Schule ,gehen kann. Diese
Dinge spuken bei gewissen Leuten noch immer
herum. Man nei.det dem Lehr,er die 'Fepien und
man bringt das im Dienstrecht zum ,Ausdruck,
indem man zwischen Urlaub 'und Ferien unter
scheidet. Wenn es notwendig ist, I~ann der
Lehrer nach Ablauf seines Urlaubes in der
Ferienzeit auch für andere Dinge verwendet
werden. Damit sind wir glücklich wieder bei
der Nazizeit angelangt. (Abg. Hainisch: Wer
hat denn noch zwei Monate Urlaub wie Ihr?)
Lieher Herr Kollege, zunächst lrassen Sie sich
sa,gen, ,daß die Ferien nicht der Lehrer wegen
da sind, sondern der Schüler wegen.

Lieher Kollege Hainisch, ich biHe nicht böse
zu sein, wenn ich S'ie persönlich apostrophiere.
Ich glaube aber, wenn Sie ,ei'nmal, st'att einem
Monat in I'hrer Buchhandlung zu st'ehen, eine
Woche in der Schulstube st'ehen würden, dann
würden Sie s,agen: Behaltet Euch Eure zwei
Monate Url,aub, lieh g,ehe gern wieder in meine
Buchhandlung zurück! Nur einer, der in so
schwier,igen Zeiten Kinder zu unterrichten
hatte, wird ermessen können, welchen A'ufwand
an physischer und seeHscher Kraft der Unter
richterfordert.

Der Entwurf zum Bundeslehrerdienstgesetz
sieht natürlich eine Erhöhung der Lehrver-
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pflichtung vor und ,es ist in diesem Dienst
recht 'auch davon die Rede, daß das sittliche
Vel'halten ,der Lehrer ,auch auß'erhalh der
Schule irgendwie in IBetraoht gezogen werden
müsse. Ich möchte nur wissen, welc'hen Maß
stab man hier an das sittliche Verhalten des
Lehrers anzulegen gedenkt, und welchen
Schritt er getan haben muß, der in den Augen
des Gesetzgehers als unsittlieh bezeichnet
wird. Lassen Sie mich ,auch hier als Lehrer
sprechen. Alle diese Bestimmungen sind
Humbug. Der Lehrer, der ein wirklicher
Lehrer ist, trägt die Sittlichkeit in sich ull,d
braucht sie nicht dekretiert. Wer diese Sitt
lichkeit aber nicht besitzt, wird sie auch durch
g'esetzliche Bestimmungen nicht erhalten. Bei
spiele hierfür könnte man ja fast allwöchent
lich aus den Zeitungen ersehen.

Die niederösterreiohische Lehrerschaft hat
jetztglüoklicherreicht, daß sie jetzt in den
Personalstand übernommen wird. Da das
Bundes1e'hrerdienstgesetz noch nicht vorhanden
ist -- es liegt erst in einem Entwurf vor --,
beschloß man im Nationalrat im Dezember
1947 ein Gesetz mit einem dwas monströsen
Titel - das Bundeslehrer.Dienstrechtskompe
tenzgesetz. Man muß, wie der Name schon
sagt, aus diesem Gesetz ein Wort 'heraus
greifen: das Wo,rt Kompetenz. In dem Gesetz
wird ,also die Kompetenz zwischen dem Bund
und den Ländern geregelt. Um es ,kurz Z'U

sagen: Den Ländern wurde die Diensthoheit
über die Lehrer übergeben. DieE.rnennung der
Lehrer ist Sache der Lä'nder. Die Länder
waren nun gezwungen,auf Grund dieses
Bundslehrer-Dienstrechtskompetenz,gesetzes so
genannte Diensthoh.eitsgesetz~ zu beschließen.
Das is,t auch bei uns geschehen und es war
eine schwepe Geburt, Herr Professor Zach,
eine Zangengeburt, die wir aber schließlich
doch zuwege gebracht habe!1- Nachdem das
Gesetz besch'1ossen war, ließ uns die Be
satzungsmacht warten, aber auch das ist
schließlkh erreicht worden. Nun waren wir
endlich so weit, auf Grund dieses Dienst
hO'heitsgesetzes an die Ausschreibung der
LehrersteIlen zu schreiten. Dabei erg,aben sich
wieder Schwierigkeiten, denn der Landesschul
rat stellte sic'h auf den Standpunkt, daß alle
jene Lehrer, die bereits am 13. März 1938
definitiv waren, ohne Ausschreibung dort zu
ernennen seien, wo sie gerade sHzen. Sie
können doch von uns nicht verlangen, daß wir
einer solchen Forderung unsere Zustimmung
geben! Da gilt es, noch etwas anderesgutzu
machen. Im Jahre 1934 'sind viele der soziali
stischen Lehrer und Leiter herausgeworfen
worden und es sind L~hrer Ihrer Seite an ihre
St<Clle gesetzt worden. Man wol1te das in
Sonderbehandlung einigermaßen gutmachen

Da bleibt aber noch etwas anderes übrig.
Vieles kann man übel'haupt nicht mehr gut
machen. Unsere Leute sind vielfach ältere
Leute gewesen, ,sie kommen heute für 'eine
weitere Dienstle.istung nicht mehr in Frage.
Auf diese Weise gingen uns nicht nur Per
sonen, sondern auch soundso viele Stellen ver
loren. Ich brauche hier aus meinem Herzen
keine Mördiergrube zu machen. Bei Ihnen ist
es dasselbe. Es hat Gemeinden gegeben, die
Wert darauf legten, als sozialistische Gemein..
den auch einen sozialistischen Schulleiter zu
haben, ebenso wie die ÖVP-Gemeinden Wert
darauf legen, ÖVP-Lehrer zu haben. Einfacher
liegt die Sache bei zwei Leiterstel1en; da
könnte man vieHeicht den einen von der einen
und den anderen von der anderen Partei an
steHen. In der Form läßt sich das aber nicht
überall machen, denn das würde 'heißen, daß
wir allen Besetzungen, die seit 1945 durch
gdührt wurden, zustimmen. Da muß kh 'viel
mehr sagen, daß diese - allerdings provisori
schen -- Besetzungen nicht nach c Recht und
Gesetz erfolgt sind. Es war uns unmöglich,
einer solchen Stel1enbesetzung einfachen hloc
zuzustimmen. W,ir stelHen uns auf den Stand
punkt, es müssen .alle Stellen ausgeschrieben
werden, jeder muß das Recht haben, sich
darum zu bewerben und wir werden g,ewiß da
bei keine zu ,großen Schwierigkeiten mac'hen.
Wir werden die Nöte des ei'nen oder anderen
anerkennen. Bei allen diesen Dingen ist letzten
Endes auch wieder ein Kompromiß heraus
gekommen. Wir waren der Meinung, zuerst
alle Leiterst<CHen auszuschreiben. Sie waren
der Meinung, zuerst ,alle LehrersteIlenauszu
schreiben. Ich kann mir nicht eine Fabr,ik vor
stellen, wo ich zuerst die Arbeiter hineinstelle,
diese zu werken beginnen und zwei oder drei
Monate später er<st der Leiter oder Direktor
eingesetzt wird. Zuerst muß doch der Leiter
die Sache überblicken. Sie haben das aus mir
unerfin·dlichen Gründen abgelehnt. Ich habe
das nie verstanden. 'Letzten Endes ist die
Regelung herausgekommen, daß die Lehr
stellen nach Gruppen von Bezirken - und
zwar alle St'ellenauf einmal, Leiter- und
LehrersteIlen miteinander - aus,geschrieben
werden. Wir sind auch damit sClhließlich zu
frieden gewesen. Unser Bestreben war es ja,
nur endlich die Lehrkräfte auchi.n den
Personalstand übernehmen zu können. Die
Ausschreibungen sind jetzt im Gange und wir
wenden in den nächsten Wochen mit den Be
setzungen beginnen. Ich bedaure nur, daß wi,
bis heute noch keine Riohtlinien gefunden
haben, nach denen wir die Besetzungen durch
führen sollen. Unser grundsätzlticher Stand
punkt ist der: Alter und Qualifi<k!ation müssen
berücksichtigt wef1den 'und unter sonst gleichen
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Verhältnissen ,auch die sozialen VerihäHnisse,
die allerdings ,einigermaßen fixiert werden
müßten. Das wäre eine ideale Lösung, weil ja
nicht jede Besetzung von politischen Motiven
abhängig gemacht werden soll. Das ist aber
nicht Igelungen und es wird daher um jede ein
zelne SteHe im Lehrervorsohlagsaussc'huß ge
rungen werden müssen. Es wird ,in den meisten
Fällen wahrsoheinlich zu keinem einhelligen
Beschluß kommen und ich sehe heute ,schon die
Landesregierung Tag und Nacht in Perma
nenz t,agen, denn sie wird sich mit der Be
setzung j'eder einzelnen Stelle beschäftigen
müssen. (Zwischenruf: Eingeständnis!) Das
,ist kein Eingeständnis, sondern das ist die
SchliUßfollgerung aus der Tatsache, daß wir
rricht imstande waren, uns auf gemeinsame
Richtlinien zu einigen. Was Sie vorigeschlagen
haben, waren zwar Richtlinien,sie waren aber
nicht geeignet, zu gemeinsamen Richtlinien zu
werden. loh ,glaube aber, daß der Lehrervor
schlagsausschuß doch in 90% der Fälle zu
einer einvernehmlichen Lösung kommen wird,
so daß die Lehrerernennung keine ,allzu große
Belastung der Landesregierung mit skh brin
gen wird.

Zum Lehrembbau ist fO'lgendes zu sagen:
Wir haben derzeit in Niederösteneich einen
Überbestand von rund 200 Lehrkräften. Wie
der entstehen konnte, ist mir nicht ,ganz klar;
Tatsache ,ist, daß er besteht. Der Landesschul
rat ist jetzt gezwungen, diesen Überbestand
irgendwie abzuhauen. Er hat 'sich infolge
dessen ein Abbauprogmmm zurechtgdegt. Zu
nächst werden abgebaut - der Beschluß ist
schon gelaßt - die 60- und mehrjährigen
Lehrpersonen, soferne sie 40 Dienstjahre
haben. Vor ihrem Abbau werden sie auch noch
eini,germaßen befördert. Dieser Abhau ergibt
80 Lehrkräfte.· Dann sollen abgebaut werden
di'e Wiederverwendeten,allerdings nach An
rechnung ,der Dienstzeit, die sie neuerding,s
jetzt während der Kri(jgs- und Nachkriegszeit
zurüokgelegt haben; das ergibt 63 P'ersonen.
Als dritte Gruppe sollen die Doppelverdiener
abgebaut werden, wobei man in eflster Lirrie an
Lehrer,innen denkt, soferne das Gesamtein
kommen des Mannes und der Fr.au nach er
fol,gtem Aussoheiden aus dem Dienst 1500 S
monatlich überschreitet. Das soll insgesamt
56 Lehrkräfte betreffen, womit di'e Zahl des
Überbestandes von 200 LehrkräHen eneicht
wird. Zu dieser Sache möchte ich noch folgen
des sagen: Selbst wenn wir d~esen Abbau
durchführen - wobei absolut nioht sicher ist,
ob er hält, weil die g,esetzlichen Grundlagen
dazu sehr windig sind --, ist es eine große
Fr,age, ob dem Lande damus nicht nooh nach
trägliche Nachteile erwachsen könnten. Aber
selbst wenn aUes hält, dann bedeutet der Ab-

hau dieser 200 LehrkräHe noch immer nicht,
daß w,ir neue Lehrkräfte anstellen könnten.
Wir haben noch zahlreiohe ehemalige Minder
belastete, die nur durch einen Zuf,all noch nicht
,in V,erwentdung genommen sind. Es häuft sich
auch :schon die Zahl der jungen AhHurienten,
die schon über ein Jahr warten und nicht an
g'estellt werden können, weil für sie kein Platz
vorhanden ist. Ich sehe ,also auch hi,er k'eine
andere Lösung als jene, die ich schon in einem
anderen Zusammenh,ang angedeutet habe. WJr
müssen nämlich auah hier planen und: uns
darüber klar werden, wieviel Lehrkräfte wir
in den nächsten Jahren brauohen. Ihre Zahl
wird für di,e Aufnahme in die Lehrerhildungs
anstalten maßgebend s,ein müssen.

Zur Fr.age des A,us,soheidens der verheira
tetenlehrerinnen muß ioh 'sagen, daß wir
grundsätzlich dagegen sind, daß eine Lehl'erin
deshalb ausscheiden muß, weil sie venhei'rat,et
ist. Sie hat denselben Bildungsg,ang, sie leistet
die gleiche Arbeit und 'es bedeutet eine Ver
letzung des staatsbürgerlichen Grundrechtes,
wenn eine Lehrerin nur deswegen abgeba,ut
wir,d, weil sie von dem primHiven Recht Oe
br,auch gemacht hat, s~ch zu vel'ehelichen.
Warum ,gesch,ieht dies 'nur bei den Lehr,e
rlinnen? In der Priv,atwirtschaft kümmert s.ich
kein Mensch darum, wel1ln Mann und Fr:au
verdienen und ger,ade bei den öffentlioh An
gestellten stürzt man s.ich auf die vemeiratete
Lehrerin. Es wird auch nicht dadurch ,immer
ein Arbeitsplatz geschaffen, denn vi'ele der ver
heirateten Lehrerehepamebeschäftigen Haus
gehilfinnen. Baut man also die Lehrerin ab,
so muß ,ich ihr dii'e Pension zahlen und dar
über 'hinaus verliert auch die Hausg'eh'ilfin
ihren Posten. Das ist also ein ungerechtes
Gesetz und ,außer'cLem vef1.etzt man damit ein
Grundrecht der Menschen.

Zusammenf,asenid möchte ich sagen: Die
L'Ösung dieser Probleme wäre leichter möglich,
wenn man die Schul- Ulnd Lehrerfmg,e wenig,er
durch die Partei- und Weltans>chauungsbrille
behlachten w,ürde. Man spricht immer so viel
vom Elternrecht. Das Elternrecht ist aber kein
einheitliches Recht. Es gibt vellsohiedenes
Elternrecht, je nach der Auff,assung der
Eltern. Man stdlt sich also jetzt lindirekt
gegen die Auffassung, daß über dem Eltern
recht in gewissem Sinne doch di,e Belange des
Staates ,stehen. H<i'er komme ich zu keiner
anderen Überlegung, als daß d1em Wachstrum
einer Partei nicht geholfen list, wenn sie durch
solche Mittel stark wird, dadurch aber die
Struktur des Staat,es ullid die Grundlage des
Staates unterminIert. Fassen wir also das
Wohl ,des StaatesDUsammen in der Summe
aller Eltermechte, dann bin ich der Meinung,



daß es ,uns ,geNngen wird, auch diese schwie
rige frage einer grerechten Lösung zuzu
führen. (Beifall bei den Sozialisten.)

2. PRÄSIDENT: Ich unterbreche nun die
Debatte zur Gruppe 2. Die nooh vorgemerkten
Redner kommen morgen, in der 12. Stitz'ung

des Hauses, zum Wort. Die morg,jge Sitzung
beginnt bereits um 9 Uhr.

Sogleich nach SClhl,uß der Plenarsitzung hält
jetzt der finanzauslschuß eine Stitzun,g ab.

Die SitzUing list ,geschlossen.
(Schluß der Sitzung um 14 Uhr 7 MlIl.)


